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Rechtsgrundlage

§ 10 des Kinder- und Jugendhilfegesetzes fir Baden-Wirttemberg (LKJHG) lautet
in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. April 2005 (GBI. S. 85), zuletzt
geandert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 4. Mai 2009 (GBI. S. 195, 199) wie
folgt:

§ 10
Landesjugendplan

Die Landesregierung berichtet mit der Vorlage des Landesjugendplans, welche Aufgaben
der Jugendhilfe sie als vordringlich betrachtet.
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44. Landesjugendplan 2012

l. Vorbemerkung

Fur die neue Landesregierung hat die Bildungspolitik eine zentrale Bedeutung. Daher ist
auch die Jugendpolitik ein wichtiger Schwerpunkt ihrer Arbeit. Durch einen zielgenauen
Mitteleinsatz soll die Qualitat im Bildungsbereich spirbar verbessert werden. Die aul3er-
schulische Jugendarbeit ist dabei eine wichtige Saule der Jugendbildung.

Zum Abschluss der bis zum 31.12.2011 laufenden Vereinbarung fur ein Bundnis fur die
Jugend ist die Umsetzung nahezu in allen Bereichen erfolgt oder einvernehmlich mit den
Blndnisverbanden zuriickgestellt worden.

Ein gemeinsam mit den Akteuren der Jugendarbeit zu erarbeitender ,Zukunftsplan Ju-
gend” soll an das Bundnis fiir die Jugend ankntpfen. Darin sollen mittelfristige Ziele und
Projekte sowie die finanziellen Rahmenbedingungen festgeschrieben und im Landesju-
gendplan verankert werden. Die Altersgrenze bei Seminaren der Jugendbildung sollen
angepasst werden. Daneben sollen im ,Zukunftsplan Jugend” wichtige Handlungsfelder
aus dem Bundnis fur die Jugend fortentwickelt und neue Schwerpunkte fiir die Legisla-
turperiode, z. B. in den Bereichen Integration, Partizipation und Medienbildung, fest ver-
ankert und umgesetzt werden. Weitere Akteure im Bereich der Jugendarbeit sollen im
Verlauf des Prozesses in die Ausgestaltung und Umsetzung des ,Zukunftsplans Jugend
einbezogen werden. Die Jugendsozialarbeit, deren Schwerpunkt insbesondere die
Schulsozialarbeit und die Mobile Jugendarbeit ist, soll mit dem ,,Zukunftsplan Jugend* an
geeigneten Schnittstellen interagieren und kooperieren.

Die Starkung von verbindlichen und verlasslichen Forderstrukturen ist dabei fur die neue
Landesregierung ein wichtiges Anliegen. Der Koalitionsvertrag sieht daher u.a. einen
Ausbau des bestehenden Bildungsreferentenprogramms vor, so dass Vereine und
Verbande zukinftig zusatzliche Bildungsreferentenstellen erhalten kénnen. Die
Umsetzung der nach dem Koalitionsvertrag im ,Zukunftsplan Jugend” vorgesehenen
Mafinahmen soll Schritt fir Schritt erfolgen.
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Das von der friheren Landesregierung in Auftrag gegebene Gutachten zur Lage und Zu-
kunft der Kinder- und Jugendarbeit in Baden-Wirttemberg von Herrn Prof. Dr. Thomas
Rauschenbach soll weiter ausgewertet und zur Grundlage fir die Weiterentwicklung der
Kinder- und Jugendarbeit gemacht werden.

Das Land Baden-Wirttemberg bekennt sich zur verbandlichen, offenen und kulturellen
Kinder- und Jugendarbeit, die im Sinne des SBG VIII und des Jugendbildungsgesetzes
einen wichtigen und maf3geblichen Anteil zur Férderung und Entwicklung von Kindern
und Jugendlichen leistet. Oberstes Ziel ist es, junge Menschen zu eigenverantwortlichen
und gemeinschaftsfahigen Personlichkeiten zu erziehen. Es ist daher beabsichtigt, den
Tragern der aulRerschulischen Jugendbildung auch im Jahr 2012 insbesondere fir die
Bereiche der Jugendverbandsforderung, der Jugenderholung, der Jugendbildung und fur
sonstige bedeutsame Aufgaben und MalRBhahmen der Jugendarbeit sowie flr die
Landjugend weitgehende finanzielle Planungssicherheit zuzusichern.

Dennoch steht auch die Haushaltskonsolidierung auf der politischen Agenda ganz oben.

Das Gesamtvolumen von rd. 113,6 Mio. Euro fir das Jahr 2012 zeigt jedoch, dass die fi-
nanzielle Férderung des Landes im Jugendbereich fir die Landesregierung nach wie vor
vorrangig ist.

Hinzu kommen noch Leistungen zu Gunsten von Kindern und Jugendlichen, auf die ein
Rechtsanspruch besteht und die deshalb im Landesjugendplan nur nachrichtlich aufge-
fuhrt sind (Leistungen nach dem Unterhaltsvorschussgesetz, Zuschisse fur Schulen an
anerkannten Heimen fur Minderjahrige und Berufsbildungswerke) in Hohe von insgesamt
rd. 206,5 Mio. Euro im Jahr 2012.

Ubergreifendes Ziel der Jugendarbeit und der Jugendbildung ist die starkere Einbezie-
hung der Jugend in die Entwicklungen von Gesellschaft und Politik. Wie die Jugendfor-
schung deutlich macht, gilt bei der jungen Generation der Sicherung der Zukunftschan-
cen, d. h. dem Weg in Beruf und Arbeit, das allergrof3te Interesse.

Die jugendpolitischen Ansatze der Landesregierung gehen vor diesem Hintergrund von
einem breit gefacherten Themenspektrum aus. Dem sozialraumlichen und lebensweltori-
entierten Ansatz folgend werden Jugendarbeit und Schule enger miteinander verknipft.
Es gilt, im Rahmen eines umfassenden Bildungskonzeptes die Rahmenbedingungen fur
die Entfaltung personlicher Kompetenzen bei den Jugendlichen weiter zu verbessern,
Forderprogramme zu entwickeln und festzuschreiben sowie die Information und die regio-
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nale Vernetzung aller verantwortlichen Institutionen sicherzustellen. Im Brennpunkt der
gemeinsamen Bemihungen steht insbesondere die Schnittstelle von Schule - Wirtschatft -
Jugendarbeit. Die berufliche Zukunft der jungen Menschen hat sich als zentrales Thema
der regionalen Jugendinitiativen herauskristallisiert. Weiterhin geht es darum, den Dialog
zwischen den Generationen zu intensivieren. "Vorbeugung von Gefahrdungen”, "Beteili-
gung, Partizipation und Ehrenamt”, "Integration auslandischer Jugendlicher" sowie "Ju-
gendmedienarbeit" sind weitere bedeutsame Handlungsfelder.

Im ,Biindnis fir die Jugend" werden zentrale Entwicklungsbereiche wie ein Gesamtbil-
dungskonzept, die Auswirkungen des demografischen Wandels auf die Jugendarbeit, die
Partizipation, die Integration sowie die Unterstlitzung von Jugendlichen mit Benachteili-
gungen oder Behinderungen aufgegriffen. Die Laufzeit des Blindnisses endet am 31. De-
zember 2011.

Kooperation und Vernetzung erfolgen verstarkt im Rahmen regionaler Jugendagentur-
Netzwerke. Sie bauen bei der Umsetzung jugendbezogener Aktivitdten auf vorhandene
Strukturen und Trager vor Ort auf. Gemeinsam werden zentrale Aufgaben wie ein qualifi-
ziertes Beratungsangebot, die Férderung innovativer MalRnahmen oder die Bindelung
jugendbezogener Informationsangebote in Angriff genommen. Initiativen von und mit Ju-
gendlichen werden oft durch die auf Stadtkreis- und Landkreisebene eingerichteten Ju-
gendfonds finanziell unterstitzt. Ziel ist dartiber hinaus, durch die Jugendfonds andere
gesellschaftliche Gruppen fir die Belange der Jugend zu interessieren.

Die Integration von Jugendlichen mit Migrationshintergrund stellt — auch angesichts der
demografischen Entwicklung — unveréndert eine grof3e Herausforderung fur die Gesell-
schaft und insbesondere fur die Jugendbildung dar.

Aufgrund der wachsenden Bedeutung der Integrationspolitik in Baden-Wurttemberg wird
es kunftig einen eigenen Geschaftsbereich des Ministeriums flr Integration im Landesju-
gendplan geben. Integration bedeutet gleichberechtigte Teilhabe. Viele Zugangsbarrieren
sind im Wesentlichen durch die soziale Lage bedingt und betreffen Menschen mit und
ohne Migrationshintergrund in gleicher Weise. Ungeachtet dessen gibt es weiterhin mig-
rationsspezifische Teilhabe-Hirden wie unzureichende Sprachkenntnisse, rechtliche Zu-
gangsbarrieren, kulturelle und Verstandnishirden sowie Diskriminierung und Vorurteile,
die es abzubauen gilt.

Die Landesregierung halt an inrem zentralen Ziel fest, allen Jugendlichen, unabhangig
von sozialer oder ethnischer Herkunft, die gleichen Chancen in der Schule, im Beruf und
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somit im gesellschaftlichen Leben zu bieten. Es ist das erklarte Ziel der Landesregierung,
Jugendliche mit Migrationshintergrund nicht als ,Sondergruppe” zu betrachten, sondern
durch entsprechende Rahmenbedingungen daflr Sorge zu tragen, dass Kinder und Ju-
gendliche mit Migrationshintergrund aktiv vorhandene Regelangebote nutzen. Um dies zu
erreichen, setzt sich die Landesregierung fur die interkulturelle Offnung der Landes- und
Jugendverbénde ein und unterstiitzt die Vereine bei ihrer Integrationsarbeit vor Ort. Ba-
den-Wiurttemberg orientiert sich im Bereich Integration im Kontext des ehrenamtlichen
Engagements am grundlegenden Ziel, méglichst allen die Teilhabe zu erméglichen.

Die Verbesserung der Bildungs- und Ausbildungssituation der Jugendlichen mit Migrati-
onshintergrund, die Starkung ihrer Potenziale sowie die Unterstiitzung beim Ubergang
von der Schule in den Beruf bleiben herausragende Ziele. Die Férderung der deutschen
Sprache, individuelle Begleitung sowie kontinuierliche Beratung sind hier von zentraler
Bedeutung. Eine landesweite Vernetzung von Akteuren, der fachliche Austausch und das
Nutzen von Synergien sind auch in diesem Bereich eine erfolgversprechende Strategie.

Die Landesregierung von Baden-Wiurttemberg verfolgt das Ziel, allen Jugendlichen unab-
hangig von ihrer Herkunft und sozialen Lage einen umfassenden Zugang zu Bildung zu
ermdglichen, eine gute Bildung auf fachlich wie padagogisch hohem Niveau anzubieten
und Bildungsaufstiege zu erméglichen. In diesem Zusammenhang ist eine friihzeitige
Vorbereitung der Jugendlichen auf das Ausbildungs- und spatere Berufsleben von zent-
raler Bedeutung. Voraussetzung dafir ist eine enge Zusammenarbeit zwischen Schule
und Betrieben bzw. Wirtschaft. Mal3Bnahmen wie Kompetenzanalysen zur Erfassung der
sozialen und personalen Ressourcen, Praktika wahrend der Schulzeit, Patenschafts-
programme, die Information und Sensibilisierung der Eltern sowie der Einsatz von Multi-
plikatoren tragen dazu bei, insbesondere Jugendliche mit Migrationshintergrund bei ihrer
Suche nach einem Ausbildungsplatz zu unterstitzen und sie wahrend ihrer Ausbildung zu
begleiten.

Aul3erhalb der Schule und der Betriebe bildet der Sport ein wichtiges Handlungsfeld, das
insbesondere fur Jugendliche integrationsférdernd wirken kann. Sport verbindet, vermit-
telt Werte und schafft Gemeinsamkeiten. Daher stehen die Sportvereine zweifelsfrei im
Mittelpunkt der Integrationsarbeit.

DarlUber hinaus kommen viele Jugendliche mit Migrationshintergrund nach Deutschland
mit bereits erfolgreichen Schul- und Ausbildungsabschlissen. Um ihnen den Zugang zu
einer Ausbildung bzw. zu einem Beruf zu erleichtern, braucht es ein wirksames Verfahren
zur Anerkennung von im Ausland erworbenen Qualifikationen. Aus diesem Grund wird



-8-

die Landesregierung unter Federfihrung des Ministeriums fir Integration ein Landesge-
setz fur die in der Zustandigkeit des Landes stehenden Berufsgruppen auf den Weg brin-
gen.

Ein weiteres Anliegen der Landesregierung besteht schlie3lich darin, die Integration von
Jugendlichen mit Migrationshintergrund in den Strukturen und Angeboten der Jugendar-
beit und der Jugendsozialarbeit weiter zu starken.

Die verstarkte Partizipation der jungen Menschen wird sowohl durch unmittelbare politi-
sche Beteiligung (z. B. in Jugendgemeinderaten, Jugendforen) wie durch Ubernahme von
Eigenverantwortung in Gesellschaft und Jugendarbeit intensiviert.

Um die Jugend in die sich entwickelnde Informations- und Kommunikationsgesellschaft
einzubeziehen, werden sowohl die technischen Voraussetzungen verbessert als auch
durch das "Jugendnetz Baden-Wirttemberg" und die regionalen Jugendnetze die kom-
munikativen Mdglichkeiten gestarkt. Mit www.jugend-bw.de hat das Ministerium fir Kul-
tus, Jugend und Sport eine Informationsplattform fiir Schulen, Jugendarbeit, weitere Tra-
ger und Jugendliche geschaffen.

Im Geschéftsbereich des Ministeriums fur Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frauen und
Senioren kénnen die Aufgaben im Bereich der sozialen Jugendhilfe, insbesondere die
Vorhaben der Mobilen Jugendarbeit in Problemgebieten, die einen wichtigen Beitrag zur
Entwicklung und Starkung der Personlichkeit und des Sozialverhaltens sowie der berufli-
chen und gesellschaftlichen Integration von benachteiligten Jugendlicher leistet, fortge-
fuhrt werden. Die Landesmittel flr die Mobile Jugendarbeit wurden gegentiber dem Jahr
2006 im Jahr 2011 mit rd. 2,4 Mio. Euro nahezu verdoppelt. Damit sollte eine besondere
Zielgruppe - namlich benachteiligte Jugendliche in schwierigen Lebenssituationen und mit
besonderen Ausbildungshemmnissen - besonders geférdert werden, um ihre Chancen in
Schule, Ausbildung oder Beruf zu erhéhen.

Aufgrund der Empfehlung des Sonderausschusses ,Konsequenzen aus Winnenden und
Wendlingen, Jugendgefahrdung und Jugendgewalt soll die Stellenzahl in der Mobilen
Jugendarbeit von derzeit rd. 214 auf 220 Vollzeitstellen ausgebaut werden. Fur 2012 ste-
hen insgesamt Mittel von rd. 2,8 Mio. Euro fur die Mobile Jugendarbeit zur Verfigung.
Neu hinzukommen wird die Forderung der Schulsozialarbeit. Hierzu wurde im "Pakt fur
Familien mit Kindern" zwischen Landesregierung und den kommunalen Landesverban-
den festgelegt, dass sich das Land ab dem Jahr 2012 zu einem Drittel an den Kosten der
Schulsozialarbeit bis zu einem Betrag von 15 Mio. Euro jahrlich beteiligt.
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Einen weiteren Schwerpunkt der Landesférderung bildet der Jugendschutz, mit dem jun-
ge Menschen vor Gefahren im 6ffentlichen Raum und insbesondere in den neuen Medien
geschutzt werden sollen. Auch in Zukunft wird es darum gehen, junge Menschen durch
Maflinahmen des erzieherischen Jugendschutzes und der Medienpadagogik zu beféhi-
gen, Gefahren der neuen Medien zu erkennen und verantwortungsvoll damit umzugehen.
Die Initiative Kindermedienland soll dazu beitragen, dass sowohl Medienbildung und Me-
dienpadagogik als auch Mallnahmen des Jugendmedienschutzes einen noch héheren
Stellenwert erhalten.

Bei den unmittelbaren Hilfen fur Familien wird das Land weiterhin eine Spitzenposition
einnehmen. Das Landeserziehungsgeld als zentrale familienpolitische Leistung des Lan-
des ist in Folge der Einfihrung des Elterngeldes ab 2007 umgestaltet worden. Eine weite-
re Anpassung an aktuelle familienpolitische Entwicklungen ist vorgesehen.

Mit dem Landesprogramm STARKE soll insbesondere die Erziehungskompetenz der El-
tern gestarkt und damit die Entwicklungsméglichkeiten der Kinder verbessert werden.
Hierfur standen im Jahre 2008 1,5 Mio. Euro und stehen jeweils 4 Mio. Euro ab dem Jah-
re 2009 bis zunachst Ende 2013 zur Verfugung. Mittel, die in einem Haushaltsjahr nicht
verbraucht worden sind, bleiben dem Programm erhalten.

Die FamilienForschung Baden-Wurttemberg im Statistischen Landesamt (FaFo) fuhrt im
Auftrag des Ministeriums fir Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frauen und Senioren in
den Kommunen zahlreiche ,Lokale Zukunftswerkstéatten fur Familien* und
RegioKonferenzen fur mehr Kinder- und Familienfreundlichkeit durch. Sie unterstitzt da-
mit die Kommunen bei ihren Bemihungen um mehr Kinder- und Familienfreundlichkeit.
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I. Bericht Uber vordringliche Aufgaben der Jugendhilfe

1. Geschaftsbereich des Ministeriums fur Arbeit und
Sozialordnung, Familie, Frauen und Senioren

Im Bereich der Jugendarbeit und Jugendbildung, der Familienpolitik, der sozialen Ju-
gendhilfe und des Jugendschutzes weist der 44. Landesjugendplan 2012 im Verantwor-
tungsbereich des Ministeriums fir Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frauen und Senio-
ren ein Volumen von rd. 82,7 Mio. Euro im Jahr 2012 aus.

Wesentliche Anderungen haben sich durch Umressortierungen nach der Landtagswahl
2011 ergeben. Die Kleinkindbetreuung und die Kindertagespflege werden nunmehr vom
Ministerium fur Kultus, Jugend und Sport verantwortet; die auRerschulische Jugendbil-
dung ist in den Geschaftsbereich des Ministeriums fir Arbeit und Sozialordnung, Familie,
Frauen und Senioren Ubergegangen.

Erganzend werden nachrichtlich Zuschusse fur Schulen am Heim und an Berufsbil-
dungswerken sowie Leistungen nach dem Unterhaltsvorschussgesetz dargestellt.

Zu den einzelnen Foérderprogrammen ist Folgendes zu bemerken:

1.1 Bereich Jugendarbeit

Zentrale Aufgaben der Jugendorganisationen

Das Land gewéhrt den Jugendorganisationen Zuwendungen fir die Kosten, die durch die
Leitungsaufgaben entstehen. Die Haushaltsansatze fur Zuschiisse an den Landesju-
gendring, an die im Landesjugendring zusammengeschlossenen Jugendverbande sowie
an sonstige anerkannte Trager der Jugendarbeit betragen seit 2004 unverandert
1.340.000 Euro (ohne die Férderung der Sportjugend). Durch ergédnzende Mittel in Hohe
von 95.000 Euro ab dem Haushaltsjahr 2009 sowie 50.000 Euro ab dem Haushaltsjahr
2010 konnte die Jugendverbandférderung mafdvoll ausgebaut werden (vgl. Kap. 0918 Tit.
684.03). Mit der gleichen Zielrichtung hat der Sonderausschusses "Konsequenzen aus
Winnenden und Wendlingen: Jugendgefahrdung und Jugendgewalt" weitere 60.000 Euro
als praventive MalRnahme zur Verfigung gestellt (vgl. Kap 1212 Tit. Gr. 70).
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Ring politischer Jugend

Fur die politische Bildungs- und die staatsburgerliche Erziehungsarbeit des Rings politi-
scher Jugend und der in ihm zusammengeschlossenen politischen Jugendverbande wer-
den zu den anerkannten Verwaltungskosten und zu Bildungsmafinahmen seit dem Jahr
2004 Zuschusse von jahrlich 263.700 Euro veranschlagt.

Jugenderholungsmal3nahmen

Die Jugendverbande und Jugendringe leisten mit ihren jugendgemaf3en, padagogisch
verantworteten Freizeiten einen wertvollen Beitrag zur Jugenderholung. Im Gegensatz zu
Angeboten kommerzieller Reiseveranstalter oder gemeinnitziger Jugendreisedienste
sind die Jugenderholungsmaflinahmen meist in ein Ganzjahreskonzept der Arbeit fur jun-
ge Menschen eingebunden. Nach wie vor besteht bei vielen Jugendlichen grol3es Inte-
resse, an Jugenderholungsmalnahmen teilzunehmen.

Die Fordersatze (Tagessatze) fur Teilnehmerinnen und Teilnehmer an Jugenderho-
lungsmal3nahmen betragen derzeit

e flr Kinder und Jugendliche aus finanziell schwéacher gestellten Familien
5,10 Euro (7,50 Euro im Haushaltsjahr 2011),

e flr den Einsatz ehrenamtlicher padagogischer Betreuer 8,70 Euro,

e flr Ferienfreizeiten unter Einbeziehung behinderter Kinder und Jugendlicher
9,20 Euro.

Die Einkommensgrenzen bei der Férderung von ErholungsmalRnahmen mit finanziell
schwacher Gestellten richten sich nach Einkommensgrenzen des Landeserziehungsgel-
des. Sie wurden zuletzt im Haushaltsjahr 2010 angehoben, so dass mehr Familien in die
Landesférderung einbezogen werden kdonnen.

Das Land fordert die JugenderholungsmalRnahmen mit 1.768.500 Euro jahrlich.
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Statten der Jugendarbeit

Der Mittelansatz bei der Férderung der Zeltbeschaffung betragt 284.500 Euro. Die For-
derquote betrug in den Jahren 2010 und 2011 jeweils 30 %.

Landesarbeitsgemeinschaft Jugendsozialarbeit

Neben der Gewahrung eines Landeszuschusses an die Landesarbeitsgemeinschaft Ju-
gendsozialarbeit und die in ihr zusammengeschlossenen Tragergruppen, soweit sie Ju-
gendsozialarbeit betreiben, fordert das Ministerium fur Arbeit und Sozialordnung, Familie,
Frauen und Senioren die spezifische Jugendbildungsarbeit in den Jugendwohnheimen,
Madchenclubheimen und Jugendgemeinschaftswerken sowie Eingliederungsmalf3nah-
men und Projekte fur junge Menschen mit Migrationshintergrund.
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1.2 AufBerschulische Jugendbildung

Der Koalitionsvertrag sieht u. a. vor, die Zustandigkeiten fir die Kinder- und Jugendarbeit
zu buindeln. Die Geschéftsbereiche wurden daraufhin neu abgegrenzt. Die Jugendarbeit
und die auf3erschulische Jugendbildung werden im Sozialministerium konzentriert.

Das Ministerium fur Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frauen und Senioren ist nunmehr
fur allgemeine und grundsatzliche Angelegenheiten der aul3erschulischen Jugendbildung
zustandig. Hierzu zahlen Angelegenheiten des Jugendbildungsgesetzes, das Zusam-
menwirken mit dem Landeskuratorium fir auf3erschulische Jugendbildung und die Zu-
sammenarbeit mit der Jugendstiftung Baden-Wiurttemberg, um einige Schwerpunkte zu
nennen.

Bildungsreferenten

Das Forderprogramm dient in erster Linie der Schulung, Aus- und Fortbildung der ehren-
amtlichen Jugendleiter und schafft damit die Voraussetzungen fir eine breite Jugendbil-
dungsarbeit.

Das Land gewéhrt auf Antrag Zuwendungen zu den anerkannten Personalkosten in Hohe
von 70 % flr hauptberuflich tatige Bildungsreferenten der Jugendverbénde und lUberregi-
onaler Zusammenschlisse anerkannter Trager der freien Jugendarbeit.

Die Anzahl der zu férdernden Bildungsreferenten (38 insgesamt) ist seit einer
Verbesserung auf Grund der Handlungsempfehlungen der Enquetekommission "Jugend -
Arbeit - Zukunft" des Landtags im Jahr 2000 trotz gestiegenen Bedarfs nicht weiter erhoht
worden. Im Haushaltsentwurf 2012 sind 1.345.800 Euro vorgesehen. Die
Bildungsreferenten fur den Bereich Sport sind weiterhin im Kapitel des Ministeriums far
Kultus, Jugend und Sport etatisiert. Der Koalitionsvertrag sieht einen Ausbau des
bestehenden Bildungsreferentenprogramms vor. Die Umsetzung der nach dem
Koalitionsvertrag im ,Zukunftsplan Jugend“ vorgesehenen MalRnahmen soll Schritt far
Schritt erfolgen.
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Jugendbildungsakademien

Im Zuge der Geschaftsbereichsabgrenzung ist die Zustandigkeit fir die Jugendbildungs-
akademien Jugendburg Rotenberg und Akademie der Jugendarbeit e. V. sowie der Ver-
bund der Jugendbildungsakademien auf das Sozialministerium Ubertragen worden.

Die Uberverbandlich in Baden-Wirttemberg tatige Jugendbildungsstatte Rotenberg wird
zur teilweisen Finanzierung ihrer laufenden Aufwendungen institutionell aus Mitteln des
Sozialministeriums gefordert. Dartber hinaus erhalt sie Investitionsmittel zur Sanierung
ihrer Einrichtung. Im Jahr 2012 sind fur die Sanierung 26.200 Euro vorgesehen.

Akademie der Jugendarbeit Baden-Wrttemberg e.V.

Trager dieser Akademie sind der Landesjugendring Baden-Wirttemberg und die Arbeits-
gemeinschaft Jugendfreizeitstatten Baden-Wurttemberg. Die Akademie will dem Bedarf
an breit gefacherter und zusatzlicher Qualifikation der ehren- und hauptamtlichen Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter zur Unterstiitzung des Ehrenamts ein tréager- und
institutionentbergreifendes Angebot gegeniiberstellen und insbesondere bestehende
Fortbildungsangebote vernetzen.

Die Einrichtung wird seit 1996 aus Mitteln des Landesjugendplans institutionell geférdert.
Jahrlich werden rund 128.000 Euro bewilligt.

Jugendbildungsmalinahmen

Die hauptsachlich von den Jugendverbanden getragenen Lehrgange zur Ausbildung und
Fortbildung von Jugendleitern sowie Seminare zur aufRerschulischen Jugendbildung
(Fragen der politischen, sozialen, sportlichen, musisch-kulturellen, 6kologischen und
technologischen Jugendbildung sowie der Madchen- und Jungenbildung) bilden das
Kernstlck der JugendbildungsmalRnahmen im Landesjugendplan.

Bei den Jugendleiterlehrgdngen und Seminaren wurde im Jahr 2011 ein Tagessatz von
9,20 Euro gezahlt. Die Fordersatze fur praktische Mal3nahmen sind aufgrund der Spar-
beschlusse der letzten Jahre rucklaufig (bis 2000: 40 %, 2001 - 2003: 35 %, 2005 - 2011:
25 %).
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Im Haushaltsentwurf 2012 sind 2.059.400 Euro fur Jugendleiterlehrgénge (Zuschisse
einschlie3lich Sachkosten) und 905.800 Euro (jeweils 2007 bis 2011) fir Seminare und
praktische Malinhahmen vorgesehen.

Kooperation Jugendarbeit / Schule

Im Hinblick auf die Kooperationsfelder zwischen Jugendarbeit / Jugendbildung und Schu-
le ist das Ministerium fur Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frauen und Senioren zu-
standig, soweit der Schwerpunkt der Fragen bei den Jugendverbanden liegt. Dafir steht
fur Projekte ein Budget von rd. 150.000. Euro zur Verfigung.

Integration von jungen Auslanderinnen und Auslandern sowie Aussiedlerinnen und Aus-
siedlern

Landesweit bedeutsame MalRhahmen im Bereich der offenen und verbandlichen Jugend-
arbeit /-bildung einschlief3lich von Vorhaben im Bereich der Kooperation Jugendarbeit -
Schule, der Jugendkulturarbeit und der Starkung deutsch-tirkischer Jugendbegegnungen
werden geférdert (100.000 Euro im Jahr 2012).

Integrationsoffensive

Das Ministerium fir Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frauen und Senioren fordert eine
.Integrationsoffensive in der Jugendarbeit®. Dieses Férderprogramm war Bestandteil des
Blndnisses fir die Jugend. In den Jahren 2010/2011 wurden 19 6rtliche Integrationspro-
jekte in der offenen und verbandlichen Jugendarbeit gefordert.

Der Integrationsoffensive ist es gelungen, vor Ort deutliche fachliche Impulse zu setzen.
Hervorzuheben sind die Bereiche Netzwerkbildung, Kooperationen mit
Migrantenorganisationen und auch die Entwicklung spezifischer Angebote, in denen sich
Jugendliche mit Migrationshintergrund mit ihren Starken einbringen konnten. Es ist beab-
sichtigt, die Integrationsoffensive fortzufiihren.
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Innovationen

Der Landesjugendplan ist neben der kontinuierlichen Regelférderung von MalRhahmen
offen fur neue, innovative Entwicklungen in der Jugendbildung.

Von breiter Wirkung ist u. a. auch die Forderung der "Servicestelle Jugend" (bei der Ju-
gendstiftung Baden-Wirttemberg).
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Bereich Familie

Hilfen fur Familien

Auch in der laufenden Legislaturperiode ist Ziel der Kinder- und Familienpolitik des Lan-
des die Weiterentwicklung zum Kinderland Baden-Wirttemberg. Die wesentlichen Ar-
beitsschwerpunkte sind hierbei

die Gewahrleistung des Elterngeldvollzugs

die Umgestaltung des Landeserziehungsgeldprogramms, um insbesondere d&rmere
Familien mit Kindern bis zu einem Alter von 13 Monaten besonders zu unterstit-
zen,

die Starkung der elterlichen Erziehungskompetenz durch das Landesprogramm
STARKE,

die Unterstitzung des Ausbaus und der Etablierung von wellcome-Standorten in
Baden-Wirttemberg,

die Steigerung der Attraktivitat des Landesfamilienpasses beispielsweise durch die
Ausweitung auf den Bereich Sport und Spiel und

die Foérderung der Ausbildung und des Einsatzes von Familienhebammen / Fami-
lien-Gesundheits- und Kinderkrankenschwestern.

Fur unmittelbare finanzielle Hilfen an die Familien (Landeserziehungsgeld, Unterhaltsvor-

schussgesetz, Mehrlingsgeburtenprogramm) hat das Land im Jahr 2010 insgesamt rd.
92 Mio. Euro ausbezahlt. Im Haushaltsentwurf 2012 sind rd. 90 Mio. Euro vorgesehen.
Hinzu kommen betrachtliche Aufwendungen fur eine familiengerechte Infrastruktur. Hier-

zu zahlen insbesondere die Versorgung mit Kindergarten, der Familienwohnungsbau, die

Forderung von Beratungsstellen sowie andere Mal3hahmen zur Forderung familien- und
kinderfreundlicher Lebensverhaltnisse.

Seit der Einfuhrung des von den Landern zu vollziehenden Elterngeldes fir Geburten ab
dem Jahr 2007 werden von der L-Bank Landeserziehungsgeld und Elterngeld ausge-

zahlt.
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Landesprogramm STARKE

Anlasslich der Umgestaltung des Landeserziehungsgeldprogramms beschloss die Lan-
desregierung am 28. April 2008, das Landesprogramm zur Starkung elterlicher Erzie-
hungskompetenzen ,STARKE* aufzulegen; Programmstart war der 1. September 2008.
Fur das Jahr 2008 wurden 1,5 Mio. Euro zur Verfigung gestellt; fir die Jahre 2009 bis
zunachst 2013 belauft sich das Programmvolumen auf jeweils 4 Mio. Euro jahrlich.

In einer Rahmenvereinbarung STARKE wurde zwischen der Landesregierung und den
Kommunalen Landesverbanden, den Verbanden von Familienbildungstragern und Fami-
lienselbsthilfegruppen sowie den Verbanden der Liga der freien Wohlfahrtspflege verein-
bart, Eltern in Baden-Wurttemberg anlasslich der Geburt ihres Kindes einen Familien-
und Elternbildungsgutschein im Wert von 40 Euro zuzusenden. Seit Juli 2010 besteht fur
Familien in prekaren finanziellen Verhaltnissen die Mdglichkeit den Gutschein auf zu sto-
cken und erganzende hausliche Beratungen zu erhalten. Daneben kénnen spezielle Fa-
milienbildungsangebote und Beratungen fur Familien in besonderen Lebenssituationen in
den einzelnen Jugendamtsbezirken weiter ausgebaut werden. Die Jugendamter ent-
scheiden im Benehmen mit den Veranstaltern, fir welche besonderen Lebenssituationen
vor Ort ein Bedarf fur ein spezielles Kursangebot besteht.

AulRerdem werden das vom Ministerium fur Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frauen
und Senioren und dem Justizministerium entwickelte Projekt ,Kindeswohl bei Trennung
und Scheidung” im Rahmen des Impulsprogramms flr die Nachhaltigkeitsstrategie Ba-
den-Wurttemberg, das Pilotprojekt ,Informationsveranstaltungen fiir Rat suchende Eltern
in typischen Umbruchphasen des Kinderlebens* sowie die Unterstiitzung von Stadt- und
Landkreisen bei der Planung der Vernetzung von Frihen Hilfen durch die Eltern- und
Familienbildung geférdert.

Projekt ,Familienfreundliche Kommune*

Um die Kommunen, Kreise und Regionen im Land, die ihre Familienfreundlichkeit weiter
entwickeln wollen, zu unterstitzen, hat die FamilienForschung Baden-Wirttemberg im
Statistischen Landesamt (FaFo) im Auftrag des Ministeriums fur Arbeit und Sozialord-
nung, Familie, Frauen und Senioren im April 2004 das Internetportal ,Familienfreundliche
Kommune* frei geschaltet.
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Unter ,www.familienfreundliche-kommune.de" sind in dem Portal aktuelle Fakten und Ar-
gumente, Ansprechpartner, Arbeitshilfen, Linktipps und Veranstaltungshinweise zu sechs
zentralen Handlungsfeldern kommunaler Familienpolitik gebiindelt. Daneben bietet das
Portal eine Datenbank mit derzeit Giber 160 nachahmenswerten Praxisbeispielen fir Fa-
milienfreundlichkeit in Kommunen in Baden-Wirttemberg. In einer weiteren Datenbank
,Praxisbeispiele zum Programm STARKE" werden beispielhafte Ansatze zur Umsetzung
des Landesprogramms STARKE aus den Stadt- und Landkreisen Baden-Wirttembergs
dargestellt. Darber hinaus ist das Portal fir die Kommunen im Land eine wichtige Infor-
mationsquelle und zugleich Plattform zur Darstellung der eigenen Aktivitdten. Nahezu alle
Kommunen haben den Newsletter zum Portal abonniert. Seit 2008 gibt es im Portal das
Handlungsfeld ,Migration und Integration®.

Neben der Pflege und dem Ausbau des Portals unterstitzt die FaFo im Auftrag des Mi-
nisteriums fur Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frauen und Senioren die Kommunen
durch ,Lokale Zukunftswerkstéatten fir Familien* und RegioKonferenzen in inrem Bemu-
hen um mehr Familienfreundlichkeit. In Gber 50 baden-wirttembergischen Kommunen
wurden bislang ,Lokale Zukunftswerkstatten fur Familien mit insgesamt mehr als 4.500
Beteiligten durchgefihrt und die weitere Umsetzung begleitet. Weitere Zukunftswerkstat-
ten sind im Jahr 2012 geplant. In den Kommunen, die bereits eine Zukunftswerkstatt
durchgefihrt haben, findet zur Verbesserung der Nachhaltigkeit nach zwei bis drei Jahren
ein weiterer Austausch durch sog. Bilanzworkshops statt. Daneben werden die starkere
Vernetzung und der Austausch untereinander durch sog. Birgermeisterworkshops gefor-
dert.

Eine engere Vernetzung aller Akteure (Stadte und Gemeinden, Verbénde und Vereine,
Arbeitgeber und Gewerkschaften, Familienblindnisse und Initiativen) einer Region auf
dem Gebiet der Kinder- und Familienfreundlichkeit wird durch sogenannte
RegioKonferenzen unterstitzt, die bereits in 8 der 12 Regionen im Land durchgefihrt
wurden. Fir das Jahr 2012 sind weitere RegioKonferenzen geplant.

Wellcome Baden-Wirttemberg

Wellcome-Teams unterstiitzen Familien mit neugeborenen Kindern beim Ubergang von
der Geburt im Krankenhaus in den hauslichen Alltag. Ehrenamtliche Hilfskréafte kommen
auf Wunsch der Familie ein- bis zweimal die Woche fur zwei bis drei Stunden und entlas-
ten sie, indem sie so helfen, wie das (fehlende) GroR3eltern, Freunde oder Nachbarn tun
wuirden. Der Einsatz der Ehrenamtlichen, die ein lokales wellcome-Team bilden, wird von
einer Fachkraft in einer Familienbildungsstatte oder in einer Beratungsstelle koordiniert.
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Das von der wellcome gGmbH (Sitz: Hamburg) entwickelte Konzept leistet einen Beitrag
zu einer Gesellschaft, in der Kinder willkommen sind. Seit 2002 wurde wellcome bereits
in 14 Bundeslandern aufgebaut.

In Baden-Wurttemberg haben seit April 2008 bereits 24 wellcome-Teams ihre Arbeit auf-
genommen Die wellcome Teams befinden sich in Aalen, Biberach/Ri3, Esslingen, Fil-
derstadt, Freiburg (2 Standorte), Friedrichshafen, Géppingen, Heilbronn, Karlsruhe, Leut-
kirch, Lorrach, Ludwigsburg, Pforzheim, Ravensburg, Reutlingen, Schorndorf, Schon-
buchlichtung/Holzgerlingen, Schwabisch-Hall, Sigmaringen, Stuttgart (2 Standorte), Ulm
und Waiblingen. Die Er6ffnung weiterer Standorte ist geplant.

Landeserziehungsgeld

Fur seit dem 1. Januar 2007 geborene Kinder wird im Anschluss an das Elterngeld ein
steuerfreies Landeserziehungsgeld fur bis zu zehn Lebensmonate des Kindes gewabhrt.
Das Landeserziehungsgeld wird ab dem 13. oder dem 15. Lebensmonat des Kindes
bezahlt, unmittelbar im Anschluss an den letzten Bezugsmonat des Elterngeldes. Die
Leistung ist einkommensabhangig und betragt fir das erste und zweite Kind bis zu 205
Euro monatlich, fur das dritte und jedes weitere Kind bis zu 240 Euro monatlich. Far
Geburten seit dem 1. Januar 2010 sind als Einkommensgrenzen 1.480 Euro fur Paare
und 1.225 Euro fur allein erziehende Eltern festgelegt.

Baden-Wairttemberg hat 1986 als erstes Bundesland eine solche Leistung eingefihrt.
Derzeit gibt es nur noch in Bayern, Sachsen und Thiringen ein Landeserziehungsgeld.
Rechtsgrundlage ist die Verwaltungsvorschrift des Ministeriums fir Arbeit und
Sozialordnung, Familie, Frauen und Senioren fir die Gewéhrung von
Landeserziehungsgeld fur Geburten und Adoptionen ab dem 1. Januar 2007 und fur die
Gewéhrung von Zuwendungen an Familien mit Mehrlingsgeburten (VwV-LErzG 2007 -
Mehrlinge). Es wird zusatzlich zum Kindergeld und sonstigen familienpolitischen
Leistungen ausbezahlt.

In der Koalitionsvereinbarung wurde beschlossen:

,Mit einem reformierten Landeserziehungsgeld wollen wir &rmere Familien mit Kindern
bis zu einem Alter von 13 Monaten besonders unterstiitzen.”

Ausgangspunkt der Uberlegungen zur Neuordnung des Landeserziehungsgeldes war die
Entscheidung der Bundesregierung, zum 1. Januar 2011 fur alle zuvor nicht berufstatigen
ALG-Il, Sozialhilfe- und Kinderzuschlag-Beziehenden eine vollstdndige Anrechnung des
Elterngeldes vorzusehen.



-21 -

Bei den vorgesehenen Veranderungen werden die bestehenden Dispositionen der Fami-
lien berticksichtigt. Daher wird die Neuregelung eine entsprechende Ubergangszeit vor-

sehen, um den Vertrauensschutz fur diejenigen Eltern zu gewahrleisten, die sich bereits

in Elternzeit befinden.

Mehrlingsgeburtenprogramm

Fur Geburten ab dem Jahr 2002 gibt es in Baden-Wirttemberg ein im Landervergleich
beispielhaftes Programm zur Unterstiitzung von Familien mit Mehrlingsgeburten (ab Dril-
lingen). Familien mit Mehrlingsgeburten erhalten - zusatzlich zum Elterngeld und Landes-
erziehungsgeld - einen einmaligen und seit 2004 einkommensunabhangigen Zuschuss in
Hohe von 2.500 Euro je Kind als Beitrag des Landes zur Milderung der vielféltigen Belas-
tungen aus Anlass der Geburt. Die Familien kénnen tber die Verwendung des Zuschus-
ses frei nach Bedarf entscheiden. Nach bisherigen Erfahrungen kann davon ausgegan-
gen werden, dass dieser Zuschuss in der Regel fir kindbezogene Ausgaben verwendet
wird.

Grundlage fur den Mehrlingszuschuss ist eine Verwaltungsvorschrift des Ministeriums fur
Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frauen und Senioren . In den Jahren 2007 bis 2010
lag die Anzahl der Mehrlingsgeburten ab Drillingen zwischen 25 und 37 Geburten. Das
Land hat aus diesem Programm inzwischen tber 2,23 Mio. Euro fur diese besonders be-
lasteten Familien verausgabt. Im Haushaltsentwurf 2012 sind hierftr 225.000 Euro fir
das Programm veranschlagt.

Landesstiftung "Familie in Not"

Familien und Alleinerziehende sowie werdende Mutter in Not- und Konfliktsituationen be-
durfen rascher und flexibler Hilfe. Deshalb tritt die vom Land im Jahr 1980 gegriindete
Stiftung ,Familie in Not“ mit ihren Leistungen dort ein, wo andere finanzielle Hilfemoglich-
keiten nicht, nicht ausreichend oder nicht rechtzeitig gegeben sind. Die Leistungen der
Stiftung sollen helfen, die wirtschaftliche und soziale Situation der Betroffenen zu festi-
gen.

Die Stiftung ,Familie in Not" hat im Jahr 2010 an 1.277 Familien und werdende Miitter fi-
nanzielle Hilfeleistungen im Umfang von insgesamt 296.826 Euro gezahlt. Seit Errichtung
der Stiftung 1980 bis zum Jahresende 2010 erhielten 23.625 Familien und werdende
Mutter Stiftungsleistungen.
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Die Stiftung ,Familie in Not“ Gbernimmt in Baden-Wirttemberg auch die Vergabe von
Leistungen aus Mitteln der im Jahr 1984 errichteten Bundesstiftung ,Mutter und Kind —
Schutz des ungeborenen Lebens”. Die Bundesstiftung will schwangeren Frauen, die sich
in einer Notlage befinden, eine individuelle finanzielle Unterstlitzung geben, um ihnen die
Fortsetzung der Schwangerschaft zu erleichtern.

Im Jahr 2010 beliefen sich die verausgabten Mittel auf 12.275.597 Euro. Im Jahr 2011
stellt die Bundesstiftung ,Mutter und Kind — Schutz des ungeborenen Lebens" insgesamt
11.356.019,94 Euro zur Verfugung.

Im Jahr 2011 wurden einmalig Landemittel in H6he von 800.000 Euro zur Erhéhung des
Stiftungskapitals der Stiftung "Familie in Not" zur Verfligung gestellt.

Unterhaltsvorschussgesetz

Das Unterhaltsvorschussgesetz sichert den Unterhalt von Kindern allein erziehender
Eltern, wenn der andere Elternteil, bei dem das Kind nicht lebt, seinen Verpflichtungen
zur Unterhaltszahlung nicht oder nicht vollstdndig nachkommt. Der Anspruch des Kindes
auf Unterhaltsvorschuss ist auf 72 Monate begrenzt und endet spéatestens mit der
Vollendung des zwdlften Lebensjahres des Kindes. Die monatliche Unterhaltsleistung
bemisst sich nach dem Mindestunterhalt des Birgerlichen Rechts, dessen Hoéhe sich
wiederum nach dem doppelten Freibetrag des séachlichen Existenzminimums eines
Kindes (Kinderfreibe-trag) richtet (§ 2 UVG, § 1612a BGB). Sie betragt je nach Alter des
Kindes zurzeit 317 Euro bzw. 364 Euro. Das Erstkindergeld (derzeit 184 Euro) ist voll
anzurechnen. Der monatliche Auszahlungsbetrag betragt somit bis zur Vollendung des
sechsten Lebensjahres 133 Euro und bis zur Vollendung des zwolften Lebensjahres 180
Euro.

Seit Inkrafttreten des Unterhaltsvorschussgesetzes ist der Mittelbedarf zunachst
kontinuierlich und betréachtlich gestiegen. Hauptursachen des erheblichen
Ausgabenanstiegs waren die Anhebung des Mindestunterhalts und die hohe Zunahme
der nach dem Unterhaltsvorschussgesetz anspruchsberechtigten Kinder, auch bedingt
durch immer mehr allein erziehende Elternteile. Nachdem in den Jahren 2006 bis 2009
aufgrund guter Arbeitsmarktlage und stagnierender Geburtenzahlen ein Riickgang der
Ausgaben auf ca. 67 Mio. Euro (2009) zu verzeichnen watr, ist der Mittelbedarf im Jahr
2010 wieder deutlich angestiegen auf ein Niveau von ca. 76 Mio. Euro. Ursachlich fur
diesen neuerlichen Anstieg war die Erh6hung des Freibetrags fur das séchliche
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Existenzminimum eines Kindes (Kinderfreibetrag) auf 2.184 Euro zum 1. Januar 2010
durch das Wachstumsbeschleunigungsgesetz. Dadurch sind auch die
Mindestunterhaltssétze gemaR § 1612a BGB gestiegen, die wiederum die Grundlage fur
die Leistungen nach dem Unterhaltsvorschussgesetz bilden (§ 2 UVG).

In Baden-Wiurttemberg werden jahrlich ca. 38.000 Bewilligungen ausgesprochen. Die
vom Land gezahlten Unterhaltsvorschussleistungen werden zu einem Drittel vom Bund
erstattet. Seit dem 1. April 2004 werden die Stadt- und Landkreise sowie die kreisange-
hdrigen Gemeinden mit eigenem Jugendamt zu einem Drittel an den Ausgaben und Ein-
nahmen aus Rickgriffen beim Unterhaltsschuldner beteiligt.

Der unterhaltspflichtige Elternteil wird durch die Zahlung von Unterhaltsvorschuss nicht
von seiner Unterhaltspflicht befreit. Die Unterhaltsvorschussleistungen werden daher von
dem unterhaltspflichtigen Elternteil zurlickgefordert. Der Unterhaltsanspruch des Kindes
gegen den anderen Elternteil geht in Hohe der Leistungen, die vom Land gezahlt wur-
den, auf das Land Uber. Das Land macht den Anspruch gegentiber dem Unterhalts-
schuldner geltend (Rickgriff). Bund, Land und Kommunen sind an den Einnahmen aus
dem Ruckgriff zu jeweils einem Drittel beteiligt.

Die Jugendamter in Baden-Wirttemberg haben in den letzten Jahren u.a. durch verstark-
te Ruckgriffsbemihungen die erzielten Einnahmen kontinuierlich steigern kénnen (2006:
17,4 Mio. Euro, 2008: 18,8 Mio. Euro, 2010: 19,5 Mio. Euro). Durch den starkeren An-
stieg der Ausgaben ist die Ruckgriffsquote (Anteil der Einnahmen eines Jahres gemes-
sen an den Ausgaben) im Jahr 2010 im Verhaltnis zum Vorjahr trotzdem gesunken
(2009: 28,93 %, 2010: 25,60 %) und liegt wieder auf dem Niveau der Vorjahre. Baden-
Wirttemberg belegt damit im Landervergleich aber immer noch den zweiten Platz (hinter
Bayern).

Forderprogramm ,Familienhebammen und Familien-Gesundheits- und Kinderkranken-
pflege”

Das Land unterstutzt im Rahmen der Mal3hahmen zur Weiterentwicklung des Kinder-
schutzes den Einsatz von Familienhebammen und Familien-Gesundheits- und Kinder-
krankenschwestern im Bereich der Frihen Hilfen durch die Stadt- und Landkreise mit fi-
nanziellen Mitteln. Die Laufzeit des Forderprogramms betragt sechs Jahre (bis 31. De-
zember 2014) mit einem hierfir vorgesehenen jahrlichen Férdervolumen von 200.000 Eu-
ro, insgesamt 1,2 Mio. Euro.
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Familienhebammen / Familien-Gesundheits- und Kinderkrankenschwestern sind exami-
nierte Hebammen / Kinderkrankenschwestern bzw. Gesundheits- und Kinderkranken-
schwestern mit einer Zusatzqualifikation, deren Téatigkeit die Gesunderhaltung von Kind
und Familie fordert. Der Schwerpunkt ihrer Arbeit liegt auf der psychosozialen und medi-
zinischen Beratung und Betreuung von Personen, die diese besondere Hilfe bendtigen.
Dies sind Risikoschwangere und Familien mit einem besonderen Forderbedarf bis zum
Ende des ersten Lebensjahres (Familienhebammen) bzw. bis zum Ende des achtzehnten
Lebensjahres des Kindes (Familien-Gesundheits- und Kinderkrankenschwestern.

Damit soll im Vorfeld dem Risiko einer Uberforderung der Eltern und damit einhergehen-
der Vernachlassigung oder gar Misshandlung des Kindes entgegen gewirkt werden. Die
Tatigkeit ist mit interdisziplinarer Zusammenarbeit mit Institutionen und anderen Berufs-
gruppen verbunden. Es handelt sich um besonders niedrigschwellige, nicht stigmatisie-
rende Hilfeangebote, bei denen es Familien in Problemsituationen leichter fallt, diese Hil-
feangebote auch anzunehmen. Im Rahmen des praventiven Kinderschutzes kommt den
Familienhebammen / Familien-Gesundheits- und Kinderkrankenschwestern daher ein
hoher Stellenwert zu.

Das Forderprogramm des Landes beinhaltet zwei Komponenten:

Durch die Forderung der Weiterbildungskurse der Berufsverbande mit einem Forderbe-
trag von 60.000 Euro im Jahr werden zum einen die Teilnahmebeitrage fur die fortbil-
dungswilligen Teilnehmer/-innen erheblich gesenkt.

Der Einsatz solch ausgebildeter Fachkréfte in den Stadt- und Landkreisen wird zum an-
deren durch das Land in einer Grof3enordnung von 140.000 Euro im Jahr mitfinanziert.
Die Jugendamter der Stadt- und Landkreise und Stadte mit eigenem Jugendamt haben
die Mdglichkeit, hierflir Fordermittel zu beantragen.
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1.4 Bereich soziale Jugendhilfe

Frihférderung behinderter und von Behinderung bedrohter Kinder

Drohende Behinderungen kdnnen oft vermieden, eingetretene Behinderungen und ihre
Folgen gemildert oder evtl. ganz beseitigt werden, wenn die Risiken und Beeintrachtigun-
gen zum frihestmoglichen Zeitpunkt richtig erkannt und dementsprechend Therapie und
Forderung eingeleitet werden. Auch wegen ihrer ausgepragten praventiven und rehabili-
tativen Komponente ist die bedarfsgerechte Fortentwicklung der Friherkennung und
Frahférderung ein dringendes sozial-, familien-, bildungs- und gesundheitspolitisches An-
liegen der Landesregierung.

Tragende Pfeiler der Frihférderung in Baden-Wirttemberg sind:

e die niedergelassenen Arztinnen und Arzte sowie Therapeutinnen und Therapeu-
ten,

¢ ein dichtes Netz von Kinderkliniken und Sozialpadiatrischen Zentren, in dem auf
regionaler Ebene mindestens eine klinische Einrichtung vorhanden ist, die zu spe-
zialisierter interdisziplinarer Diagnostik bzw. Friiherkennung, zur Erstellung des
Therapie- und Forderplans und zur Behandlung in komplizierten Fallen befahigt ist,

¢ ein flachendeckendes Netz von insgesamt 377 Sonderpadagogischen Beratungs-
stellen mit unterschiedlichen Aufgabenschwerpunkten,

e das weiterhin im Ausbau befindliche ergédnzende Netz von derzeit 38 interdiszipli-
nar angelegten Frihforderstellen freier oder kommunaler Trager,

e der offentliche Gesundheitsdienst und

e die Uberregionale Arbeitsstelle Frihférderung mit einem medizinischen und einem
padagogischen Teil.
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Die Weiterentwicklung der Frihférderung in Baden-Wirttemberg auf der Grundlage der
Rahmenkonzeption (1998) zur Frihférderung behinderter und von Behinderung bedroh-
ter Kinder in Baden-Wirttemberg wird erleichtert und beschleunigt durch

¢ den erreichten breiten fachlichen und interdisziplinaren Konsens tber die Inhalte
der Fruhférderung,

e das ressortubergreifende Einvernehmen Uber die erforderlichen Organisations-
strukturen,

e die Bezuschussung interdisziplinar besetzter Frihforderstellen freier und kommu-
naler Trager auf der Basis der "Férdergrundsatze des Ministeriums fur Arbeit und
Sozialordnung, Familie, Frauen und Senioren fir Zuwendungen zu interdisziplina-
ren Frihforderstellen“ vom 10.0Oktober 2008 im Rahmen zur Verfigung stehender
Haushaltsmittel,

e die Abgrenzung des Aufgabenfeldes der sonderpéadagogischen Frihforderung
vom Unterrichtsbereich der Sonderschulen und die Festlegung bestimmter Perso-
nalkapazitaten fur die Friahférderung in den einzelnen unteren Schulverwaltungs-
behorden durch das Kultusministerium sowie

e die Begleitung und Steuerung der Entwicklung durch die "Interministerielle Kom-
mission Frihférderung”.

Entwicklung und Bekampfung der Jugendarbeitslosigkeit

Die Arbeitslosenquote junger Menschen bis 25 Jahre verringerte sich von August 2010
von 4,8 Prozent auf 3,8 Prozent im August 2011. Das ist weiterhin bundesweit der beste
Wert. Der Riuckgang der Jugendarbeitslosigkeit im Vergleich zum Vorjahr war mit minus
20,9 Prozent im Land wesentlich starker ausgepragt als bei allen Arbeitslosen mit minus
16,3 Prozent.

Trotz dieser insgesamt erfreulichen Arbeitsmarktsituation ftr Jugendliche bleibt der Ein-
stieg in Ausbildung und Beruf vor allem fir junge Menschen mit mangelnder Qualifikation
auch in Baden-Wirttemberg weiterhin sehr schwierig.

Wesentliche Grinde hierfiir sind u.a. die gestiegenen Anforderungen in vielen Berufen
und/oder eine ungenigende Qualifikation mancher Lehrstellenbewerber. Besonders



-27 -

schwer ist der Einstieg in den Beruf, wenn verschiedene Faktoren wie fehlende Berufs-
abschlisse, schlechte Sozialisation im Elternhaus und mangelnde Kommunikations- und
Motivationsfahigkeit, Migrationshintergrund und ungentigende Deutschkenntnisse oder
auch schwierige Verhéltnisse im psychosozialen Umfeld zusammentreffen. Viele der ein-
stellenden Betriebe monieren, dass viele Schulabganger und -absolventen nicht ausbil-
dungsreif sind. Hier werden vorrangig Schwachen in elementaren Rechenfertigkeiten, in
der Leistungsbereitschaft und auch in der Disziplin genannt.

Mit dem neuen Blndnis zur Starkung der beruflichen Ausbildung und des Fachkréfte-
nachwuchses in Baden-Wirttemberg 2010 - 2014 setzen sich Politik, Wirtschaft, Ge-
werkschaften, Arbeitsagentur und Kommunen zum Ziel, den jungen Menschen im Land
eine Perspektive auf Ausbildung zu bieten. Insbesondere junge Menschen mit weniger
guten Startchancen ricken nunmehr verstarkt ins Blickfeld.

Wichtige Impulse zur Integration junger Menschen in Ausbildung und Arbeit setzt das
ESF-Forderprogramm des Landes. Ein groRer Teil der in der Férderperiode 2007-2013
verfugbaren EU-Mittel in Hohe von 266 Mio. Euro wird — erganzt durch Mittel des Landes,
der Kommunen und der Bundesagentur fur Arbeit — flr junge Menschen unter 25 Jahren
eingesetzt. Mehr als die Halfte aller Teilnehmerinnen und Teilnehmer an ESF-gefdrderten
Maflinahmen gehdoren dieser Zielgruppe an. Die Angebote auf regionaler Ebene sowie im
Rahmen landesweiter Projekte zielen auf die Vermeidung von Schulversagen, die Erho-
hung der Ausbildungsreife, die Verbesserung der Berufswahlkompetenz - gerade auch im
Hinblick auf genderuntypische Berufe - und die Gestaltung eines verbesserten Uber-
gangs von der Schule in den Beruf.

Als eine wirksame Mafinahme hat sich dabei das aus Mitteln des Landes, des ESF-und
der Bundesagentur fir Arbeit geférderte Berufspraktische Jahr (BPJ) erwiesen.

Das BPJ ist eine erfolgreiche Eingliederungshilfe fir junge Menschen mit Startproblemen
beim Ubergang von der Schule in Ausbildung und Arbeit zur Vermittlung berufsprakti-
scher Kenntnisse und Fertigkeiten, angemessener berufstheoretischer Inhalte sowie per-
sonlichkeitsstabilisierender sozialpadagogischer Begleitung im Rahmen eines Betriebs-
praktikums. Der hohe Eingliederungserfolg (etwa 85 Prozent der Teilnehmer werden in
Arbeit bzw. Ausbildung vermittelt) ist entscheidend fur die Fortsetzung der MaRnahme. Im
Jahr 2011 standen fur arbeitslose Jugendliche in landesweit 34 Lehrgangen

816 Lehrgangsplatze zur Verfigung.

Die Landesforderung zur erganzenden sozialpddagogischen Betreuung der Teilnehmer
betragt im Forderzeitraum 1.10.2010 bis 30.9.2011 rd. 677.000 Euro. Aus Mitteln des Eu-
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ropaischen Sozialfonds werden die Lehrgangskosten in Hohe von rd. 2,5 Mio. Euro ge-
fordert.

Ein weiteres Beispiel einer erfolgreichen Unterstitzung von jungen Menschen beim
Ubergang von der Schule in den Beruf ist das Projekt carpo, das ebenfalls Mitteln des
Landes, des ESF und der Bundesagentur fur Arbeit finanziert wird. Das Angebot richtet
sich an junge Menschen, die mehr als ein Jahr nach ihrem Schulabschluss noch keinen
Ausbildungsplatz gefunden haben. Sie bekommen einen padagogischen Begleiter zur
Seite gestellt, der ihre Starken herausarbeitet und sie bei Bewerbungen und wahrend der
Ausbildung unterstitzt (assistierte Ausbildung).

Beide Projekte wurden im Bundnis zur Starkung der beruflichen Ausbildung und des
Fachkraftenachwuchses in Baden-Wurttemberg 2010 - 2014 aufgefuhrt.
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Pravention und Gesundheitsférderung - Konzept ,,Gesundheit in allen Lebensbereichen”
Baden-Wirttemberg

Gesundheit ist neben Bildung eine der wichtigsten Voraussetzungen fur Lebensqualitat
und Wohlstand einer Gesellschaft. Die Konzeption ,Gesundheit in allen Lebensbereichen
Baden-Wirttemberg® greift diese Zusammenhéange auf und beschreibt den Rahmen fur
eine gesundheitsférdernde Gesamtpolitik. Vor allem lebensstilbedingte chronische Er-
krankungen und gesundheitliche Einschréankungen sollen effektiver als bisher vermieden
bzw. ihr Auftreten soll in eine spatere Lebensphase verschoben werden.

Die Konzeption “Gesundheit in allen Lebensbereichen” setzt dazu verstarkt auf Praventi-
on und Gesundheitsférderung, die als gleichwertige Saulen des Gesundheitswesens ne-
ben Behandlung, Rehabilitation und Pflege etabliert werden sollen. Gesundheit soll in al-
len Lebensphasen und Lebenswelten geférdert werden.

Ein wichtiger Schwerpunkt des Konzepts “Gesundheit in allen Lebensbereichen* ist die
Schaffung gesunder Lebenswelten, die besonders dazu geeignet sind sozial benachtei-
ligte Menschen zu erreichen. Die Handlungsfelder orientieren sich an den Lebensphasen
,Gesunder Start - Kindheit und Jugend, Gesund bleiben — Erwachsenalter, Gesundes Al-
tern“. Gesunde Umgebungen und die frihe und nachhaltige Verankerung von Gesund-
heit und gesundheitsférdernden MalRnahmen sind hierbei wesentliche Erfolgsfaktoren.
Pravention und Gesundheitsférderung sollen deshalb mdglichst friih einsetzen.

Seit der im Jahr 2006 mit den Sozialversicherungstragern vereinbarten ,Neuakzentuie-
rung der Pravention® hat in Baden-Wurttemberg bei Kindern und Jugendlichen die Pra-
vention von Ubergewicht und Adipositas, die Suchtpravention und die Pravention von
Aids und anderen sexuell Ubertragbaren Krankheiten besondere Bedeutung. Auf den bis-
her erreichten Ergebnissen soll im Rahmen der Ausgestaltung des Konzepts “Gesundheit
in allen Lebensbereichen* aufgebaut werden.

Alle Ressorts und alle Akteure des Gesundheitswesens sollen sich bei der Umsetzung
des Konzepts “Gesundheit in allen Lebensbereichen” beteiligen. Das Gesundheitsforum
Baden-Wairttemberg bietet allen Akteuren eine Plattform zur Teilnahme an der Konzepti-
on “Gesundheit in allen Lebensbereichen®. Das Landesgesundheitsamt Baden-
Wirttemberg und die Gesundheitsamter sollen neu ausgerichtet werden. Pravention und
Gesundheitsférderung und die Gesundheitsberichterstattung sollen gestarkt werden. Die-
ser Prozess soll durch den Abschluss von Zielvereinbarungen mit den Stadt- und Land-
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kreisen unterstitzt werden. Kommunales Engagement ist notwendig um gesunde Le-
benswelten zu schaffen in denen Kinder und Jugendliche gesund aufwachsen kénnen.

Diese Strategie einer Vernetzung und Kooperation der Akteure vor Ort ist Grundlage der
seit Oktober 2007 laufenden Initiative ,Gesund aufwachsen und leben in Baden-
Wirttemberg - Netzwerke fur generationenfreundliche Kommunen*. ,Gesund aufwachsen
und leben in Baden-Wirttemberg* ist eine Initiative des Ministeriums fur Arbeit und Sozi-
alordnung, Familie, Frauen und Senioren und des Landesgesundheitsamtes Baden-
Wirttemberg im Rahmen der Konzeption “Gesundheit in allen Lebensbereichen* Baden-
Wirttemberg. Das Vorhaben wird von der Robert-Bosch-Stiftung geférdert und von 22
Projektpartnern aus Wissenschaft, Verwaltung, Praxis und weiteren Akteuren im
Gesundheitswesen des Landes unterstitzt.

Ziel der Initiative ist es, die Gesundheit und Lebensqualitat von Kindern, Familien und
alteren Menschen, durch Anderungen im Lebensstil und in den Lebensraumen, zu

fordern. Um dieses Ziel zu erreichen, unterstiitzt und berét die Landesinitiative Stadte
und Gemeinden bei kommunaler Gesundheitsférderungsplanung und der bestandigen
Zusammenarbeit aller vor Ort Aktiven mit Bezug zu Gesundheit, Bildung und Soziales.

Derzeit beteiligen sich 15 Stadte und Gemeinden aus Baden-Wirttemberg an der Initiati-
ve. Zu den funf Pilotkommunen - Breisach am Rhein, Karlsruhe-Muhlburg, Michelfeld,
Muhlacker und St. Georgen - kamen die Partnerkommunen Aidlingen, Bad Schonborn,
Ettenheim, Fellbach, Flein, Konigsfeld, Nattheim, Rangendingen, Schwabisch Gmund
und Umkirch hinzu.

Bis zum 31.07.2013 sollen die gesammelten Erfahrungen der Initiative verbreitet und wei-
tere 25 Kommunen fir eine Beteiligung gewonnen werden.

Die Neuakzentuierung der Pravention in Baden-Wiurttemberg konnte aul3erdem als ein
Projekt in der Nachhaltigkeitsstrategie des Landes verankert werden. Zwei der funf der-
zeit in der Umsetzungsphase befindlichen Konzeptionen sollen dazu beitragen, die Ver-
netzung der Anbieter von Pravention und Gesundheitsférderung fur Kinder und Jugendli-
che vor Ort zu starken und nachhaltig zu entwickeln.

Mit der Verabschiedung des Landesnichtraucherschutzgesetzes am 25. Juli 2007, das
2009 novelliert wurde, ist ein wesentlicher Akzent bei der Pravention vor den Gefahren
des Passivrauchens gesetzt worden.
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Maflinahmen zur Suchtvorbeugung

Suchtmittelmissbrauch und Suchterkrankungen sind in unserer Gesellschaft weit verbrei-
tet. Suchtvorbeugung ist deshalb nicht nur eine gesundheits- und sozialpolitische Aufga-
be, sondern auch eine gesamtgesellschaftliche Herausforderung.

Das Spektrum an Suchtgefahrdungen und sichtigen Verhaltensweisen hat sich neben
den Abhangigkeiten von Alkohol, Medikamenten und illegalen Drogen um die stoffunge-
bundenen Suchtformen wie Essstérungen oder pathologisches Spielen und in den zu-
rickliegenden Jahren durch die Verbreitung synthetischer Drogen, vor allem von Ecstasy,
noch erweitert. Betroffen ist ein nicht unwesentlicher Anteil von Kindern, Jugendlichen
und jungen Erwachsenen, sei es direkt durch Ubernahme von Konsumgewohnheiten von
Erwachsenen und Gleichaltrigen bei den Alltagsdrogen, sei es durch den Reiz des Pro-
bier- und Gelegenheitskonsums illegaler Drogen oder sei es auch durch indirekte Betrof-
fenheit als Kinder und Angehdrige von Suchtkranken.

Sucht entsteht in einem Geflecht verschiedenster Faktoren und hat immer eine Geschich-
te, die ihren Anfang haufig auch in Stérungen der frihkindlichen Entwicklung und der
Adoleszenz hat.

Umso wichtiger sind langfristige und kontinuierlich ansetzende Vorbeugungsmal3nahmen
und Hilfen. Um in moéglichst viele relevante Lebensbereiche wie beispielsweise in Familie,
Kindertageseinrichtung und Grundschule, in die weiterfihrende schulische und berufliche
Ausbildung oder in Arbeit und Freizeit hineinwirken zu kénnen, bedarf es der Zusammen-
arbeit moglichst vieler gesellschaftlicher Gruppen, Institutionen und Verbande vor Ort.
Anlauf- und Koordinationsstellen hierfur sind die in den Stadt- und Landkreisen beste-
henden regionalen Aktionskreise Suchtpravention, die von den landesweit 41 mit Lan-
desmitteln bezuschussten Beauftragten fur Suchtprophylaxe/Kommunalen Suchtbeauf-
tragten unterstitzt werden.

Daneben besteht ein flachendeckendes Netz von rd. 100 ebenfalls vom Land geférderten
Psychosozialen Beratungs- und ambulanten Behandlungsstellen fur Suchtgefahrdete und
Suchtkranke (PSBen) sowie Kontaktladen.

Mit unterschiedlichen Programmen engagiert sich die Baden-Wurttemberg Stiftung im Be-
reich der Suchtpravention. So wurde ein Programm zur gezielten Alkohol- und Nikotin-
pravention bei Kindern und Jugendlichen entwickelt, welches neben der Vermeidung und
Reduzierung des Alkohol- und Nikotinkonsums bei Kindern und Jugendlichen auch auf
die Entwicklung und Umsetzung von suchtpraventiven, familienaktivierenden Hilfen bei
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alkoholauffalligen Kindern und Jugendlichen setzte und die Férderung einer kérperlich,
psychisch und sozial gesunden Entwicklung im Blick hatte. Daneben wurden Programme
entwickelt, die speziell Kinder von suchtkranken und/oder psychisch kranken Eltern im
Blick hatten und haben. Unter besonderer Berticksichtigung der Zusammenhange zwi-
schen Alkoholkonsum und Gewalthandlungen wurde ein weiteres Programm auf den
Weg gebracht, welches neben auffallig gewordenen Jugendlichen auch Erziehungsbe-
rechtigte erreichen soll.

Besondere Aufmerksamkeit gilt auch der zunehmenden Zahl suchtgefahrdeter und
suchtkranker Migranten. Die Baden-Wurttemberg Stiftung konnte auch hier fiir mehrere
Projekte Mittel fur spezielle Mal3hahmen zur Sucht- und Gewaltpravention bei jugendli-
chen Migranten und Spataussiedlern bereitstellen. Mit den vom Innenministerium konzi-
pierten Angeboten wird dariiber hinaus die Gefahr des Abgleitens junger Spataussiedler
in den Drogenkonsum sowie die Drogen- und Gewaltkriminalitat bekampft und dem ho-
hen Anteil von Spataussiedlern am Drogen- und Alkoholmissbrauch entgegengewirkt.

Durch eine noch bessere Verzahnung der Jugend- und Suchthilfe soll das Versorgungs-
system fir suchtgefahrdete und suchtkranke junge Menschen noch engmaschiger wer-
den. Vor allem in den Stadten ist es das Ziel der niedrigschwelligen Beratungseinrichtun-
gen, sog. Kontaktladen, eine noch grél3ere Zahl insbesondere auch jugendlicher Sucht-
gefahrdeter und Drogenabhangiger zu erreichen und an weitergehende Beratungs- und
Hilfeangebote heranzufuhren.

Die im Land bestehenden stationdren Therapieangebote decken den derzeitigen Bedarf
weitestgehend ab. Neue Behandlungskonzepte, beispielweise die "niedrigschwellige,
qualifizierte Entzugsbehandlung” sind weitere Bausteine, die bereits bestehende Hilfen
und Angebote erganzen und zu einem Verbundsystem weiterentwickeln.

Derzeit bestehen im Zentrum fur Psychiatrie Weissenau sowie im Zentrum fur Psychiatrie
Weinsberg niederschwellige Behandlungsstationen fir jugendliche Drogenabhéngige. Sie
bieten eine fachlich kompetent begleitete qualifizierte Entzugsbehandlung mit jugendpsy-
chiatrischen Schwerpunkten an, um die Versorgung von drogenabhangigen Jugendlichen
zu verbessern. Nachdem die bisherigen Tréager, die Zieglerschen Anstalten und das Zent-
rum fur Psychiatrie SiGdwurttemberg, aus Kostengriinden das Projekt JUST nicht weiter-
fuhren, bemiht sich das Land zusammen mit den Kostentragern der Krankenkassen, der
Deutschen Rentenversicherung sowie der Jugendhilfe um alternative Angebote fur
schwer suchtkranke Jugendliche. Ihnen soll weiterhin bei Bedarf im Anschluss an die
Entzugsbehandlung eine spezifische RehabilitationsmalRnahme angeboten werden.
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Durch therapieuntersttitzende MalRnahmen, wie Schuldnerberatung oder Verbesserun-
gen im Bereich der Nachsorge, z.B. durch die ErschlieBung von Beschaftigungs- und Ar-
beitsprogrammen fir erfolgreich behandelte Suchtkranke, sollen Therapieerfolge
und-teilerfolge gesichert werden, um eine neue und tragfahige Lebensperspektive entwi-
ckeln zu kénnen.

Suchtvorbeugung hat au3er zur Sucht- und Drogenhilfe einen engen Bezug zur Gesund-
heitsforderung. Grundlage hierfir ist ein umfassendes Gesundheitsverstandnis, das nach
der Definition der Weltgesundheitsorganisation (WHQO) das seelische, korperliche und so-
ziale Wohlbefinden des Einzelnen zum Ziel hat. Dabei wird der Blick weniger nur auf die
einzelnen gesundheitlichen Risiken, wie beispielsweise Sucht, ausgerichtet. Im Vorder-
grund steht vielmehr die Starkung individueller und auch sozialer Schutzfaktoren, deren
vorhandene oder mdgliche Ressourcen zu nutzen bzw. zu aktivieren sind.
(Sucht-)Vorbeugung und Gesundheitsférderung sind Querschnittsaufgaben, die zu eh-
renamtlichem, multiprofessionellem und institutionstibergreifendem Handeln auffordern.

Kinder- und Jugendpsychiatrie

Die Kinder- und Jugendpsychiatrie und —psychotherapie tragt wesentlich zur Sicherung
der Entfaltung junger, von seelischer Krankheit betroffener und von seelischer Behinde-
rung bedrohter Menschen bei. Als eigenstandiges medizinisches Fachgebiet widmet sie
sich der Pravention, der Diagnostik, der Behandlung und Rehabilitation von psychischen
und psychosomatischen Erkrankungen bei Kindern, Jugendlichen und Heranwachsen-
den. Dabei zielt kinder- und jugendpsychiatrische Behandlung nicht nur auf Milderung
oder Beseitigung von Krankheitssymptomen, sondern sie ist dartiber hinaus bestrebt, Er-
ziehung und Bildung fir die jungen Menschen zu ermdglichen und sicher zu stellen. Der-
art komplexe Behandlungsziele lassen sich allerdings nur durch die interne Kooperation
in multiprofessionellen Behandlungsteams und die externe Kooperation aller an der Be-
treuung und Versorgung beteiligter Institutionen erreichen. Dabei trifft die stationdre und
teilstationare Kinder- und Jugendpsychiatrie in Baden-Wirttemberg auf ein gut ausge-
bautes ambulantes Hilfesystem, zu dem

- Erziehungsberatungsstellen

- schulpsychologische Dienste

- Klinische Psychologen

- 567 Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten

- 101 niedergelassene Kinder- und Jugendpsychiater

- sozialpadagogische Familienhilfe
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- intensive sozialpadagogische Einzelbetreuung

- Tagesgruppen und

- verschiedene betreute Wohnformen

gehoren. Das Ziel weiterfihrender gemeinsamer Anstrengungen ist der Ausbau der Ko-
operationen in akuten Krisensituationen, bei langerfristigen Betreuungen und bei der Pra-
vention fur besonders gefahrdete Gruppen.

Die Kinder- und Jugendpsychiatrie hat in den letzten Jahren an Bedeutung gewonnen.
Das vom Bundesministerium fur Gesundheit mit der Erstellung eines Kinder- und Ju-
gendgesundheitssurveys beauftragte Robert-Koch-Institut hat im Rahmen einer 2003 bis
2006 durchgefihrten Erhebung ermittelt, dass bei rund 22 Prozent der Kinder und Ju-
gendlichen psychische Auffalligkeiten vorliegen. Dies bedeutet allerdings nicht, dass in
diesem Ausmald auch eine medizinisch-psychiatrische Behandlungsbedirftigkeit besteht.
Psychische Erkrankungen im Kindes- und Jugendalter lassen sich statistisch kaum exakt
ermitteln, weil die Abgrenzung zwischen ,verhaltensauffallig“ und ,psychisch krank® in
vielen Fallen schwierig ist und die Ubergange zwischen beratungs-, erziehungs- und be-
handlungsbedaurftig flieRend sind. Aus diesem Grund divergieren einschlagige epidemio-
logische Studien in ihren Aussagen zur Jahrespravalenz in einer Bandbreite zwischen 7
und 20 Prozent.

Die Zahl der jugendlichen Konsumenten von legalen und illegalen Suchtstoffen steigt, der
Erstkonsum oder Einstieg in den Suchtmittelgebrauch erfolgt immer friher. Immer mehr
Jugendliche und auch Kinder werden straffallig z.B. in Verbindung mit Erwerb, Gebrauch
und Vertrieb von illegalen Suchtstoffen, im Rahmen von Beschaffungskriminalitat, aber
auch im Rahmen dissozialer Entwicklungen. Dabei zeigt sich die Notwendigkeit der Ko-
operation und Vernetzung zwischen stationarer und ambulanter Kinder- und Jugendpsy-
chiatrie, stationérer und ambulanter Kinder- und Jugendhilfe, stationarem und ambulan-
tem Suchthilfesystem, Schule, Arbeitsverwaltung und Justiz. Kein System allein kann die
anstehenden Probleme optimal I6sen. Sachgerechte einzelfallbezogene Losungsstrate-
gien fur die betroffenen Kinder und Jugendlichen missen systemubergreifend entwickelt
und umgesetzt werden, und aus Wirtschaftlichkeitsgrinden miissen Doppelstrukturen
unbedingt vermieden werden. Verschiedene Modellprojekte versuchen, die Effizienz der
vernetzten Malnahmen fir die betroffenen Kinder und Jugendlichen und deren Wirt-
schaftlichkeit fir das Gesamtsystem zu belegen, um fir eine ganzheitlichere Betrach-
tungs- und Behandlungsweise die notwendigen regelhaften Finanzierungsgrundlagen zu
schaffen.
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Der Grundsatz ambulant vor stationar im Sinne von so viel ambulant wie mdglich, so viel
stationar als nétig, gilt im Hinblick auf die méglichst familien- und gemeindenahere psy-
chiatrisch/ psychotherapeutische Versorgung der Kinder und Jugendlichen weiterhin.

Landesweit nehmen insgesamt 101 niedergelassene Kinder- und Jugendpsychiater (ein-
schlie3lich der in diesen Praxen angestellten Kinder- und Jugendpsychiater) und 567
Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten an der ambulanten vertragsarztlichen Ver-
sorgung teil. Erganzt wird dieses Angebot durch Psychiatrische Institutsambulanzen nach
§ 118 Abs. 1 SGB V sowie durch personliche Erméachtigungen von Krankenhausarzten,
die auf Grund konkreter regionaler Bedarfssituationen zur Teilnahme an der ambulanten
vertragsarztlichen Versorgung ermachtigt sind.

Die kinder- und jugendpsychiatrische Versorgung ist eingebettet in ein Netz verschiede-
ner Hilfeangebote fir psychisch kranke Kinder und Jugendliche. Nach der aktuellen Be-
volkerungsstatistik lebten am 31.12.2010 ca. zwei Millionen Kinder und Jugendliche bis
einschlief3lich 18 Jahre in Baden-Wurttemberg. Legt man die ambulanten 567 Kinder-
und Jugendlichenpsychotherapeuten zu Grunde, so ergibt sich ein Verhaltnis von 28,3 je
100.000 Minderjahrige. Damit liegt Baden-Wurttemberg weiterhin mit im vorderen Bereich
bei den Flachenlandern und schneidet mit der kinder- und jugendlichenpsychotherapeu-
tischen Versorgung im stadtischen Raum tberdurchschnittlich gut ab, jedoch noch immer
nicht ausreichend im l&ndlichen Umfeld.

Das voll- und teilstationéare Angebot in der Kinder- und Jugendpsychiatrie wurde
landesweit ausgebaut. Auf der Grundlage fundierter Bedarfsanalysen, die unter
Einbeziehung von Experten des Fachgebiets, der Baden-Wurttembergischen
Krankenhausgesellschaft und der Krankenkassenverbande erstellt wurden, hat der
Ministerrat nach eingehenden Beratungen im Landeskrankenhausausschuss am

22. Januar 2008 neue Bedarfsgrundlagen und Grundsétze zur Standortplanung in der
Kinder- und Jugendpsychiatrie beschlossen. Danach ist landesweit ein Angebot von rund
850 vollstationaren Betten und tagesklinischen Platzen vorgesehen. Dies ist
krankenhausplanerisch umgesetzt worden.

Birgerschaftliches Engagement und Jugendhilfe

Baden-Wirttemberg nimmt beim birgerschaftlichen und ehrenamtlichen Engagement
seiner Burgerinnen und Birger im Bundesvergleich mit einer Engagementquote von
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41 Prozent eine Spitzenstellung ein. Diese Position ist auch Ausdruck der zahlreichen
und vielfaltigen Aktivitaten des Landes bei der Férderung des freiwilligen Engagements.

Gerade Jugendliche und junge Erwachsene sind in Baden-Wirttemberg erfreulicherweise
stark engagiert. So liegt die Engagementquote bei den 14- bis 30-Jahrigen bei 43 Pro-
zent. Gleichwohl wird in Untersuchungen immer wieder bestatigt, dass die Bereitschaft
und damit das Potential fir Engagement bei Jugendlichen noch gréf3er sind als das kon-
kret eingebrachte Engagement. Ziel und Anspruch der Politik der Landesregierung Ba-
den-Wiurttembergs ist deshalb, dieses Reservoir an freiwilligem Engagement fir die Ge-
sellschaft auszuschopfen.

Diesem Ziel kommt vor dem Hintergrund der demografischen Entwicklung und der damit
einhergehenden Verschiebung in der Altersstruktur unserer Gesellschaft eine ganz be-
sondere Bedeutung zu:

In den kommenden Jahren sinkt der Anteil der unter 20-Jahrigen. Dadurch steigt jedoch
in einer gegenlaufigen Entwicklung der Anteil der alteren Mitburgerinnen und Mitburger in
diesem Zeitraum auf Uber ein Drittel der Gesamtbevdlkerung. Insoweit spielt die Einbe-
ziehung von Jugendlichen in kinftige Planungen und Malinahmen zur Férderung des
birgerschaftlichen Engagements eine wichtige Rolle. Bestreben und Anliegen der Lan-
despolitik ist es, Interesse und Bereitschaft zu biurgerschaftichem Engagement bei Ju-
gendlichen und jungen Erwachsenen noch starker zu wecken und zu férdern.

Das Landesnetzwerk Birgerschaftliches Engagement in Baden-Wirttemberg wird sich
weiterhin zusammen mit den drei kommunalen Netzwerken — Landkreisnetzwerk, Stadte-
netzwerk und Gemeindenetzwerk — mit diesem wichtigen Thema befassen. Zudem wer-
den die Verbande der freien Wohlfahrtspflege in diesen Diskurs integriert werden.

Forderung des Freiwilligen Sozialen Jahres (FSJ)

Die Bereitschaft junger Menschen zu sozialem Engagement ist in den letzten Jahren er-
neut stark angestiegen. Im Forderjahr 2010 sind Uber 8.300 Freiwillige zu verzeichnen.
Die Landesférderung konnte im Jahr 2011 mit 2,9 Mio. Euro im Einvernehmen mit dem
Arbeitskreis Freiwilliges Soziales Jahr auf 5.800 Teilnehmerinnen und Teilnehmer am
FSJ mit einem Pro-Kopf- und Jahresférdersatz von 500 Euro ausgebaut werden. Der ho-
he Standard hinsichtlich Qualifikation und Betreuung im FSJ in Baden-W(rttemberg bleibt
erhalten.
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Angesichts des demografischen Wandels miissen vermehrt Anstrengungen unternom-
men werden, um das Freiwillige Soziale Jahr auch weiter attraktiv fir junge Menschen zu
machen. Ein frihzeitiges Engagement erhdht die Wahrscheinlichkeit, dass ein Engage-
ment auch in spateren Lebensphasen erfolgt. Die Trager mussen in die Lage versetzt
werden, das Bildungsangebot auf die Bedurfnisse der jungen Menschen abzustimmen
und auch Einsatzstellen vermehrt mit padagogischer Begleitung und ansprechenden Ta-
tigkeitsmerkmalen auszustatten.

Forderung und Unterstitzung des birgerschaftlichen Engagements Jugendlicher

Die fUr junge Menschen bisher entstandenen Formen von langerfristigem, sozialem En-
gagement wie Freiwilliges Soziales oder Freiwilliges Okologisches Jahr werden auf dem
Hintergrund aktueller Jugendstudien durch neue Formen von Freiwilligendiensten stets
weiterentwickelt und ergéanzt.

Das Freiwillige Soziale und das Freiwillige Okologische Jahr wurden durch das Gesetz
zur Forderung von Jugendfreiwilligendiensten vom 26. Mai 2008 flexibler und attraktiver
gestaltet. Grundlage dieser Freiwilligendienste ist, dass sich die Teilnehmerinnen und
Teilnehmer Uber einen langeren Zeitraum (6 bis 24 Monate) verpflichten kdnnen, ihren
Dienst an der Gesellschaft in Vollzeit zu leisten.

Freiwilligendienst aller Generationen

2009 hat das Bundesministerium fir Familie, Senioren, Frauen und Jugend den neuen
Freiwilligendienst aller Generationen gestartet. Er knlpft an das Programm
,Generationen Ubergreifender Freiwilligendienst” an. Mit diesem Modellprogramm sollten
neue Zielgruppen fir einen Freiwilligendienst angesprochen werden. Eine wichtige
Zielgruppe sind Jugendliche und junge Erwachsene. Durch eine Kofinanzierung mit
Landesmitteln ist das Bundesmodell gestarkt und um zusatzliche Akzente bereichert
worden.

Die Einsatzfelder sind in folgenden Bereichen mdglich:

Kultur, Bildung, Gesundheit, Technik, Integration, Pflege, , Sport, Umwelt, Schule.
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Forderung der Mobilen Jugendsozialarbeit in Problemgebieten und von Modellen in der
Jugendhilfe

Die Mobile Jugendsozialarbeit in Problemgebieten (Mobile Jugendarbeit) ist eine beson-
dere Form der offenen Jugendarbeit, die sich an benachteiligte Jugendliche und junge
Erwachsene richtet. Sie sucht junge Menschen auf, die besonders von Ausgrenzung und
sozialer Benachteiligung betroffen sind und von anderen Angeboten der Jugendhilfe nicht
oder nur unzulanglich erreicht werden. Mobile Jugendarbeit bedient sich einer Kombinati-
on verschiedener Arbeitsmethoden der sozialen Arbeit (Streetwork, Einzelfallhilfe, Grup-
penarbeit und Gemeinwesenarbeit). Ihr pragendes Merkmal ist die aufsuchende Arbeit
auf der Stral3e sowie Beziehungsarbeit, die einen freiwilligen und niedrigschwelligen Kon-
takt zulasst. Durch Mobile Jugendarbeit erfahren junge Menschen, die aufgrund sozial-
struktureller Belastungen wie Migrationshintergrund, soziale Desintegration, Delinquenz,
Konsum legaler und illegaler Drogen, Bildungsbenachteiligung und Probleme am Uber-
gang Schule - Beruf, benachteiligt sind, besondere Unterstiitzung. Mit Hilfe der Fachkraf-
te der Mobilen Jugendarbeit kann ein Zugang zu den Jugendlichen aufgebaut, und durch
die Starkung der Personlichkeit und des Sozialverhaltens auf die schulische, berufliche
und gesellschaftliche Integration hingewirkt werden.

Die Landesmittel flir die Mobile Jugendarbeit wurden von jahrlich rd. 1,0 Mio. Euro auf rd.
2,4 Mio. Euro im Jahr 2011 aufgestockt. Damit sollte eine besondere Zielgruppe - namlich
benachteiligte Jugendliche in schwierigen Lebenssituationen und mit besonderen Ausbil-
dungshemmnissen - besonders geférdert werden, um ihre Chancen in Schule, Ausbil-
dung oder Beruf zu erhdhen. Die Mobile Jugendarbeit ist Bestandteil des neuen Bindnis-
ses zur Starkung der beruflichen Ausbildung und des Fachkraftenachwuchses in Baden-
Wirttemberg 2010 — 2014.

Im Doppelhaushalt 2010/2011 standen fir den Bereich der Mobilen Jugendarbeit insge-
samt 3,2 Mio. Euro zur Verfugung. Fur den weiteren Stellenausbau von 200 auf 220 Stel-
len in der Mobilen Jugendarbeit wurden auf Empfehlung des Sonderausschusses ,Kon-
sequenzen aus Winnenden und Wendlingen: Jugendgefahrdung und Jugendgewalt fir
2010 und 2011 zusatzlich insgesamt rd. 1,2 Mio. Euro bereit gestellt (vgl. Kap. 1212

Tit. Gr. 70).

Durch die Mittelaufstockungen konnte die Zahl der geforderten Personalstellen in der
Mobilen Jugendarbeit von rd. 120 Stellen im Jahr 2006 auf mittlerweile 214 Vollzeitstellen
(Stand Juni 2011) ausgebaut werden.

Im Haushaltsentwurf 2012 sind fur den Bereich der Mobilen Jugendarbeit rd. 2,8 Mio. Eu-
ro veranschlagt (Kap.0918 TG 76 und Kap. 1212 TG 70). Die Férderung wird als Perso-
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nalkostenzuschuss in Héhe von 11.000 Euro pro Vollzeitstelle gewéhrt. Dies entspricht
einer Forderquote von ca. 20%.

Uber die Férderung von ModellmaRnahmen wie auch von praxisbezogenen Forschungs-
vorhaben sollen zudem neue Erfahrungen und Erkenntnisse gewonnen werden, die ge-
eignet sind, von anderen Tragern als neuer Weg in der Jugendhilfe genutzt zu werden.

Die umfassende berufliche und soziale Integration von benachteiligten jungen Menschen
wird auch in den kommenden Jahren weiter an Bedeutung gewinnen und intensive An-
strengung erfordern.

Mit Landesmitteln wurde zudem der 14. Deutsche Kinder- und Jugendhilfetag (DJHT) mit
gestaltet, der vom 7. bis 9. Juni 2011 auf dem Messegelénde in Stuttgart stattfand. Auf
einer 3000 m2 groRen Teilflache der Messehalle 1 préasentierten rund 70 Trager der 6f-
fentlichen und freien Jugendhilfe die Vielfalt, Besonderheiten und Starken der Kinder-
und Jugendbhilfe in Baden-Wirttemberg. Vertreten waren neben dem Sozialministerium
auch das Staatsministerium, das Kultusministerium, das Innen- und Justizministerium
sowie das Ministerium Landlicher Raum.
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1.5 Bereich Jugendschutz

Maflinahmen zum Schutz der Jugend

Die Bedeutung des gesetzlichen, des erzieherischen und des strukturellen
Jugendschutzes nimmt insbesondere vor dem Hintergrund expandierender, oft
jugendschutzrelevanter Medienangebote sowie des problematischen Umgangs vieler
Jugendlicher mit legalen und illegalen psychoaktiven Substanzen zu. Aber auch die
Durchsetzung von Kinderrechten, gewaltpraventive Malinahmen, Vermittlung
interkultureller Kompetenz und die Forderung eines altersgerechten Konsumverhaltens
sind Aufgaben des Jugendschutzes.

Die ganze Breite dieses Themenspektrums werden durch die Tatigkeit der im
Wesentlichen aus Landesmitteln finanzierten Aktion Jugendschutz — Landesarbeitsstelle
Baden-Wirttemberg e.V. — und des AGJ Fachverbandes fir Pravention und
Rehabilitation in der Erzdiozese Freiburg e.V. abgedeckt. Sie leisten Praventions-,
Informations- und Aufklarungsarbeit in Form von Vortragen, Fortbildungsveranstaltungen,
Seminaren, Einzelberatungen sowie durch zahlreiche Veroéffentlichungen tber aktuelle
Fragen des Jugendschutzes. Daneben werden Projekte, die jugendschutzrelevante
Themen aufgreifen, gefordert.

Fur die Férderung des Jugendschutzes stehen im Einzelplan des Ministeriums fur Arbeit
und Sozialordnung, Familie, Frauen und Senioren insgesamt 577.300 Euro zur
Verfuigung; aufgrund der Empfehlungen des Sonderausschusses ,Konsequenzen aus
dem Amoklauf in Winnenden und Wendlingen: Jugendgeféahrdung und Jugendgewalt*
sind fur den Jugendschutz weitere 150.000 Euro im Einzelplan 12 (Allgemeine
Finanzverwaltung) veranschlagt. Damit werden vom Sozialministerium
medienpadagogische und gewaltpraventive Malinahmen gefordert.

Nach dem Jugendschutzgesetz (JuSchG) obliegt den Landern die Altersfreigabe von
samtlichen Bildtragern mit Filmen oder Spielen (bislang nur Kino- und Videofilme). Diese
Aufgabe nehmen die Lander in Kooperation mit Einrichtungen der Freiwilligen Selbstkon-
trolle, insbesondere der Freiwilligen Selbstkontrolle der Filmwirtschaft (FSK) und der
Unterhaltungssoftware-Selbstkontrolle (USK) wahr. Darlber hinaus finanzieren die Lan-
der seit 1997 gemeinsam die Zentralstelle der Obersten Landesjugendbehdrden fir Ju-
gendschutz in Mediendiensten ,jugendschutz.net".
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1.6 Jugendsozialarbeit an Schulen

Nach dem ,Pakt fir Familien mit Kindern“ zwischen der Landesregierung und den
kommunalen Landesverbanden (KLV) beteiligt sich das Land ab dem Jahr 2012 zu einem
Drittel an den Kosten der Schulsozialarbeit bis zu einer Obergrenze von 15 Mio. EUR
jahrlich. Das Land férdert sowohl vorhandene als auch neue Stellen im Bereich der
Schulsozialarbeit mit einem Drittel der Kosten einer Vollzeitstelle von 50.000 Euro. Die
anfallenden Verwaltungskosten sowie die von den KLV geforderte Anpassung an die

Kostenentwicklung flie3en in diesen Betrag mit ein.
Bei den Gesprachen waren sich die Beteiligten einig, dass im Bereich der Schulsozi-

alarbeit derzeit von einem Ausbauzustand von rund 700 Vollzeitstellen auszugehen ist
(ohne Jugendberufshelfer) und der finanzielle Aufwand pro Vollzeitstelle 50.000 Euro be-
tragt. Die Mitfinanzierung des Landes soll tiber ein Férderprogramm geregelt werden, das
voraussichtlich iber den Kommunalverband fiir Jugend und Soziales (KVJS) abgewickelt
werden soll.
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2.Geschaftsbereich des Ministeriums fir Kultus,
Jugend und Sport

Der 44. Landesjugendplan 2012 weist auf dem Gebiet der Jugendbildung im Verantwor-
tungsbereich des Kultusministeriums ein Volumen von rund 26,3 Mio. EUR im Jahr 2012
auf (ohne vorschulische Sprach- und Lernhilfe).

Der in den Handlungsempfehlungen der Enquetekommission "Jugend - Arbeit - Zukunft"
des Landtags dauerhaft vorgesehene finanzielle Mehrbedarf konnte - nach dessen voll-
standiger Berlcksichtigung in den Jahren 2000 bis 2004 - infolge von Einsparauflagen in
2005 und 2006 nicht mehr in allen Forderpositionen des Landesjugendplans umgesetzt
werden. Aufgrund der Vereinbarung fir ein "Buindnis fur die Jugend" zwischen dem Land
Baden-Wirttemberg und den Landesverbénden der Kinder- und Jugendhilfe wurden im
Haushaltsentwurf 2012 keine weiteren Einsparungen vorgenommen.

Nach der Geschéaftsabgrenzung zwischen dem Sozialministerium und dem Ministerium
fur Kultus, Jugend und Sport sind die Aufgaben des Referats Jugend im Ministerium flr
Kultus, Jugend und Sport allgemeine und grundséatzliche Angelegenheiten der mit schuli-
scher Bildung, Erziehung und Bildungsberatung zusammenhangende Jugendfragen, ins-
besondere Jugendbildung im schulischen Umfeld, die Mitwirkung in nationalen und inter-
nationalen Gremien, die Zusammenarbeit mit der Jugendstiftung Baden-Wurttemberg,
Kooperationen im schulischen Umfeld, Jugendbildungsakademien, Internationaler Schu-
ler- und Jugendaustausch, Gedenkstattenfahrten sowie insgesamt Jugendprojekte im
schulischen Umfeld.

Maflinahmen der Jugendverbande und der Jugendarbeit im Rahmen der auf3erschuli-
schen Jugendbildung liegen in der Zustandigkeit des Sozialministeriums. Soweit Sozial-
und Kultusministerium betroffen sind, wurden die Ansétze jeweils geteilt. Die insoweit
einschlagige Titelgruppe 72 wird nun in den Einzelplanen 04 und 09 gefihrt.

Im Ubrigen weist der 44. Landesjugendplan nachrichtlich als durchlaufenden Posten For-
dermittel des Deutsch-Franzdsischen Jugendwerks sowie die Forderung der Jugendbe-
gleitung aus.

Zu den einzelnen Foérderprogrammen ist zu bemerken:

21 Bereich Jugendbildung im schulischen Umfeld

Gesamtbildungskonzept

In dem von Ministerprasident Oettinger im Jahr 2007 mit funf Dachverbanden der Ju-
gendarbeit geschlossenen "Blindnis fur die Jugend" wurde u. a. die Entwicklung eines
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Gesamtbildungskonzeptes als Aufgabe genannt. Mit diesem Gesamtbildungskonzept sol-
len die Beitrage der einzelnen Bildungspartner im Jugendbereich in ihrer Bedeutung ge-
wurdigt werden. Ziel war es, die verschiedenen Aspekte von Jugendbildung darzustellen
und Mdglichkeiten, Grenzen und Verantwortlichkeiten zu benennen. Den Vorgaben ent-
sprechend wurde das Gesamtbildungskonzept im Jahr 2011 abgeschlossen.

Bildungsreferenten der Sportjugend

Das Forderprogramm dient in erster Linie der Schulung, Aus- und Fortbildung der ehren-
amtlichen Jugendleiter und schafft damit die Voraussetzungen fir eine breite Jugendbil-
dungsarbeit. Das Land gewahrt auf Antrag Zuwendungen zu den anerkannten Personal-
kosten in Hohe von 70 % flr 3,5 hauptberuflich tatige Bildungsreferenten der Sportju-
gend. Weitere 34,5 zu fordernde Bildungsreferentenstellen der Jugendverbande und
Uberregionaler Zusammenschlisse anerkannter Trager der freien Jugendarbeit sind in
den Sozialetat Ubertragen worden.

Jugendbildungsakademien

Die in Baden-Wirttemberg tatigen Jugendbildungsstéatten Weil der Stadt, Wiesneck und
Bad Liebenzell werden zur teilweisen Finanzierung ihrer laufenden Aufwendungen institu-
tionell aus Mitteln des Landesjugendplans vom Kultusministerium gefordert. Untersttitzt
wird auch die Bildungsarbeit der Jugendpresse Baden-Wirttemberg. Daneben erhalten
die Jugendbildungsstatten im Jahr 2012 Investitionsmittel zur Sanierung ihrer Einrichtun-
gen in Hohe von 76.100 EUR.

Padagogisch-Kulturelles Centrum Freudental

Das Padagogisch-Kulturelle Centrum (PKC) in der renovierten ehemaligen Synagoge
Freudental hat 1985 seine Arbeit aufgenommen. Ziel des PKC ist, die ehemalige Syna-
goge als Ort der Begegnung und des Dialogs durch Seminare, Tagungen, Ausstellungen,
Vortrage, Theaterabende und Konzerte mit neuem Leben zu erfiillen. Von ganz besonde-
rer Bedeutung sind die hier stattfindenden israelisch-deutschen Jugendbegegnungen
sowie das grof3e Interesse der Schulen an dieser Einrichtung. Seit 1990 wird das PKC
aus Mitteln des Landesjugendplans institutionell geférdert; 2011 wurden 36.000 EUR be-
willigt.
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Jugendbildungsmalinahmen im Bereich der Sportjugend

Bei den Jugendleiterlehrgdngen und Seminaren wurde infolge der Jugendenquete von
2000 - 2003 ein Tagessatz von 9,70 EUR gewahrt. 2004 bis 2008 konnte durch Sparbe-
schlisse lediglich ein Tagessatz von 8,70 EUR gezahlt werden (wie vor der Jugenden-
quete). Seit dem Jahr 2009 werden Ausgabereste eingesetzt und ein Tagessatz von

9,20 € gewahrt Moglich war dies aufgrund des Schutzes der Mittel vor Kiirzungen im
Rahmen des Biindnisses fir die Jugend.

Die Fordersatze fur praktische Mal3nahmen sind aufgrund der Sparbeschlisse der letzten
Jahre ricklaufig (bis 2000: 40 %, 2001 - 2003: 35 %, 2005 - 2011: 25 %).

Bildungsmaflinahmen zur Drogenbekampfung und ahnliche Gefahrdungen der Jugend

Durch dieses Forderprogramm soll der Drogengefahrdung Jugendlicher entgegengewirkt
werden. Gefordert werden Seminare und praktische Mal3hahmen, wenn sie die ursachli-
chen Zusammenhénge Uber das Entstehen von Sucht sowohl bei stofflichen Suchtformen
(z. B. Rauschgifte, Medikamente, Alkohol) als auch bei nicht stoffgebundenen Siichten
(z. B. Spielsucht, Magersucht) behandeln. Seit 1993 werden aus diesem Programm auch
Projekte zur Drogenpréavention an Schulen geférdert.

Kooperationen im schulischen Umfeld

Fur das Jahr 2012 sind 150.000 EUR fir besondere, pilothafte Einzelvorhaben sowie
landesweite Aktivitaten vorgesehen. Allen Schulamtsbezirken werden Anrechnungsstun-
den zur Umsetzung der Kooperationen im schulischen Umfeld gewahrt. Es wird eine
starkere Verknupfung mit Themen des Jugendbegleiterprogramms, der Partizipation und
der lokalen Bildungsnetzwerke angestrebt.

Weitergefuhrt wird das Schilermentorenprogramm "Soziale Verantwortung lernen”. Das
Programm mochte Schilerinnen und Schiler interessieren, aktivieren und befahigen, so-
ziale Verantwortung zu lernen und als ausgebildete Schilermentoren in freiwilligen
Anbeboten in der Schule, Gesellschaft oder in der kirchlichen Jugendarbeit Verantwor-
tung zu Ubernehmen. Das klassische Schilermentorenprogramm richtet sich an Schile-
rinnen und Schiler ab 15 Jahren, zur Zielgruppe des Junior-Schilermentorenprogramms
gehodren Schilerinnen und Schiler bereits ab 13 Jahren, in der Regel ab Klasse 7. Die
Entwicklung vieler offentlicher Schulen zu offenen Ganztagesschulen mit Hilfe ehrenamt-
licher Jugendbegeiter eroffnet auch Schilermentoren neue Betéatigungsfelder.
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Jugendbegleiter-Programm

Die Jugendbegleiterinnen und Jugendbegleiter bereichern mit ihrem Wissen und Erfah-
rungsschatz das Angebot der Schulen (Primarstufe und Sekundarstufe | der allgemein
bildenden Schulen). Im Februar 2006 wurde eine Rahmenvereinbarung mit Gber 80 Ver-
banden aller gesellschaftlichen Bereiche, den Kirchen und anderen Institutionen unter-
zeichnet und damit der Startschuss fiir das Programm gegeben.

Das Programm erfreut sich grof3er Beliebtheit. Im Schuljahr 2010/2011 fuhrten fast 1.300
Schulen in Baden-Wirttemberg Bildungs- und Betreuungsangebote mit Jugendbegleitern
durch, zum Schuljahr 2011/2012 haben sich 1.498 Schulen angemeldet. Dabei werden
unterschiedliche inhaltliche Themenbereiche fir die Jugend erschlossen: Sport, Musik,
kulturelle Aktivitaten, Wirtschaft, Umwelt und Naturwissenschaften. Vor Ort wird fur jede
teilnehmende Schule ein Schulbudget eingerichtet, iber dessen Verwendung die Schul-
leitung entscheidet. Je nach Umfang der Betreuungsangebote (Stunden pro Woche) be-
tragt das Budget Zwischen 2.500 EUR und 7.000 EUR, insbesondere flr Zuschiisse zu
Aufwandsentschadigungen an Jugendbegleiterinnen und Jugendbegleiter und fur unmit-
telbar zur Umsetzung der Betreuungsangebote anfallende Sachausgaben. Schulen kén-
nen, abhangig von der Hohe ihres Grundbudgets, zuséatzlich ein Kooperationsbudget
zwischen 500 und 1.500 EUR zur Foérderung von Jugendbegleiter-Angeboten in Zusam-
menarbeit mit aul3erschulischen gemeinnitzigen Vereinen und Organisationen erhalten.
Jeweils 20 Prozent des Grundbudgets konnen fur Programmkoordination und Qualifizie-
rung einerseits sowie fur Sachkosten andererseits verwendet werden. Ab dem Schuljahr
2011/2012 wird das Programm auch fir die beruflichen Schulen gedoffnet.
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Internationale Jugendbegegnungen

Die meisten Kontakte im Jugendbereich bestehen mit Polen und Israel. Der Haushaltsan-
satz betrug von 2004 bis 2011 jeweils 536.800 EUR.

Im deutsch-polnischen Austausch ist auf die seit Jahren bestehende gute Zusammenar-
beit mit dem Deutsch-Polnischen Jugendwerk (DPJW) hinzuweisen; das Ministerium fir
Kultus, Jugend und Sport arbeitet als Landerzentralstelle sowohl im aufRerschulischen als
auch schulischen Austausch mit dem DPJW zusammen.

Ebenso wird die Zusammenarbeit mit dem Deutsch-Franzésischen Jugendwerk (DFJW)
kontinuierlich fortgesetzt.

Die Bemuhungen des Landes um partnerschaftliche Beziehungen schlagen sich auch im
Jugendaustausch nieder. Den Kontakten zu den europaischen Partnerregionen des Lan-
des kommt dabei im Rahmen der Arbeitsgemeinschaft der "Vier Motoren fur Europa” be-
sondere Bedeutung zu. Hier ist insbesondere auf die Jugendworkcamp-Maflinahmen hin-
zuweisen.

Die ,Projektférderung Jugendbereich® der ,Arbeitsgruppe Jugend® der Deutsch-
Franzoésisch-Schweizerischen Oberrheinkonferenz (ORK) wurde auch im Berichtszeit-
raum mitfinanziert. Die Mittel stehen der Forderung grenziberschreitender Jugendprojek-
te zur Verfagung.

Deutsch-franzosischer Schileraustausch

Der deutsch-franzésische Schuileraustausch spielt nach wie vor in den Beziehungen zwi-
schen den beiden Staaten eine entscheidende Rolle. Vor allen anderen Begegnungs-
und Kooperationsbereichen erreicht er nicht nur den gré3ten Umfang, sondern auch die
weitesten Bevolkerungsschichten. Mehrere tausend Schulerinnen und Schiler aus Ba-
den-Wirttemberg nehmen pro Jahr an einem Klassenaustausch teil. Im Gegenzug kom-
men junge Franzosen nach Baden-Wirttemberg. Wahrend das DFJW Zuschusse fur ei-
nen grof3en Teil der Schilerinnen und Schiiler leistet, tragt das Land die Reisekosten der
Begleitlehrkréafte.

Eine groRe Bedeutung hat auch der Einzelschileraustausch im Rahmen der Programme
des DFJW. Er wird fur Baden-Wurttemberg tber die Deutsch-Franzdsische Schiler- und
Jugendbegegnungsstétte Breisach abgewickelt.
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Fahrten zu Gedenkstatten nationalsozialistischen Unrechts

Durch die Forderung der Gedenkstattenfahrten erhalten junge Menschen die Méglichkeit,
sich mit dem Grauen des Nationalsozialismus und der totalitaren Herrschaft und ihren
Folgen auseinander zu setzen. Der Besuch von Mahn- und Gedenkstétten fir die Opfer
nationalsozialistischen Unrechts ist damit ein Beitrag zum bewussten Umgang mit der
Geschichte und dient der Demokratieerziehung. Die ganz Uberwiegende Mehrzahl der
Projekte wird von schulischen Gruppen durchgefihrt.

Infolge verschiedener Sparbeschliisse musste der Haushaltsansatz in den Jahren 2004-
2011 auf 67.700 EUR gegeniber 99.700 EUR in den Vorjahren vermindert werden. Der
Fahrkostenzuschuss hat sich seit dem Haushaltsjahr 2003 riucklaufig entwickelt (bis
2003: 40 %, 2004-2005: 30 %, 2006-2011: 25 %).

Schulbezogene MalRnahmen der Integration von jungen Auslanderinnen und Auslandern
sowie Aussiedlerinnen und Aussiedlern

Landesweit bedeutsame MalRhahmen im Bereich der offenen und verbandlichen Jugend-
arbeit einschlief3lich von Vorhaben im Bereich der Kooperation Jugendarbeit - Schule, der
Jugendkulturarbeit werden geférdert (100.000 EUR 2012.).

Bedeutsame MalRhahmen der Jugendbildung im schulischen Umfeld

Der Landesjugendplan ist neben der kontinuierlichen Regelférderung von MalRhahmen
offen fur neue, innovative Entwicklungen in der Jugendbildung.

Beispiel eines innovativen Projekts ist der Jugendbildungssurvey. An der Erhebung durch
die Jugendstiftung Baden-Wurttemberg und den Landesschulerbeirat (LSBR) haben sich
mehr als 2.400 Jugendliche beteiligt, die zu Themen wie Schule, Engagement, Freizeit-
gestaltung und Berufswiinsche befragt wurden. Der Survey hat fir das Land eine grol3e
Bedeutung: Erstmals liegt eine Befragung von Jugendlichen im Land in diesem Umfang
vor und erstmals wurden Jugendliche selbst Giber den LSBR an Konzeption und Durch-
fuhrung dieser Umfrage beteiligt. Von breiter Wirkung ist auch die Forderung der "Ser-
vicestelle Jugend" (bei der Jugendstiftung Baden-Wirttemberg).
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Jugendnetz Baden-Wiurttemberg

Mit dem "Jugendnetz Baden-Wurttemberg" wurde ein umfassendes Informations- und
Kommunikationsangebot fur die Jugendlichen sowie fur alle Verantwortlichen und Inte-
ressierten im Jugendbereich aufgebaut. Durch Fortbildungen und durch Medienprodukti-
onen wurde die Nutzung von Multimedia in der Jugendarbeit verstarkt. Neben den zentra-
len, jugendbezogenen Informationsangeboten sichert das Jugendnetz die Einbeziehung
und die Vernetzung einzelner Medieninitiativen und regionaler Mediennetze. Das Ju-
gendnetz wird von der "Servicestelle Jugend" der Jugendstiftung betreut. Die Statistik
weist durchschnittlich tiber 650.000 Besuche im Monat aus. Taglich finden teilweise tGber
23.000 Besuche von jugendnetz.de statt.

Jugendagenturen

Die Vernetzung jugendbezogener Arbeit in den Regionen des Landes erfolgt seitens der
verantwortlichen Partner verstéarkt auf der Ebene der regionalen Jugendagenturen. Die
Jugendagentur-Netzwerke haben u. a. die Aufgabe, die Rahmenbedingungen fur eine
verbesserte, individuelle Information, Beratung und Begleitung junger Menschen, insbe-
sondere auch benachteiligter junger Menschen, beim Ubergang von der Schule in Aus-
bildung und Beruf sicherzustellen. Dabei wird von den vorhandenen Strukturen und Tra-
gern vor Ort ausgegangen.

Jugendfonds

Zur flankierenden finanziellen Unterstitzung von Jugendinitiativen férderte das Land die
Einrichtung von Jugendfonds auf Stadt- bzw. Landkreisebene. Dabei stellte das Land ei-
nen (Start-)Betrag zur Verfigung, der sich durch komplementare Mittel (Kommunen,
Wirtschaft, Banken, Stiftungen, Privatpersonen, usw.) vervielfachte. Die Jugendfonds
werden hinsichtlich ihrer Entwicklung weiter beraten.

Musikschulen
Aufgrund der im Jahre 2004 erfolgten SparmalRnahmen zur Konsolidierung des Landes-

haushalts liegt die Landesforderung seither auf der Héhe der gesetzlichen Mindestférde-
rung (10 % der Kosten des padagogischen Personals). Dies wird auch in den kommen-
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den Jahren der Fall sein. Zusatzlich wird ein Landeszuschuss fir den laufenden Betrieb
der Geschéftsstelle des Landesverbandes der Musikschulen, die Fortbildung der Musik-
schullehrkrafte sowie fur den Betrieb der Musikschulakademie Schloss Kapfenburg ge-
wahrt.

Im Jahr 2009 besuchten rund 208.000 Schilerinnen und Schiler die 236 vom Land ge-
foérderten Musikschulen. Die Zahl der Lehrkrafte lag bei 8.374, davon 3.338 in einem
hauptberuflichen Anstellungsverhaltnis. Mit einem Jahresumsatz von 201 Mio. EUR stel-
len die Musikschulen eindriicklich unter Beweis, dass sie im Lande nicht nur kulturpoli-
tisch, sondern auch als Wirtschaftsfaktor eine nachhaltige Bedeutung haben. Besonders
hervorzuheben ist das sehr grol3e private Engagement, das mit einem Gebuhrenanteil
der Eltern an der Finanzierung von 52,84 % zu Buche schlagt. Die Kommunen haben
36,46 % der Kosten getragen, auf den Landesjugendplan entfielen im Jahr 2009 insge-
samt 8,3 % der Gesamtkosten. Der Rest wurde tber Spenden und Sponsoring erbracht.

Jugendmusikalische Bildungsstatten

Der auf3erschulischen jugendmusikalischen Bildung zuzuordnen sind die Landesakade-
mie fur die musizierende Jugend in Ochsenhausen, die Bundesakademie fur musikali-
sche Jugendbildung in Trossingen, die Musikakademie Schloss Weikersheim und die In-
ternationale Musikschulakademie Kulturzentrum Schloss Kapfenburg in Lauchheim. Die
Einrichtungen haben unterschiedliche Zielsetzungen, ihre Jahresprogramme und die Be-
legungszahlen weisen eindrtcklich aus, dass alle vier Einrichtungen im Lande gerne an-
genommen werden. Die Landesforderung der Bundesakademie Trossingen und der Mu-
sikakademie Weikersheim erfolgt ab 2012 tGber das MWK.

Die Landesakademie Ochsenhausen als gréf3te Einrichtung im Lande verzeichnet im
Jahr bis zu 33.000 Ubernachtungen und erreicht damit zwischenzeitlich eine Eigenfinan-
zierungsquote von rd. 57 %. Sie ist in der musikpadagogischen Lehrerfortbildung die
wichtigste Einrichtung im Land. Die Landesakademie als zentrale Einrichtung fir die
Schulchdre und Schulensembles in Baden-Wirttemberg hat sich in den vergangenen
Jahren auch im internationalen und interregionalen jugendmusikalischen Austausch ei-
nen Namen gemacht.

Im Herbst 1999 eriffnete die Internationale Musikschulakademie Kulturzentrum Schloss
Kapfenburg in der Rechtsform einer gGmbH ihren Betrieb; seit 2002 ist sie eine Stiftung
des birgerlichen Rechts. Sie verfugt Uber keine fest angestellten padagogischen Mitar-

beiter. Das Gesellschaftsvermdgen betrug seinerzeit 2 Mio. EUR; hiervon wurden 1 Mio.
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EUR vom Land, 0,5 Mio. EUR von den Musikschulen sowie 0,5 Mio. EUR vom Ostalb-
kreis, der Stadt Lauchheim und Sponsoren bereitgestellt. Die Internationale Musikschul-
akademie Schloss Kapfenburg erhalt seit 2004 einen Zuschuss i.H. v. 150.000 EUR, der
ab 2009 auf 300.000 EUR angehoben wurde, da das genannte Vermdgen aufgrund der
negativen Zinsentwicklung nicht - wie seinerzeit geplant - zur Deckung der Kosten aus-
reicht.

Im Bereich des Kultusministeriums wird 2012 zudem ein Stipendiatenprogramm "Pop-
Masterclasses" fur hochbegabte Jugendliche im Umfang von 60.000 € aufgelegt.

Jugendkunstschulen

Im Jahr 2010 konnten die Jugendkunstschulen wie die Musikschulen mit 10 % der Per-
sonalkosten des padagogischen Personals gefordert werden.

In die Forderung aufgenommen sind 27 Jugendkunstschulen mit rund 850 Lehrkraften /
Dozenten, die aufgrund der spezifischen Struktur in der Regel nebenberuflich beschéatftigt
waren. Die Kommunen haben einen Anteil von rund 40 Prozent der Gesamtférderung, die
Elternbeitrdge machen rund 30 Prozent der Einnahmen aus. Ein weiterer Teil der Ein-
nahmen wird durch Spenden und Sponsoring erwirtschaftet.

Auf Beschluss des Landtags im Zuge der Planberatungen fur 2012 wurde die Landesre-
gierung ersucht, das Jugendbildungsgesetz dahingehend zu andern, dass den Jugend-
kunstschulen kinftig ein gesetzlicher Mindestférderanspruch fur ihr paAdagogisches Per-
sonal garantiert wird (vergleichbar den Musikschulen).

Die Reihe der Jugendkunstschulkongresse als wesentliche Prasentations- und Fortbil-
dungsmalinahme der Jugendkunstschulen wurde 2010 mit den 21. baden-wurttembergi-
schen Jugendkunstschultagen in Bad Saulgau fortgesetzt; eine weitere Veranstaltung
dieser Reihe findet im November 2011 in Freiburg statt..
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22 Erziehung, Bildung und Betreuung von Kindern

Die Forderung von Kindern in Tageseinrichtungen fir Kinder und in der Kindertagespfle-
ge umfasst die Erziehung, Bildung und Betreuung von Kindern.

Bedarfsgerechter Ausbau der Betreuungsangebote fur Kleinkinder
(Kinder unter drei Jahren)

Beim ,Krippengipfel* am 2.4.2007 haben sich Bund, Lander und kommunale Spitzenver-
bande darauf verstandigt, bis 2013 bundesdurchschnittlich fiir rund ein Drittel der Kinder
unter drei Jahren Betreuungsplatze bereit zu stellen. Die Kosten des weit Uber die Vorga-
ben des Tagesbetreuungsausbaugesetzes (TAG) hinausgehenden Ausbaus der Klein-
kindbetreuung wurden vom Bund auf 12 Mrd. Euro festgelegt. Er beteiligt sich daran zu
einem Drittel. Von den 4 Mrd. Euro stellt der Bund im Rahmen eines eingerichteten Son-
dervermdgens fur den Zeitraum von 2008 bis 2013 Investitionsmittel in Hohe von 2,15
Mrd. Euro zur Verfugung. Auf Baden-Wirttemberg entfallen hiervon knapp 297 Mio. Euro.
An den Betriebskosten beteiligt sich der Bund im Zeitraum von 2009 bis 2013 mit 1,85
Mrd. Euro und ab 2014 jahrlich mit 770 Mio. Euro. Auf Baden-Wurttemberg entfallen hier-
von 240 Mio. Euro, ab 2014 jahrlich 100 Mio. Euro.

a) Umsetzung des Investitionsprogramms des Bundes ,Kinderbetreuungsfinanzierung”
2008 - 2013

Grundlage fur die Umsetzung des Investitionsprogramms des Bundes ,Kinderbetreuungs-
finanzierung" 2008 - 2013 ist die zwischen dem Bund und den Landern abgeschlossene
Verwaltungsvereinbarung. Die Verteilung der auf Baden-Wurttemberg insgesamt entfal-
lenden 297 Mio. Euro (im Zeitraum von 2008 bis 2013 jahrlich durchschnittlich knapp 50
Mio. Euro) ist in der VwV Investitionen Kleinkindbetreuung vom 11. Marz 2008

(GABI. S. 114) geregelt. Danach sind pro zusatzlich geschaffenem Platz folgende Pau-
schalsatze vorgesehen:

in Kindertageseinrichtungen bei

Neubaumalinahmen 12.000 €
Umbaumalinahmen 7.000 €
Umwandlungsmaflnahmen 2.000 €
und in der Kindertagespflege

in anderen geeigneten Raumen 2.000 €

im Haushalt der Tagespflegeperson 500 €
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DarlUber hinaus kdnnen Tageselternvereine mit einer einmaligen Ausstattungspauschale
von 3.000 Euro geférdert werden.

Ziel der Umsetzung des Investitionsprogramms ,Kinderbetreuungsfinanzierung“ im Land
ist es, die vom Bund zur Verfiigung gestellten Mittel so einzusetzen, dass der bedarfsge-
rechte Ausbau der Betreuungsangebote fur Kinder unter drei Jahren in Kindertagesein-
richtungen und in der Kindertagespflege bis 2013 umgesetzt wird. Dementsprechend
werden die Zuschusse fur Investitionen in Kindertageseinrichtungen und in der Kinderta-
gespflege nur gewahrt, wenn zusatzliche Betreuungsplatze fur Kinder unter drei Jahren
geschaffen werden.

b) Forderung der Betriebsausgaben

Die Betriebskostenforderung der Kleinkindbetreuung wurde ab 2009 auf eine neue
Grundlage gestellt. Die Verteilung der Mittel erfolgt nach dem Grundsatz ,Das Geld folgt
den Kindern®. Dies bedeutet, dass die Bundes- und Landesmittel im Rahmen des Fi-
nanzausgleichsgesetzes (FAG) den Standortgemeinden der Einrichtungen bzw. den
Stadt- und Landkreisen fir in Kindertagespflege betreute Kleinkinder zuflieRen. Freie und
privat-gewerbliche Trager, deren Einrichtungen in die gemeindliche Bedarfsplanung auf-
genommen sind, haben gegeniber der Standortgemeinde einen Mitfinanzierungsan-
spruch in H6he von mindestens 68 % der Betriebsausgaben. Die nicht in die Bedarfspla-
nung aufgenommenen Einrichtungen erhalten von der Standortgemeinde fir jeden beleg-
ten Platz einen Zuschuss mindestens in Hohe der entsprechenden Landesférderung.
Durch die Einfihrung eines interkommunalen Kostenausgleichs wurde die Finanzierung
der auswartigen Betreuung von Kleinkindern in bedarfsgerechten Einrichtungen weiter
verbessert.

Umgesetzt wurde die neue Fordersystematik durch das am 1. Januar 2009 in Kraft getre-
tenen Gesetz zur Anderung des Kindertagesbetreuungsgesetzes und des Finanzaus-
gleichsgesetzes.

Die Landesregierung geht davon aus, dass die Beschleunigung des dringend
notwendigen Ausbaus der Kleinkindbetreuung nur mit einer deutlicheren Unterstiitzung
der Kommunen durch das Land zu erreichen ist. Sie hat daher mit den kommunalen
Spitzenverbanden einen Pakt fir Familien mit Kindern abgeschlossen. Danach wird das
Land die Betriebsausgaben fir die Kleinkindbetreuung kiinftig in wesentlich gré3erem
Umfang fordern.
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Die Zuweisungen des Landes nach § 29 ¢ FAG werden

- im Jahr 2012 von 129 Mio. € um 315 Mio. € auf 444 Mio. €

- im Jahr 2013 von 152 Mio. € um 325 Mio. € auf 477 Mio. €

erhoht. Ab dem Jahr 2014 wird sich das Land unter Bertcksichtigung der Bundesmittel zu
68 Prozent an den Betriebsausgaben fur die Kleinkindbetreuung beteiligen.

c) Forderung der Strukturen in der Kindertagespflege

Die Mittel zur Forderung der Strukturen in der Kindertagespflege sind nach der VwV Kin-
dertagespflege vom 18. Februar 2009 (GABI. S. 47), gedndert am 9. Juni 2009 (GABI. S.
173), zweckbestimmt fir die Vorbereitung, Qualifizierung und Fortbildung von Tagespfle-
gepersonen zu verwenden. Zuwendungen erhalten die Stadt- und Landkreise sowie die
kreisangehdorigen Stadte mit eigenem Jugendamt, wenn sie sich in mindestens gleicher
Hohe beteiligen.

Betreuung von Kindern ab drei Jahren bis zum Schuleintritt

Die Situation im Kindergartenbereich ist durch eine starke Nachfrage nach Platzen mit
erweiterter oder ganztagiger Betreuung gekennzeichnet. Auf solche Einrichtungen sind
neben Alleinerziehenden und Familien, in denen beide Elternteile erwerbstétig sind, ins-
besondere auch Eltern angewiesen, die sich nach einer Zeit intensiver Betreuung ihrer
Kinder fur die Aufnahme oder Fortsetzung einer Erwerbstatigkeit entscheiden.

Der Schaffung bedarfsgerechter Kinderbetreuungseinrichtungen rdumt Baden-
Wirttemberg seit jeher einen hohen Stellenwert ein. Mit einem Angebot von rd. 360.000
Kindergartenplatzen ist in diesem zentralen Jugendhilfebereich bereits seit einigen Jah-
ren Vollversorgung erreicht. Es gilt, dieses hohe Niveau dauerhaft zu sichern, die Be-
triebsformen der Einrichtungen noch besser an die Bedurfnisse der Eltern und Kinder an-
zupassen und die Qualitat der Einrichtungen fortzuentwickeln. Der Riickgang der Kinder-
zahl wird von den Trégern der Kindertageseinrichtungen vermehrt dazu genutzt, Platze
fur unter dreijahrige Kinder in Kinderkrippen und altersgemischten Gruppen einzurichten.

Mit der am 1. Januar 2004 in Kraft getretenen Novellierung des Kindergartengesetzes ist
die Finanzverantwortung fur die Kindergarten und Tageseinrichtungen mit altersgemisch-
ten Gruppen auf die Gemeinden Ubertragen worden. Die bis 2003 der Finanzausgleichs-
masse A vorweg entnommenen und in den Landeshaushalt eingestellten Mittel zur Kin-
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dergartenférderung werden seither in der Finanzausgleichsmasse belassen und nach ei-
nem bestimmten Schliissel den Gemeinden zur Verfligung gestellt.

Mit einer erneuten Novellierung des Kindertagesbetreuungsgesetzes (neue Bezeichnung
des friheren Kindergartengesetzes) und des Finanzausgleichsgesetzes zum 1. Januar
2009 wurde die Forderung der Kindergarten durch das Land in Hohe von 386 Mio. EUR
systemgleich mit der gleichzeitig neu eingefiihrten gesetzlichen Betriebskostenfinanzie-
rung fur die Betreuung von unter dreijahrigen Kindern in Tageseinrichtungen und der
Kindertagespflege (Naheres s. o. Kleinkindbetreuung) geéndert. Zur teilweisen Finanzie-
rung der fir die Einfihrung des Orientierungsplans fir Bildung und Erziehung erforderli-
chen Erhéhung der Mindestpersonalausstattung und der entsprechenden Qualifizierung
des padagogischen Personals wurden bzw. werden die FAG-Mittel ab dem Jahr 2010
stufenweise von 386 Mio. € auf 529 Millionen Euro ab dem Jahr 2013 erhoht. Die Finanz-
zuweisungen des Landes werden nach dem Grundsatz "Das Geld folgt den Kindern" an
die Standortgemeinden der betreuenden Einrichtungen verteilt.

Die freien und privat-gewerblichen Kindergartentrager haben wie bisher einen Rechtsan-
spruch gegen die Standortgemeinde auf Mitfinanzierung von 63 % der Betriebsausgaben
einer Einrichtung. Voraussetzung hierfir ist die Aufnahme der Einrichtung in die gemeind-
liche Bedarfsplanung. Den nicht in die Bedarfsplanung aufgenommenen Einrichtungen
hat die Standortgemeinde einen Zuschuss mindestens entsprechend der ihr fir diese
Einrichtungen jeweils zuflieRenden Landesférderung zu gewahren.

Die Finanzierung der auswartigen Betreuung von Kindern in bedarfsgerechten Einrich-
tungen wurde ab 2009 durch die Einfihrung eines interkommunalen Kostenausgleichs
weiter verbessert.

Orientierungsplan fur Bildung und Erziehung

Die frihkindliche Bildung ist der zentrale Schliissel zum lebenslangen Lernen. Deshalb
wurde der Orientierungsplan fur Bildung und Erziehung fur die baden-wirttembergischen
Kindergarten erarbeitet. In ihn sind neueste Erkenntnisse aus Frihpadagogik, Entwick-
lungs- und Motivationspsychologie sowie Neurobiologie eingeflossen. Mit dem Orientie-
rungsplan wird der bestehende Bildungsauftrag des Kindergartens konkretisiert Zusam-
men mit dem Bildungsplan der Grundschule gewahrleistet der Orientierungsplan fur den
Kindergarten eine kontinuierliche Bildung und Férderung des Kindes.

Der Orientierungsplan wurde ab Mitte 2006 in einer dreijahrigen Pilotphase mit wissen-
schaftlicher Begleitung erprobt. Insgesamt waren tber 1.700 Kindergéarten mit unter-
schiedlicher Intensitat in die wissenschaftliche Begleitung einbezogen. Auf der Basis der



-55 -

Ergebnisse einer wissenschatftlichen Begleitung sowie auf der Grundlage von Rickmel-
dungen aus Wissenschaft und Praxis wurde der Orientierungsplan von August 2008 bis
April 2009 in einem breiten partizipativen Beteiligungsprozess weiterentwickelt. Nach ei-
ner sechswochigen Anhoérung und nach zuséatzlichen Expertenbefragungen wurde der
Orientierungsplan weiter Uberarbeitet und in einer vorlaufigen Fassung im Juni 2009 6f-
fentlich prasentiert. Nach einer weiteren Uberarbeitung wurde der Orientierungsplan in
der Fassung vom 15.03.2011 in K.u.U. Heft 9 vom 02.05.2011 veréffentlicht. Der Plan
wird von allen, die daran mitgewirkt haben, als gute, zukunftsweisende Konzeption fiir die
Umsetzung des Bildungsauftrags des Kindergartens betrachtet. Auf landertbergreifenden
Tagungen und Veranstaltungen wird ihm immer wieder eine Spitzenposition im Vergleich
mit anderen Planen zugeschrieben.

Zur Implementierung des Orientierungsplans haben Land und Kommunen von 2006 bis
Ende 2009 eine landesweite Fortbildungsoffensive fur die rund 38.000 padagogischen
Fachkrafte durchgefuhrt. Die Kosten im Umfang von insgesamt 20 Mio. Euro wurden je
halftig getragen. Mit einer tragertibergreifenden Fortbildungskonzeption und einer Verwal-
tungsvorschrift zur Férderung der Fortbildung wurde daftr Sorge getragen, dass die Im-
plementierung des Orientierungsplans bei allen Tragern nach den gleichen Standards er-
folgen konnte.

Mit der Verordnung des Kultusministeriums Uber den Mindestpersonalschliissel und die
Personalfortbildung in Kindergarten und Tageseinrichtungen mit altersgemischten Grup-
pen (Kindertagesstattenverordnung - KiTaVO) vom 25. November 2010 (zum 10. De-
zember 2010 in Kraft getreten) wird die politische Ubereinkunft zwischen Land und kom-
munalen Landesverbanden vom 24.11.2009 und die darin vereinbarte auf drei Jahre an-
gelegte Erhéhung des Mindestpersonalschlissels umgesetzt. Fur die erforderliche Fest-
legung der Mindestpersonalschliissel wurde die bisherige Genehmigungspraxis des
KVJS zu Grunde gelegt. Von den fur die Umsetzung erforderlichen 200 Mio. Euro tragen
das Land 133 Mio. Euro (etwa zwei Drittel), die Kommunen 67 Mio. Euro (etwa ein Drit-
tel). Dartber hinaus stellt das Land zur weiteren Qualifizierung des padagogischen Per-
sonals ab dem 1. September 2010 stufenweise 10 Mio. Euro pro Jahr zur Verfigung.

Das Kultusministerium sieht in der Kindertagesstattenverordnung (KiTaVO) und der ent-
sprechenden Erh6hung des Mindestpersonalschliissels einen wichtigen ersten Schritt zur
Umsetzung des mit den Beteiligten in gemeinsamer und intensiver Abstimmung erarbei-
teten Orientierungsplans. Gleichwohl ist das Kultusministerium gemeinsam mit den Betei-
ligten der Auffassung, dass weitere Schritte folgen mussen. Dies haben die die neue
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Landesregierung tragenden Parteien im Koalitionsvertrag entsprechend zum Ausdruck
gebracht.

Ein wichtiges Anliegen Baden-Wiurttembergs ist die Kooperation von Kindergarten und
Grundschule. Dabei misst Baden-W(rttemberg der verantwortungsvollen Arbeit kompe-
tenter und engagierter Erzieherinnen und Erzieher bei der Umsetzung des Bildungsauf-
trags im Kindergarten eine hohe Bedeutung zu. Viele Einrichtungen nehmen sich mit be-
sonderen Konzepten und Angeboten dieser Aufgabe intensiv an. Kinder, deren Schulfa-
higkeit gefahrdet ist, die dem Risiko der Zurlckstellung vom Schulbesuch und des schu-
lischen Misserfolgs ausgesetzt sind, sollen zusatzliche Fordermalinahmen erhalten.

Baden-Wairttemberg erprobt deshalb mit dem Projekt "Schulreifes Kind" an 245 Standor-
ten, wie diese Kinder mit zuséatzlichen padagogischen Forderangeboten im Jahr vor der
Einschulung gezielt und effektiv geférdert werden kénnen. In Abstimmung mit den kom-
munalen Landesverbanden, den kirchlichen und sonstigen freien Kindergartentragerver-
banden wird dieses Kooperations- und Forderprojekt seit Herbst 2006 an 50 Standorten
der Tranche | sowie seit Herbst 2007 an weiteren 195 Standorten der Tranche Il mit ver-
schiedenen Férdermodellen durchgefiihrt, die den unterschiedlichen Gegebenheiten vor
Ort Rechnung getragen. Das Projekt, das federfihrend durch Prof. Dr. Marcus
Hasselhorn, Deutsches Institut fir Internationale Padagogische Forschung (DIPF), Frank-
furt a. M., wissenschatftlich begleitet wird, erbrachte positive Férdereffekte.

Mit dem Projekt "Schulreifes Kind" verfolgt Baden-Wurttemberg konsequent den Gedan-
ken der Pravention vor Rehabilitation. Ziel ist die Vorbeugung und Verhinderung von Zu-
rickstellung und schulischem Misserfolg durch intensive Begleitung und Férderung. Um
dieses Ziel zu erreichen, ist es notwendig, bereits friih den Forderbedarf von Kindern
festzustellen. Das geschieht seit Ende 2008 durch die neue Einschulungsuntersuchung.
Die neue Einschulungsuntersuchung sieht fur alle Kinder 24 bis 15 Monate vor der Ein-
schulung u. a. ein Screening zum Sprachentwicklungsstand und bei Hinweisen auf eine
maogliche Sprachentwicklungsverzégerung oder Sprachentwicklungsstérung eine verbind-
liche Sprachstandsdiagnose vor. Im Rahmen der Qualitatsoffensive sind fir die Jahre von
2009 bis 2012 tber 10,6 Millionen Euro fir die verbindliche Sprachstandsdiagnose im
Rahmen der neuen Einschulungsuntersuchung bereitgestellt. Darin enthalten sind Kosten
fur die Fortbildung der Erzieherinnen fir die zusatzliche Arbeitszeit der Erzieherinnen und
der Arzte sowie fur entsprechendes Informationsmaterial.

Die verbindliche Sprachstandsdiagnose fugt sich als Teil der Einschulungsuntersuchung
nahtlos in das Projekt "Schulreifes Kind" ein, das eine wichtige "Scharnierfunktion™ im
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Netzwerk der Férderung fur Kinder in Kindergarten und Schule hat. Die arztliche Bewer-
tung der Ergebnisse erfolgt in der Zusammenschau mit anderen fur die Sprachentwick-
lung des Kindes maf3geblichen Untersuchungselementen der Einschulungsuntersuchung.

Eine flachendeckende Sprachférderung férderbedurftiger Kinder ist dem Land Baden-
Wirttemberg ein grol3es Anliegen. Dabei ist dem einzelnen Kindergarten und dem jewei-
ligen Trager der erforderliche Raum zur Eigengestaltung zu belassen. Mit dem Sprach-
férderprogramm 'Sag mal was - Sprachférderung fur Vorschulkinder', wirkte die Baden-
Wirttemberg Stiftung von 2003 bis 2010 daran mit, individuelle Lebenschancen von Kin-
dern im Vorschulalter durch Unterstiitzung des Spracherwerbs zu verbessern. Gemalf ih-
rem Auftrag, Programme modellhaft auf ihre Praxistauglichkeit zu testen, hat sich die Ba-
den-Wirttemberg Stiftung zum Kindergartenjahr 2010/2011 aus der flachendeckenden
Sprachférderung zurtickgezogen.

Die Finanzierung und konzeptionelle Weiterentwicklung dieser Sprachférderung wurde
zum Kindergartenjahr 2010/2011 vom Land Gbernommen. Seither werden mit der zusatz-
lichen intensiven Sprachférderung im Kindergarten (ISK) Kinder auf Antrag gefordert, die
bei der verbindlichen Einschulungsuntersuchung (ESU) einen intensiven Sprachférder-
bedarf aufweisen. Vor allem Kinder mit Migrationshintergrund, aber auch Kinder mit
Deutsch als Muttersprache, sollen und kénnen von der intensiven Sprachférderung profi-
tieren.

Das Land stellt seit dem Kindergartenjahr 2010/2011 fur die Intensive Sprachférderung
im Kindergarten (ISK) einschlie3lich Fortbildung 10 Mio. Euro bereit. Mit der "Verwal-
tungsvorschrift des Kultusministeriums tber Zuwendungen zu intensiver Sprachférderung
im Kindergarten (ISK-Richtlinie)" vom 12. Mai 2010 sind im Vergleich zum bisherigen
Programm der Baden-Wirttemberg Stiftung modifizierte Forderrichtlinien in Kraft getreten
(u. a. kleinere Fordergruppen; schlankes Antragverfahren; Aufnahme von Kindern mit
Forderbedarf, die noch keine Einschulungsuntersuchung durchlaufen haben; Offnungs-
klausel).

DarlUber hinaus wurde im Pakt fur Familien mit Kindern zwischen der Landesregierung
und den kommunalen Landesverbanden vereinbart, dass das Land ab dem Kindergarten-
jahr 2012/13 den Kindergartentragern zusatzliche Mittel fir Sprachférdermalinahmen im
Bereich der 3-6 jahrigen Kinder zur Verfligung stellt.
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Mit Beginn des Schuljahres 2007/2008 startete in Baden-Wirttemberg ein Modellprojekt,
das Projekt "Bildungshaus fir Drei- bis Zehnjahrige"”, mit dem Anliegen Rechnung getra-
gen wird, dass jedes Kind in seiner individuellen Entwicklung wahrgenommen und gefor-
dert wird. An landesweit 33 Standorten mit 33 Grundschulen und 49 Kindergarten wurden
ab September 2007 ,Bildungshéauser fir Drei- bis Zehnjéahrige® eingerichtet. Im Fruhjahr
2011 wurde das Projekt um weitere 161 Standorte erweitert, so dass zwischenzeitlich
rund 200 "Bildungshauser fir Drei- bis Zehnjahrige" mit rund 200 Grundschulen und rund
300 Kindergarten im Projekt vertreten sind. In den Bildungshausern steht die intensive
Zusammenarbeit zwischen Kindergarten und Grundschule im Vordergrund. Sie soll im
Laufe der Modellphase so eng werden, dass eine durchgangige Bildungseinrichtung fur
Drei- bis Zehnjahrige - ein padagogischer Verbund - entsteht. Gemeinsame Lern- und
Spielzeiten in institutions- und jahrgangsitbergreifenden Gruppen sind zentrale Struktur-
elemente dieses Modellprojekts. Der Orientierungsplan und der Bildungsplan der Grund-
schule stellen die Basis fur die Arbeit im Bildungshaus. 32 Standorte im Modellprojekt
"Bildungshaus fur Drei- bis Zehnjahrige", die 2007 starteten, werden vom Transferzent-
rum fur Neurowissenschaften und Lernen (ZNL) in Ulm unter der Leitung von Herrn Prof.
Dr. Dr. Manfred Spitzer wissenschaftlich begleitet.
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23 Schulbezogene MaRBnahmen der Integration

Integrationsférdernde MafRnahmen fur Kinder mit Migrationshintergrund und Kinder mit
Bedarf an erganzender Sprachforderung

Fur MalRnahmen der vor- und aufRerschulischen bzw. auRerunterrichtlichen Hausaufga-
ben-, Sprach- und Lernhilfe werden Landesmittel zur Verfiigung gestellt. Kindern mit Mig-
rationshintergrund und Kindern mit Bedarf an ergédnzender Sprachférderung soll durch
diese MalRnahmen die Integration in das deutsche Schul- und Bildungssystem sowie das
Einlben sozialen Verhaltens ermdglicht bzw. erleichtert werden. Dadurch kénnen ver-
gleichbare Startchancen geschaffen werden wie fur Kinder ohne Migrationshintergrund
bzw. ohne ergédnzenden Sprachforderbedarf. Mogliche Benachteiligungen wahrend der
Schulzeit, die oft in dem vielfach fehlenden deutschsprachigen familiaren Hintergrund und
der zwangslaufig fehlenden elterlichen Hilfen begrindet sind, kbnnen gemildert werden.

Mit den Hausaufgaben-, Sprach- und Lernhilfen im vorschulischen und aufRerschulischen
bzw. aul3erunterrichtlichen Bereich werden in ca. 1200 Mal3hahmen mehr als 56.000
Kinder geférdert. Die Landesmittel werden hauptsachlich fir den Auslagenersatz von
freiwillig tatigen Kraften eingesetzt. Der Fordersatz je Kind und Stunde betragt in der vor-
schulischen Sprachforderung bis zu 1,00 €, fur auRerschulische bzw. auRerunterrichtliche
Mafinahmen bis zu 0,87 € je Kind und Stunde.
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3. Geschéaftsbereich des Ministeriums fur Wissenschaft,
Forschung und Kunst

Jugendmusik

Die im Landervergleich fihrende Position des Landes Baden-Wirttemberg konnte in den
vergangenen Jahren gehalten werden. Der Ansatz im Haushaltsentwurf 2012 liegt auf
dem Niveau des Vorjahres.

Das Musikland Baden-Wirttemberg prasentiert sich nach wie vor in der Jugendmusik als
das Land mit der grof3ten Zahl an 6ffentlich geférderten Musikschulen wie auch als das
Bundesland, dessen Vertreterinnen und Vertreter beim jahrlichen Bundeswettbewerb
"Jugend musiziert" mit Abstand die meisten Auszeichnungen erhalten; so gingen bei-
spielsweise im Jahr 2011 von 352 ersten Preisen insgesamt 134 (dies sind 38 %!) nach
Baden-Wirttemberg; im Jahre 2010 waren es 96 (23 %) von 418 ersten Preis-tragern.

Jugendmusikalische Bildungsstatten

Der auf3erschulischen jugendmusikalischen Bildung zuzuordnen sind die Landesakade-
mie fur die musizierende Jugend in Ochsenhausen, die Bundesakademie fur musikali-
sche Jugendbildung in Trossingen, die Musikakademie Schloss Weikersheim und die In-
ternationale Musikschulakademie Kulturzentrum Schloss Kapfenburg in Lauchheim. Die
Einrichtungen haben unterschiedliche Zielsetzungen, ihre Jahresprogramme und die Be-
legungszahlen weisen eindrtcklich aus, dass alle vier Einrichtungen im Lande gerne an-
genommen werden. Das Ministerium fir Wissenschaft Forschung und Kunst ist fur die
Forderung der Bundesakademie fur musikalische Jugendbildung in Trossingen und der
Musikakademie Schloss Weikersheim zustandig. Die Landesakademie fir die musizie-
rende Jugend und die Musikschulakademie werden vom Ministerium fir Kultus, Jugend
und Sport gefordert.

Die Bundesakademie fur die musikalische Jugendbildung in Trossingen erhéalt seit Auf-
nahme ihrer Arbeit im Jahre 1973 Zuschuisse von Bund und Land im Verhaltnis 2 : 1. Auf
Grund der Sparzwange und der Gleichbehandlung mit den anderen institutionell gefor-
derten Einrichtungen wurde der Landeszuschuss auf dem Stand von 2004 "eingefroren”
(242.400 EUR). Die Ausbildung von Dirigenten und Ubungsleitern und somit auch die
Vorbereitung fir ehren- oder nebenamtliche Tatigkeiten stehen in Trossingen in der Aus-
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bildung im Vordergrund. Aufgrund dieser speziellen Zielsetzung ist die Eigenfinanzie-
rungsquote bisher begrenzt.

Seit 1995 erhalt die Stadt Weikersheim als Trager der Musikakademie Schloss
Weikersheim einen laufenden Zuschuss aus dem Landesjugendplan in Héhe von 50.000
EUR; ein weiterer offentlicher Zuwendungsgeber ist der Main-Tauber-Kreis. Die fachliche
Verantwortung liegt bei Jeunesses Musicales Deutschland e.V. Die Musikakademie hat
keine fest angestellten padagogischen Mitarbeiter. Mittelbar flie3en der Akademie weitere
Vorteile, wie die kostenlose Uberlassung weiter Teile des Schlosses, durch das Land zu.

Einzelne jugendmusikalische Projekte

Mit der Bezuschussung jugendmusikalischer Projekte steht dem Landesjugendplan ein
wirksames Instrumentarium zur Férderung besonders begabter musikalischer Kinder und
Jugendlicher zur Verfiigung. Nachdem das Land bereits in friiheren Jahren vereinzelt Zu-
schisse zur Durchfiihrung des Landeswettbewerbs "Jugend musiziert" gegeben hatte,
begann ein systematischer Aufbau dieser Mal3nhahmen im Jahre 1972 mit der Griindung
des Landesjugendorchesters, welches 2012 bereits seinen 40-jahrigen Geburtstag feiern
kann. Auf Vorschlag und in Abstimmung mit den beteiligten Organisationen entstanden in
der Folge eine Vielzahl einzelner jugendmusikalischer Ensembles, jeweils nach den ent-
sprechenden Musiksparten, sowie im Vorfeld dazu verschiedene Wettbewerbe fur ent-
sprechende regionale und oértliche Ensembles. Derzeit bestehen 11 landeszentrale Ju-
gendensembles verschiedener instrumentaler bzw. vokaler Genres. Die folgenden En-
sembles werden vom Landesmusikrat getragen:

- das Sinfonische Jugendblasorchester Baden-Wirttemberg

- das Jugendjazzorchester Baden-Wirttemberg

- der Landesjugendchor Baden-Wurttemberg

- der Landesjugendgospelchor Baden-Wirttemberg

- das Akkordeon-Landesjugendorchester Baden-Wirttemberg

- das Jugendgitarrenorchester Baden-Wirttemberg

- das Jugendzupforchester Baden-Wurttemberg

- das JugendPercussionEnsemble Baden-Wirttemberg

- das Landes-Jugend-Blockflétenorchester Baden-Wirttemberg.

Hinzu kommen
- das Interregionale Jugendsinfonieorchester (IRO) und
- der Interregionale Jugendchor (C.H.O.I.R.).
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Die Wettbewerbsstruktur ebenso wie die Ensembles unterliegen naturgemal einer stan-
digen Entwicklung, welcher der Landesjugendplan Rechnung zu tragen sucht.

Internationale jugendmusikalische Begegnungen

Die Forderaktivitaten konnten in etwa gleichem Umfang fortgeftihrt werden. Aufgrund der
Sparzwénge sind seit 2004 jedoch Prioritaten zu setzen. Erfreulich ist aber, dass auch in
groliem Malie Mittel aus dem Bundeshaushalt Giber das Goethe-Institut an Ensembles
aus dem Lande geflossen sind. Herausragende baden-wirttembergische jugendmusikali-
sche Ensembles sind heute in allen Landern dieser Erde, insbesondere in den Partnerre-
gionen Baden-Wurttembergs, gerne gesehene Botschafter der Kultur und der Jugend un-
seres Landes. Die Projekte als solche sind fir die gesamte musiktreibende Jugend eine
grol3e Herausforderung und leisten einen unschatzbaren Beitrag zum interkulturellen
Austausch und zur Volkerverstandigung.

Nach wie vor hervorzuheben ist der interregionale Ansatz, der mit dem Interregionalen
Jugendorchester (IRO) in Ochsenhausen praktiziert wird. Alle Partnerregionen des Lan-
des werden jeweils eingeladen, sich mit einer Gruppe junger Musikerinnen und Musiker
an der Erarbeitung eines gemeinsamen grof3en sinfonischen Programms in den Sommer-
ferien zu beteiligen. Das Projekt konnte 2011 zum 20. Mal mit Gber 100 jungen Musike-
rinnen und Musikern erfolgreich abgewickelt werden, wobei acht Partnerregionen vertre-
ten waren. Erstmals 1996 wurde ein vergleichbares Projekt im Bereich der Chormusik
(C.H.O.I.R.) aufgelegt, das auRRerst erfolgversprechend verlaufen ist und jahrlich fortge-
setzt wird. Dieses Projekt hat sich aus einem ursprtinglich bilateralen deutsch-
franzsischen Ansatz entwickelt, wie er in der Kunstkonzeption des Landes Baden-
Wirttemberg vorgesehen war. Das C.H.O.l.R. wird regelm&Rig im Anschluss an das IRO
ebenfalls mit Gber 100 Vokalistinnen und Vokalisten in der Landesakademie Ochsenhau-
sen durchgefuhrt. Im Jahr 2009 waren acht Partnerregionen Baden-Wurttembergs vertre-
ten. Beide Projekte enden jeweils mit mehreren Konzerten im Lande.

Das internationale Jugendmusikfestival EUROTREFF MUSIK BADEN-WURTTEMBERG,
welches 1979 auf Anregung des Staatsministeriums gegrindet wurde, wurde ab 2011
eingestellt, da es sich in seiner Form Uberlebt hat.
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4. Geschaftsbereich des Ministerium fur Ladndlichen Raum
und Verbraucherschutz

Forderung der Landjugend

Die Landjugendarbeit ist ein wichtiges Element der Jugendarbeit auf dem Lande. Die be-
rufsstandischen und konfessionellen Landjugendorganisationen agieren flachendeckend
in den landlichen Raumen Baden-Wirttembergs. Dabei weist die Landjugendarbeit ein
sehr breites Spektrum von Themen und MalRBhahmen auf, die sich mit den Entwicklungen
und Perspektiven des landlichen Raumes befassen. Zur klassischen auf3erschulischen
Jugendbildung hinzu kommt als unverwechselbares Markenzeichen der Landjugendarbeit
die Aus- und Weiterbildung von Nachwuchskraften im Agrarbereich. Die Landjugendor-
ganisationen vertreten die vielfaltigen Interessen der Jugendlichen und jungen Erwach-
senen im landlichen Raum gegentber Kommunen, anderen Einrichtungen des 6ffentli-
chen Lebens und gegenulber politischen Entscheidungstragern. Ihre Arbeit wirkt identi-
tatsstiftend im landlichen Gemeinwesen und ist gepragt von einem hohen Mal3 an ehren-
amtlichem Engagement. Die ehrenamtlich tatigen Jugendbegleiter der Landjugendver-
bande sind wichtige Partner der Ganztagesbetreuung an Schulen und Bindeglied zum
Lernort Bauernhof.

Im Jahr 2010 konnten Uber das Projekt "Schiler auf dem Bauernhof" 920 Schulklassen
mit rund 32.000 Schulerinnen und Schilern allgemeinbildender Schulen einen Bauernhof
besuchen. Die Europaische Union genehmigte im Juni 2011 das neue Projekt der Land-
jugendverbande "Schaffung von Transparenz vom Erzeuger bis zur Ladentheke im Ler-
nort Bauernhof" und férdert es bis zum Ablauf der EU-Forderperiode am 31.12.2013 im
Rahmen des MalRnahmen- und Entwicklungsplanes Landlicher Raum Baden-
Wirttemberg mit 50 Prozent mit. Ziel des EU-Projektes ist es, durch zusatzliche Mittel
noch mehr jungen Menschen als bisher im Sinne einer Bildung fur nachhaltige Entwick-
lung praxisorientiertes Wissen tber eine nachhaltige und ressourcenschonende Erzeu-
gung und Verarbeitung von Lebensmitteln zu vermitteln und den jungen Menschen einen
direkten Zugang zu landwirtschaftlichen Betrieben und den dort arbeitenden Menschen
zu verschaffen.

Jugendarbeit im Bereich Forst

Um Jugendlichen eine intensive Auseinandersetzung mit dem Lebensraum Wald zu er-

maoglichen, hat der Landesbetrieb ForstBW in jedem der vier Regierungsbezirke ein
Waldschulheim eingerichtet. Etwa 3500 Schulkinder besuchen jahrlich die Waldschul-
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heime bei einem 12-tagigen Aufenthalt und verrichten leichte, padagogisch wertvolle Ar-
beiten im Wald. Weitere 1000 Kinder erleben in 1-5-tagigen Aufenthalten den Wald spie-
lerisch. Zusatzlich betreibt bzw. unterstutzt der Landesbetrieb ForstBW zahlreiche Wald-
jugendzeltplatze, Waldspielplatze und Waldkindergarten. Im Haus des Waldes werden
jahrlich rund 350 Schulklassen im Wald und in der Ausstellung StadtWaldWelt betreut.
Ein weiterer Schwerpunkt der Arbeit in dieser zentralen Umweltbildungseinrichtung ist die
Fortbildung von jahrlich ca. 2400 Multiplikatoren unter anderem im Rahmen des Lehr-
gangs "Zertifikat Waldpéadagogik”. Dartber hinaus fihren die Unteren Forstbehérden
jahrlich bis zu 7000 waldpadagogische Veranstaltungen durch. Schwerpunkte bilden da-
bei ca. 10 sogenannte Waldklassenzimmer, allen voran Mannheim und Karlsruhe.

In der Bildungsarbeit von ForstBW versteht sich die Waldpadagogik als Teil der Bildung
fur nachhaltige Entwicklung (BNE), die neben der reinen Wissensvermittlung auch die
Kompetenzférderung sowie die Vermittlung allgemeiner Werte in den Fokus rickt.

Jugendarbeit im Bereich Naturschutz

Um Jugendliche an ein umwelt- und naturschutzbewusstes Verhalten und Handeln her-
anzufiuihren bieten die sieben Naturschutzzentren jahrlich rund 1.400 Veranstaltungen an,
die von 35.000 Schilern und Jugendlichen angenommen werden. Dazu kommt eine Viel-
zahl von Veranstaltungen, die das 2010 ertffnete Biospharenzentrum Schwabische Alb
im Sinne einer Bildung fir nachhaltige Entwicklung anbietet. Das Spektrum dieser Veran-
staltungen reicht von eintagigen Seminaren und Fuhrungen bis hin zu mehrtagigen
Workcamps. Des Weiteren nehmen etwa 12.000 Jugendliche an den Veranstaltungen
der vier Okomobilen als den rollenden Naturschutzzentren der Regierungsprasidien teil.
Die Bildung von Kindern und Jugendlichen im Bereich des Naturschutzes sowie der
nachhaltigen Entwicklung stellt einen Tatigkeitsschwerpunkt der Stiftung Naturschutz-
fonds dar. So werden Projekte der Okologiestationen in Lahr und Freiburg ebenso unter-
stutzt wie die Durchfluihrung eines Naturschutzjugendlagers auf der schwébischen Alb
sowie des landesweiten NaturTagebuch-Wettbewerbes. Des Weiteren wird ein For-
schungsprojekt zur Aktivierung von Jugendlichen fiir den Naturschutz in der Stadt umge-
setzt, um nur einige Aktivitaten beispielhaft zu nennen. Die Stiftung Naturschutzfonds ist
dabei nicht nur férdernd, sondern auch operativ tatig, d.h. sie fuhrt selbst Projekte fur
Kinder und Jugendliche durch. Das jahrliche Férdervolumen der Stiftung Naturschutz-
fonds fur diesen Schwerpunkt variiert; im Jahr 2011 werden rund 214.000 Euro zur Ver-
fligung gestellit.
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5. Geschaftsbereich des Innenministeriums

Programm ,Kinder und Kriminalitat*

Das gemeinsam von Innen-, Kultus- und Sozialministerium erarbeitete Programm ,Kinder
und Kriminalitat* setzt - unter Einbeziehung der Eltern - auf abgestimmte, langfristig ange-
legte PraventionsmalRnahmen von Kindergarten, Schulen und Polizei, um Kinder davor
zu schutzen, Opfer von Straftaten oder selbst Tater zu werden. Die Aktivitaten erstrecken
sich auf unterschiedlichste Kriminalitatsbereiche wie sexueller Missbrauch von Kindern,
Gewalt, Eigentum, Sucht und ,Neue Medien®. Zu den einzelnen Themen wurden Medien
fur die Verwendung im Unterricht bzw. die erzieherische Arbeit im Kindergarten konzi-
piert. Das Angebot reicht von den Handreichungen ,Herausforderung Gewalt” und ,Sexu-
elle Gewalt gegen Madchen und Jungen” Gber die Schilerarbeits- und Lehrerbegleithefte
.ich + Du = Wir” fir die allgemein bildenden Schulen sowie das Medienpaket ,Abseits”
zur Gewaltpravention, Medien und Materialien zur Suchtpravention wie das interaktive
Computerlernspiel ,Was geht?* und die DVD ,CanNobis" bis hin zu Medien zum Thema
,Cybermobbbing” in Form der Filmproduktion ,Netzangriff, welche in Zusammenarbeit
mit dem SWR flr die Jugendserie ,Krimi.de" entstanden ist. Ebenfalls in das Programm
mit aufgenommen sind die beiden interaktiven PC-Spiele ,LUKA I* (Eigentums-
/Gewaltkriminalitéat) und ,LUKA II* (Sucht-/Gewaltpravention). Bislang wurde das Projekt
von Kultus- und Innenministerium finanziert.

Von den im Staatshaushaltsplan 2011 bei Kap. 0318 Titel 545 02 veranschlagten Mitteln
sind hierfiir 10.000 Euro vorgesehen'. Der MalRnahmenkatalog fiir das Jahr 2012 ist noch
nicht erstellt. Nach bisherigen Planungen belaufen sich die Kosten fir vorgesehene Mal3-
nahmen in 2012 in gleicher Hohe wie 2011.

Kriminalpravention im Kinder- und Jugendbereich

Im Rahmen des Férderprogramms ,Pravention alkoholbedingter Jugendgewalt (PAJ)"
werden aus Mitteln der Baden-Wiurttemberg Stiftung gGmbH 6rtliche Projekte der Krimi-
nalpravention aus dem Jugendbereich in den Jahren 2011 bis 2013 mit insgesamt 1 Mio.
Euro unterstitzt. Férderfahig sind neue, brennpunkt-, problem- und zukunftsorientierte
Projekte gegen alkoholbedingte Jugendgewalt, die dazu beitragen, Jugendlichen (zwi-

! Die € 10.000.- betreffen nur den Anteil des LKA am jahrlichen Nachdruck des Schiilerarbeits-u.
Lehrerbegleitheftes ,Ich + Du = Wir“. Die sonstigen Kosten wie z.B. ,CanNobis" etc. sind darin nicht
enthalten.
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schen 14 und 19 Jahren) ein positives Sozialverhalten zu vermitteln, durch das Aufzeigen
von Alternativen zu Gewalt und Alkohol eine nachhaltige Verhaltensanderung herbeizu-
fuhren, alkoholbedingte Gewalttaten zu reduzieren, Jugendliche vor Alkoholmissbrauch
zu schutzen und einer Suchterkrankung vorzubeugen.

Die haushaltsmafige Abwicklung des Projekts erfolgt bei Kap. 0302 Titelgruppe 75.

Forderung der Kommunalen Kriminalpravention (KKP)

Seit der landesweiten Einfihrung der Kommunalen Kriminalpravention wurden in vielen
Stadten und Gemeinden eine Vielzahl an vernetzten kriminalpraventiven Projekten initi-
iert, von denen sich der tberwiegende Teil mit der Pravention von Kinder- und Jugend-
kriminalitat befasst. Um die vielen beispielgebenden Aktivitdten im Bereich der KKP in
Baden-Wairttemberg mdglichst anschaulich abzubilden und zur Nachahmung anzuregen
wurde aktuell durch das beim Innenministerium angesiedelte Projektbiro KKP die Pro-
jektdatenbank KKP Baden-Wiurttemberg im Internet mit einem ersten Grunddatenbestand
freigeschaltet (www.kkp-bw.de). Bislang (Stand: 31.08.2011) sind dort 97 Best-Practise-
Projekte in 25 Stadt- und Landkreisen sowie zwei landesweite Projekte eingetragen; da-
von 94 als aktuell laufende Projekte. Speziell oder auch an Kinder und Jugendliche rich-
ten sich 77 der Projekte. Unterstitzt wird die 6rtliche Zusammenarbeit mittels einer ge-
zielten Forderung durch die zentrale Koordinierungsstelle KKP beim Landeskriminalamt.

Von den im Staatshaushaltsplan 2011 bei Kap. 0318 Titel 545 02 veranschlagten Mitteln
sind hierftir 40.000 Euro vorgesehen. Fur 2012 sind bislang 20.000 Euro vorgesehen.
Der MalRnahmenkatalog fur das Jahr 2012 ist jedoch noch nicht erstellt.

Jugendschutz und Jugendkriminalitat

Zur Vorbeugung von Jugendkriminalitat initiiert das Landeskriminalamt in eigener Zu-
standigkeit praventive Mal3nhahmen, wie zum Beispiel den Betrieb und die Pflege des kri-
minalpraventiven Internetangebots fur Kinder und Jugendliche unter www.time4teen.de,
das durch die Uberfiihrung in das ,Programm Polizeiliche Kriminalpravention der Lander
und des Bundes (ProPK)* zwischenzeitlich bundesweit angeboten wird. Eine Aktualisie-
rung von Struktur und Inhalten ist durch eine bundesweite Arbeitsgruppe fir 2012 vorge-
sehen.




- 67 -

Unter Federfiihrung des Innenministeriums wurde gemeinsam mit dem Justiz- und Sozi-
alministerium das Initiativprogramm ,Jugendliche Intensivtater (JUGIT) entwickelt und
bereits seit August 1999 landesweit auf Ebene der Kreisdienststellen unter Beteiligung
von Polizei, Jugendamtern, Justiz umgesetzt. Wesentliches Ziel ist es, mit einem indivi-
duell ausgerichteten Malinahmenbiindel taterorientierte Pravention bzw. Intervention zu
betreiben und weitere Straftaten jugendlicher Intensivtater zu verhindern. So werden auf
ortlicher Ebene regelmaliig Koordinierungsgesprache durchgefihrt, um alle Vorbeu-
gungs- und Interventionsmdoglichkeiten der betroffenen Stellen auszuschopfen und zu
koordinieren. Damit kdnnen gezielte, auf den einzelnen Jugendlichen zugeschnittene
Maflnahmen der Pravention und Repression — von Angeboten der Jugendarbeit, Hilfen
zu Erziehung, Auflagen, Weisungen und Jugendstrafen bis hin zu auslanderrechtlichen
Malinahmen — gemeinsam entwickelt, umgesetzt und hinsichtlich ihrer Effektivitat tber-
wacht werden. Die Erfahrungen zeigen, dass bei den JUGIT die kriminellen Karrieren
haufig schon weit fortgeschritten sind. Deshalb wird diese Vorgehensweise analog bei
sog. Schwellentatern angewandt, um durch eine frihzeitige Intervention das Verfestigen
einer beginnenden kriminellen Karriere zu verhindern.

Von den im Staatshaushaltsplan 2011 bei Kap. 0318 Titel 545 02 veranschlagten Mitteln
sind hierftir 12.700 Euro vorgesehen. Fur 2012 sind bislang 13.395 Euro vorgesehen.
Der MalRnahmenkatalog fur das Jahr 2012 ist jedoch noch nicht erstellt.

Jugendorientierte Pravention zu den Themen ,Gewalt“, ,Drogen“ und ,Neue Medien*

Das Landeskriminalamt unterhélt zur Untersttitzung der ortlichen Dienststellen einen
Sachbereich ,Jugendorientierte Pravention®. Dieser fungiert innerhalb der Polizei als
Zentralstelle insbesondere fiur die schulische Gewalt- und Drogenpravention sowie fur die
Pravention von Gefahrdungen durch die sog. ,Neuen Medien®, initiiert Fortbildungsmal3-
nahmen und landesweite Praventionsprogramme mit entsprechenden Materialien. Dazu
zahlt unter anderem das Projekt ,Kids online” zum Thema ,Neue Medien — neue Gefah-
ren”. Mit diesem Seminarangebot kénnen von tiber 120 beschulten Multiplikatoren lan-
desweit Schilerworkshops, Elternveranstaltungen und Lehrerfortbildungen zur Férderung
von Medienkompetenz durchgefihrt werden. Zusatzlich werden theaterpédagogische
Projekte zu den Themen ,Sucht”, ,Gewalt* und ,Neue Medien* geférdert.

Von den im Staatshaushaltsplan 2011 bei Kap. 0318 Titel 545 02 veranschlagten Mitteln
sind hierftir 55.000 Euro vorgesehen. Fur 2012 sind bislang 36.000 Euro vorgesehen.
Der MafRnahmenkatalog fur das Jahr 2012 ist jedoch noch nicht erstellt.
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Praventive MaRnahmen der Landespolizei

Von den im Entwurf des Staatshaushaltsplans 2012 bei Kap. 0314 Titel 545 02 veran-
schlagten Mitteln sind fur praventive Malinahmen im Jugendbereich nach bisherigen Pla-
nungen in 2012 rd. 25.900 Euro vorgesehen.

Verkehrsunfallpravention im Kinder- und Jugendbereich

Die MalRBnahmen zur Verkehrsunfallpravention bei Kindern sind in ihrer Art, Vielfalt und
Flachendeckung ausgepragter als in anderen Segmenten der Verkehrssicherheitsarbeit.
Dies gilt fur die Polizei wie auch fur andere Trager der Verkehrssicherheitsarbeit (ADAC,
Verkehrswachten u.a.). Diese haben teilweise eigene Programme zur Verkehrssicher-
heitsarbeit aufgelegt und arbeiten dartiber hinaus als sog. Umsetzer von Programmen
des Deutschen Verkehrssicherheitsrates.

Die meisten Aktivitaten beziehen die Eltern, Kinder, Erzieherinnen und Erzieher, Lehre-
rinnen und Lehrern und andere, wie z. B. Schultrager und OPNV, mit ein. Verkehrsunfall-
pravention und -erziehung soll nicht isoliert, sondern als Teil eines gesamtpraventiven
Ansatzes betrachtet werden, weil sich das Nichtbeachten von bewédhrten Grundwerten
(korperliche Unversehrtheit, Eigentum, Wirde etc.) sozialschadlich auf alle gesellschatftli-
chen Lebensbereiche auswirkt - auch auf die Verkehrssicherheit aller Verkehrsteilneh-
mer. Entsprechend sollen daher moéglichst verkehrs-, kriminal- und gewaltpraventive An-
satze miteinander verbunden werden. Verkehrserziehung wird zudem auf der Grundlage
der Empfehlungen der Kultusministerkonferenz als Verbund aus Sicherheits-, Sozial-,
Umwelt- und Gesundheitserziehung betrachtet.

Wesentlich ist zudem, dass eine durchgangige Verkehrssicherheitsarbeit stattfindet, da-
mit alle Altersgruppen spezifisch zu den dort vorhandenen Problemstellungen und Kon-
fliktsituationen adaquate Informationen, Hilfestellungen und Lésungsansatze erhalten.
Deshalb erfolgt die verkehrserzieherische Tatigkeit von der Elementarstufe bis zur Se-
kundarstufe 2.

In der Elementarstufe wird an Kindertageseinrichtungen und in der Vorschule thematisch
das spielerische Eintiben und Umsetzen verkehrsgerechter Verhaltensweisen angegan-
gen. Im Primarbereich erfolgt die Ausrichtung auf den Schwerpunkt Sicherer Schulweg,
unterstitzt durch - auch vernetzte - Schulbeginnaktionen wie “Sicherer Schulweg - Gib
acht auf mich®, ergénzt durch polizeiliche Verkehrsiiberwachung im Bereich von Schul-
wegen.

Mit der Forderung an die Kommunen, im Laufe des Schuljahres 2011/2012 fir jede
Grundschule einen Schulwegplan zu erstellen, wird ein weiteres wichtiges Sicherheits-
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element eingefligt. In den vierten Klassen der Grundschule findet in den 6ffentlichen all-
gemein bildenden Schulen flachendeckend die Radfahrausbildung statt. Der praktische
Teil einschliellich Lernzielkontrolle erfolgt durch die Polizei tberwiegend auch unter Ein-
beziehung des realen Verkehrsraumes.

Die Fahrzeuge und stationaren Anlagen der Jugendverkehrsschulen, die bis auf wenige
Ausnahmen in der Tragerschaft der Orts- und Kreisverkehrswachten stehen, werden zur
Gewabhrleistung und Aufrechterhaltung der landesweiten Durchfiihrung der Radfahraus-
bildung aus dem Staatshaushalt bei Kapitel 0314, Titel 893 01, ,Zuschiisse an Verbande
fur die Einrichtung von Jugendverkehrsschulen® unterstitzt. Die Planansatze fur die Jah-
re 2010 und 2011 betrugen jeweils 22.600 Euro. Fur 2012 sind hierftr bislang 21.300 Eu-
ro vorgesehen.

In der Sekundarstufe | erfolgt die Sensibilisierung fur Verkehrsvorschriften und die Gefah-
ren durch Alkohol und Drogenkonsum. Unter dem Leitbegriff ,Mobilitat 21 - Anregungen
zur Verkehrserziehung’ wurden Handreichungen fr Lehrer unter Beteiligung von Fach-
leuten aus Padagogik, Polizei und einschlagigen Institutionen erstellt und seit 2005 in
Form von Verkehrssicherheitstagen an Schulen (8. Klasse) umgesetzt.

Mit der gemeinsam von Innen- und Kultusministerium, Landesverkehrswacht und der Un-
fallkasse Baden-Wiurttemberg im Jahr 2008 gestarteten Kampagne ,Schuler-FAIR-kehr*
konnten bereits mehr als 6.740 Schulerinnen, Schiler und Erwachsene als Schiilerlotsen,
Schulbusbegleiter und Schulweghelfer an Gber 340 Schulen ausgebildet werden. Die eh-
renamtliche Tatigkeit dieser Begleiter auf dem Schulweg ist Vorbild fur die Mitschiler,
tragt dabei zur verkehrssicheren und gewaltfreien Bewaltigung der taglichen Schulwege
bei und stellt einen wichtigen Baustein in der Entwicklung sozialer Kompetenzen dar. Die
Kampagne wurde im ersten Jahr im Rahmen der Férderinitiative Jugendkriminalpraventi-
on u.a. mit Mitteln der Landesstiftung Baden-W(rttemberg unterstiitzt. Die Vernetzung
verkehrs- und kriminalpraventiver Ansatze kommt hier besonders zum Ausdruck.

Im Auftrag des Landesbindnisses ProRad wird derzeit zusammen mit einer Experten-
runde ein Praventionskonzept pro Radhelm entwickelt, das 2012 umgesetzt werden soll.

Im Rahmen der Verkehrssicherheitsaktion GIB ACHT IM VERKEHR wird die Verkehrser-
ziehung und -aufklarung durch die Arbeitsgemeinschaften ,Kinder / Sicherer Schulweg”
sowie ,Junge Fahrer” inhaltlich erarbeitet und ausgestaltet. Eine eigenstandige Produktli-
nie von Werkheften, Plakaten und Broschtiren, aber auch eine Videoreihe mit zielgrup-
pengerechtem Corporate Design erganzt die Aktivitaten. Fiur die besonders unfallbelaste-
te Zielgruppe der Jungen Fahrer wurde im Jahr 2011 erstmals ein landesweiter Ver-
kehrssicherheitstag veranstaltet, der 2012 fortgefuhrt werden soll.
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Alle Malinahmen werden durch die Erstellung von Broschiren und anderen Medien un-
terstitzt und begleitet. Fur die Produktion, den Druck und Versand dieser Materialien
(z.B. Werkheft Verkehrspravention fur alle Grundschuler 1. Klasse, Zebra-Spielheft) stan-
den im Staatshaushaltsplan unter Kapitel 0314, Titel: 54701 ,Allgemeine Maflinahmen zur
Hebung der Verkehrssicherheit* zentral beim IM fur die Jahre 2010 und 2011 145.700
Euro bzw. 176.035 Euro unter anderem fir die Zielgruppe der Kinder, Jugendlichen und

Heranwachsenden zur Verfigung. Fir 2012 sind hierfir bislang rd. 150.790 Euro vorge-
sehen.
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6. Geschéaftsbereich des Ministeriums fiur Umwelt, Klima
und Energiewirtschaft

Freiwilliges Okologisches Jahr

Seit 1990 erhalten junge Menschen in Baden-Wirttemberg ein Angebot, sich fur den Er-
halt und die Verbesserung der natirlichen Lebensgrundlagen einzusetzen und sich
gleichzeitig 6kologisch und umweltpolitisch weiterzubilden: das Freiwillige Okologische
Jahr (FOJ). Voraussetzung ist, dass sie die Vollschulzeitpflicht erfillt und das 27. Lebens-
jahr noch nicht vollendet haben. Die Méglichkeit, zwischen Schulabschluss und Berufs-
ausbildung zusammen mit Gleichgesinnten etwas fur die Umwelt und fiir sich selbst zu
tun, bietet mit finanzieller Unterstitzung des Bundes das Gesetz zur Férderung von Ju-
gendfreiwilligendiensten. .

Im Jahrgang 2011/2012, der zum 1.9.2011 gestartet ist engagieren sich rd. 180 Ju-
gendliche im FOJ. Damit konnte das Platzangebot im Vergleich zum Vorjahr nochmals
um 30 Platze ausgebaut werden. Den Jugendlichen bietet sich eine vielfaltige Auswahl
an Einsatzstellen mit abwechslungsreichen praktischen Téatigkeiten, wie beispielsweise
bei Natur- und Umweltschutzverbanden, bei 6kologisch arbeitenden Landwirtschaftsbe-
trieben, in der Forstwirtschaft, bei Bildungseinrichtungen oder bei kommunalen Einrich-
tungen. Dartiber hinaus ist es moglich, das FOJ in der Wirtschaft zu absolvieren und da-
mit Einblicke in die Ablaufe in einem Unternehmen zu erhalten.

Das FOJ vermittelt neben dem praktischen Handeln an einer Einsatzstelle vertiefte 6ko-
logische und umweltpolitische Kenntnisse durch ein umfangreiches Seminarangebot.

Bei Befragungen der Teilnehmerinnen und Teilnehmer beurteilen Gber 90 % ihre Erfah-
rungen wahrend des FOJ als sehr positiv oder positiv.
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Teil lll; Aufgliederung der Haushaltsansatze
nach Haushaltsjahren und Einzelplanen
Landesjugendplan
Epl. Bezeichnung 2011 2012
veranschlagt vorgesehen
EUR EUR
03 Innenministerium 343.935 277.414
04 Ministerium fur Kultus, Jugend und Sport *) 28.945.300 26.323.000
Ministerium fur Landlichen Raum und Verbraucher-
08 schutz 1.202.000  1.170.000
Ministerium fur Arbeit und Sozialordnung, Familie,
09 Frauen und Senioren 80.494.600 82.732.500
10 Ministerium fir Umwelt, Klima und Energiewirtschaft 980.000 1.212.900
12 Allgemeine Finanzverwaltung 0 721.000
14 Ministerium fur Wissenschaft, Forschung und Kunst 0 1.178.300
Summe  111.965.835 113.615.114
in den beim Ministerium fur Kultus, Jugend und Sport veran-
*) schlagten Mitteln sind enthalten:

Mittel des Deutsch-Polnischen Jugendwerks

2011 2012
€ €
86.900 86.900
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Landesjugendplan

Vorgesehen sind im Geschéftsbereich des 2011 2012
Titel veranschlagt vorgesehen
Tit.Gr. EUR EUR
03 Innenministerium
0314
545 02 Praventive MalRnahmen im Jugendbereich 27.600 25.929
54701 Allgemeine MafRnahmen zur Hebung der Verkehrs- 176.035 150.790
sicherheit
89301 Zuschusse an Verbande fur die Einrichtung von 22.600 21.300
Jugendverkehrsschulen
Summe 226.235 198.019
0318 Landeskriminalamt
545 02 Kinder und Kriminalitat 10.000 10.000
Forderung der Kommunalen Kriminalpravention 40.000 20.000
Jugendschutz und Jugendkriminalitat 12.700 13.395
Mobile Gewalt- und Drogenpravention 55.000 36.000
Summe 117.700 79.395
Innenministerium insgesamt: 343.935 277.414
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Tit.Gr.
Titel

Landesjugendplan

Vorgesehen sind im Geschéftsbereich des 2011
veranschlagt
FKZ EUR

2012
vorgesehen
EUR

0436

83

534 83

633 83

684 83

Ministerium far Kultus,
Jugendund Sport

Allgemeine Schulangelegenheiten

AuBerschulische bzw. auerunterrichtliche
Hausaufgaben-, Sprach- und Lernhilfen

Die Mittel sind Uibertragbar. Ausgaben sind bis zur H6he von
Wenigerausgaben bei Titelgruppe 73 - héchstens jedoch bis zu
2.500 Tsd. EUR - zulassig. Die Mittel werden von der Landeskre-
ditbank verwaltet.

Erlauterung: Forderung von aul3erschulischen bzw. au3erunterrichtlichen Maf3-
nahmen der Hausaufgaben-, Sprach- und Lernhilfe fur Kinder im auf3erschuli-
schen Bereich der Grundschulen und der Eingangsklassen der Haupt- und Werk-
realschulen sowie der Sonderschulen gemaf der Verwaltungsvorschrift zur For-
derung von Maf3nahmen der vor- und auBerschulischen bzw. auBerunterrichtli-
chen Hausaufgaben, Sprach- und Lernhilfe vom 26.4.2006.

Schwerpunkt sind MaBnahmen fir Kinder mit Migrationshintergrund. Die konkre-
ten FérdermaRnahmen werden mit ehrenamtlichen Sprachhelferinnen und
Sprachhelfern durchgefihrt.

112 Dienstleistungen Dritter u. dgl. 9.200

Erlauterung: Verwaltungskostenbeitrag an die Landeskreditbank Baden-
Wirttemberg fur die Abwicklung des Férderprogramms.

112 Zuweisungen an Gemeinden u. Gemeindeverbénde 1.311.200

112 Zuschisse an soziale und ahnliche Einrichtungen 678.800

Summe (TG) 83 1.999.200
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Landesjugendplan

Vorgesehen sind im Geschéftsbereich des 2011 2012
Tit.Gr. veranschlagt vorgesehen
Titel FKZ EUR EUR
(noch) Ministerium fur Kultus, Jugend und Sport
0439 Vorschulische Bildung und Betreuung
70 Forderung der Kleinkindbetreuung
Die Mittel sind Ubertragbar.
Erléauterung: Die Mittel sind zur Férderung der Strukturen in der Kindertages-
pflege, deren Durchfiihrung in der VwV Kindertagespflege des Ministeriums fir
Arbeit und Soziales vom 18. Februar 2009 geregelt ist, bestimmt. Die Zuschisse
fur die Be-triebskostenforderung in der Kleinkindbetreuung werden seit dem Jahr
2009 lber das FAG abgewickelt.
681 70 Zuschusse zur Forderung der Kindertagespflege 3.700.000
Summe Titelgruppe 70 0 3.700.000
81 Vorschulische Sprach- und Lernhilfen
Ausgaben sind bis zur H6he von Wenigerausgaben bei Titelgrup-
pe 82 - héchstens jedoch bis zu 4.588 Tsd. EUR - zulassig.
Die Mittel werden von der Landeskreditbank verwaltet.
Erlauterung: Forderung von vorschulischen Manahmen der Sprach- und Lern-
hilfen fir Kinder im Vorschulalter ab 3 Jahren gemaf der Verwaltungsvorschrift
zur Foérderung von MaRnahmen der vor- und auf3erschulischen bzw. aul3erunter-
richtlichen Hausaufgaben, Sprach- und Lernhilfe vom 26.4.2006. Schwerpunkt
sind Manahmen fir Kinder mit Migrationshintergrund. Die konkreten Forder-
mafRnahmen werden mit ehrenamtlichen Sprachhelferinnen und Sprachhelfern
durchgefihrt.
Die MaRnahmen werden aus dem bei Tit.Gr. 82 ausgebrachten Budget des "Pro-
jektes Schulreifes Kind" finanziert. Ubertragen von Kap. 0436 Tit. Gr. 81.
534 81 112 Dienstleistungen Dritter u. dgl. 0 0
63381 112 Zuweisungen an Gemeinden u. Gemeindeverbande 0 0
684 81 112 Zuschisse an soziale und ahnliche Einrichtungen 0 0
Summe (TG 81) 0 0
Summe Titelgruppen 70, 81 und 83: 1.999.200 3.700.000
Ubertrag: 1.999.200 3.700.000
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Tit.Gr.
Titel

Vorgesehen sind im Geschéftsbereich des

FKZ

Landesjugendplan

2011
veranschlagt
EUR

2012

vorgesehen

EUR

0465

72

429 72

52772

547 72

63372

684 72

(noch) Ministerium fur Kultus, Jugend und Sport
Jugend und kulturelle Angelegenheiten

Férderung der Jugend

Die Mittel sind Ubertragbar.

Die Ausgabeermachtigung erhoht oder vermindert sich um die Mehr- oder
Wenigereinnahmen bei Tit. 231 72. Die Ausgabeerméchtigung erhéht sich um
die Einnahmen bei Tit. 282 72.

Personalaufwand fir das Gesamthildungskonzept
im "BuUndnis fur die Jugend"

Erlauterung:
110,0 Tsd. € Ubertragen nach Tit. 684 72.

Reisekosten

Erlauterung:
Veranschlagt sind Reisekosten: Tsd. EUR

1. Der Lehrer und sonstigen Begleitpersonen
a) bei Schulerbegegnungen (MOE-Lander) 32,6
b) bei Studienfahrten zu Gedenkstétten
des NS-Unrechts 9,2
2. Sonstige 2,0
zus. 43,8

Sachaufwand
Erlauterung:
100,0 Tsd. € Ubertragen nach Tit. 684 72.
5,5 Tsd. € Ubertragen nach Kap. 0918 Tit. 547 72.

Zuweisungen an Gemeinden u. Gemeindeverbande

Erlauterung: Der Leertitel ist erforderlich, um etwaige Bundesjugendplanmittel
an Gemeinden und Gemeindeverbande weiterzuleiten.

Zuschisse an sonstige Trager

Erlauterung:

110,0 Tsd. € Ubertragen von Tit. 429 72.

100,0 Tsd. € Ubertragen von Tit. 547 72.

4.866,2 Tsd. € Ubertragen nach Kap. 0918 Tit. 684 72.

Veranschlagt sind: Tsd. EUR
Zuschusse fur
1. Jugendleiterlehrgange im Bereich der Sportjugend 85,0

2. laufende Aufwendungen von Bildungseinrichtungen wie
Jugendbildungsakademien, Wiesneck, Burg Liebenzell, Weil

der Stadt, PKC Freudental, der Servicestelle bei der Jugendstiftung

und ahnlichen Institutionen sowie der Jugendpresse 1.036,8
3. Jugendbildungsmafinahmen im Bereich der Sportjugend,;

insbesondere Seminare und praktische Maf3nahmen zur politischen,

sozialen, sportlichen, musisch-kulturellen, ékologischen und

technologischen Jugendbildung sowie zur Madchen- und Jungenbildung 60,0

110.000

43.800

110.500

7.302.400

43.800

5.000

2.646.200
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Landesjugendplan

Vorgesehen sind im Geschéftsbereich des 2011 2012
Tit.Gr. veranschlagt vorgesehen
Titel FKZ EUR EUR
(noch) Ministerium fur Kultus, Jugend und Sport
0465 Jugend und kulturelle Angelegenheiten

(noch 684 72)

4. BildungsmaRnahmen Uber Drogenbekampfung und

ahnliche Geféahrdungen der Jugend 115,8
5. Kooperationen im schulischen Umfeld 150,0
6. internationale Jugendbegegnungen

a) Landesmittel 536,8

b) Mittel des DPJW (vgl. Tit. 231 72) 86,9
7. Studienfahrten zu Gedenkstatten nationalsozialistischen

Unrechts 67,7
8. Jugendorganisationen zur Bildungsarbeit im Bereich der Sportjugend  136,5
9. zentrale Aufgaben der Sportjugend 166,3
10.bedeutsame Maflinahmen der Jugendbildung im

schulischen Umfeld 104,4

11. schulbezogene MalRnahmen der Integration von jungen Menschen
mit Migrationshintergrund durch Jugendarbeit und
Vereine, durch soziale Gruppenarbeit zur Stabilisierung
gefahrdeter Jugendlicher u.a. MaBnahmen 100,0
zus. 2.646,2

Zu Erl. Ziff. 4: Aus diesen Mitteln kbnnen Zuschusse an Trager der Jugendarbeit
fur MaRnahmen im Rahmen eines Anti-Drogen-Bildungsprogramms gewahrt
werden. Hieraus k6nnen auch Maf3-nahmen an Schulen geférdert werden.

Zu Erl. Ziff. 6a: Aus diesen Mitteln dirfen auch Begegnungsprojekte des Jugend-
sports, der Jugendmusik und vergleichbarer Bereiche sowie der Lehrerfortbil-
dung und zwischen Schulen geférdert werden, die der Verstarkung partnerschaft-
licher Beziehungen des Landes Baden-Wirttemberg dienen, insbesondere mit
der Emilia Romagna, mit Katalonien, Rhéne-Alpes, der Lombardei und Wales;
des Weiteren auch Schilerbegegnungen mit Landern Mittelost- und Osteuropas
sowie von geeigneten Studentengruppen der Padagogischen Hochschulen und
der Fachhochschulen fiir Sozialwesen nach Israel und Polen.

Zu Erl. Ziff. 6b: Es werden 86,9 Tsd. EUR des Deutsch- Polnischen Jugendwerks
fur Schiler- und Jugendbegegnungen erwartet.

Zu Erl. Ziff. 8: Zuschiisse fir Jugendverbéande und iberregionale Zusammen-
schlusse anerkannter Trager der freien Jugendarbeit im Bereich der Sportjugend
zu den Beschaftigungskosten von bis zu 3,5 Bildungsreferenten sowie fur Projek-
te der Jugendorganisationen mit gleicher Zielrichtung. Die Zuschiisse kénnen
auch fur halbe Stellen gewéahrt werden.

Zu Erl. Ziff. 9: Zuschusse fur zentrale Aufgaben der Sportjugend.

Zu Erl. Ziff. 10: Veranschlagt sind Zuschisse fiir Modellvorhaben gemé&n § 6 und
§ 14 JBG sowie sonstige bedeutsame MaRnahmen der Jugendbildung im schuli-
schen Umfeld

Enthalten sind Jugendenquétemittel.
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Landesjugendplan

Vorgesehen sind im Geschéftsbereich des 2011 2012
Tit.Gr. veranschlagt vorgesehen
Titel FKZ EUR EUR
0465 (noch) Ministerium fir Kultus, Jugend und Sport
Zuschusse zur Sanierung von berverbandliche
893 72 Jugendbildungsakademien 102.300 76.100
Erl.: 26,2 Tsd. € Ubertragen nach Kap. 0918 Tit. 893
72
Summe Titelgruppe 72 7.669.000 2.771.100
77 Forderung von Jugendkunstschulen
Die Mittel sind Ubertragbar.
Die Ausgabeerméachtigung erhéht sich um die Einnahmen bei Tit.
282 77.
Erlauterung:
Veranschlagt sind Aufwendungen und Tsd. EUR
Zuschusse fir:
1. Laufende Forderung der Jugendkunstschulen 382,1
2. Landeszentrale Aufgaben inshesondere
Koordination, Fortbildung der Lehrkrafte und
ein jahrlicher Jugendkunstschulkongress 31,0
zus. 413,1
547 77 Sachaufwand 8.100 7.800
633 77 Zuweisungen an Gemeinden und
Gemeindeverbande 195.700 195.700
684 77 Zuschisse an sonstige Trager 259.600 359.600
Summe Titelgruppe 77 463.400 563.100
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Landesjugendplan

Vorgesehen sind im Geschéftsbereich des 2011 2012
Tit.Gr. veranschlagt vorgesehen
Titel FKZ EUR EUR
0465 (noch) Ministerium fir Kultus, Jugend und Sport
79 Foérderung der Musikschulen

Die Mittel sind Ubertragbar.
Die Ausgabeerméachtigung erhdht sich um die Einnahmen bei Tit.
282 79.

Erléauterung: Der Fordersatz fur Musikschulen betragt gemaf3 8§ 10 Abs. 1 des
Jugendbildungsgesetzes mindestens 10 v. H. der anerkannten Personalkosten.
In den Ansétzen der TG 79 sind fir die Forderung der Geschaftsstelle des Lan-
desverbandes der Musikschulen Baden-Wirttembergs e.V. und zur Fortbildung
315,0 Tsd. EUR enthalten.

63379 Zuweisungen an Gemeinden u. Gemeindeverbande 11.033.100 11.198.600

67179 Erstattung fur die Teilnahme von Schiilern am 0 0
Instrumentalunterricht der Musikschulen

Erstattet wird die Teilnahme am Instrumentalunterricht der Musik-
schulen durch Schiiler der Staatl. Aufbaugymnasien, des Helene-
Lange-Gymnnasiums Markgréningen und des Gymnasiums Och-
senhausen.

Ausgaben sind bis zur H6he von Einsparungen bei Kap. 0416 Tit.
427 21 zuléssig.

684 79 Zuschisse an sonstige Trager 5.825.000 7.253.200
Erlauterung:
Fur die Forderung der Musikschulakademie Schloss Kapfenburg sind 300,0 Tsd.
EUR enthalten.

Summe Titelgruppe 79 16.858.100 18.451.800
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Landesjugendplan

Vorgesehen sind im Geschéftsbereich des 2011 2012
Tit.Gr. veranschlagt vorgesehen
Titel FKZ EUR EUR
0465 (noch) Ministerium fur Kultus, Jugend und Sport
81 Forderung der Jugendmusik
547 81 Sachaufwand 6.500 0
Erléauterung: 6,2 Tsd. € Ubertragen nach Kap. 1478 Tit. 547 86.
63381 Zuweisungen an Gemeinden u. Gemeindeverbande 51.700 0
Erlauterung: 51,7 Tsd. € Ubertragen nach Kap. 1478 Tit. 633 86.
684 81 Zuschisse an sonstige Trager 1.897.400 0
Erlauterung:
777,0 Tsd. € Ubertragen nach Tit. 684 86.
1.120,4 Tsd. € ubertragen nach Kap. 1478 Tit. 684 86.
Summe Titelgruppe 81 1.955.600 0
86
Forderung schulbezogener Malinahmen im
Bereich Theater und Musik, der Landesakademie
Ochsenhausen und der Stiftung "Singen mit Kinder"
Die Mittel sind Uibertragbar. Die Ausgabeerméachtigung erhoht
sich um die Einnahmen bei Tit. 282 86.
Erlauterungen: Tsd. Eur
Ausgaben mit Jugendbezug:
1. den laufenden Betrieb der Landesakademie fiir die
musizierende Jugend in Baden-Wrttemberg, Ochsenhausen 762,0
2. die Geschéftsstelle der Stiftung "Singen mit Kindern" 15,0
3. Stipendiatenprogramm ,Pop Masterclasses* fur
hochbegabte Jugendliche 60,0
837,0
684 86 Zuschisse an sonstige Trager 0 837.000
(Teilbetrag mit Jugendbezug)
Summe Titelgrugpe 86 0 837.000

Summe Titelgruppen 72, 77, 79, 81 und 86:

Ministerium far Kultus, Jugend und Sport
insgesamt:

26.946.100 22.623.000

28.945.300 26.323.000
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Landesjugendplan

Vorgesehen sind im Geschéftsbereich des 2011 2012
Tit.Gr. veranschlagt vorgesehen
Titel FKZ EUR EUR
(noch) Ministerium fur Kultus, Jugend und Sport
0436 Allgemeine Schulangelegenheiten
nachrichtlich:
73 Forderung der Jugendbegleitung an offentlichen
Schulen
Die Mittel sind Uibertragbar.
Ausgaben sind bis zur H6he von Einsparungen durch die zusatz-
liche Nichtbesetzung von bis zu 800 Lehrerstellen bei den Kapi-
teln 0405 bis 0420 jeweils Tit. 422 01 und 428 01 zuléssig.
Mehrausgaben sind in H6he der Einnahmen bei Tit. 282 73 zu-
lassig.
Erlauterung: Ehrenamtlich tatige Jugendbegleiterinnen und Jugendbegleiter rea-
lisieren ein breites Spektrum von Betreuungsangeboten (z.B. Hausaufgabenbe-
treuung, Sport, Kunst/Kultur, Musik, Arbeitswelt/Wirtschaft/Finanzen, Medien,
Na-tur/Umwelt, Jugend) an Schulen. Die Jugendbegleiterinnen und Jugendbe-
gleiter bereichern mit ihrem Wissen und Erfahrungsschatz das Angebot der
Schulen. Das Jugendbegleiter-Programm 6ffnet die Schulen fur ihr auRerschuli-
sches Umfeld und unterstutzt den flachendeckenden Ausbau von Ganztagesan-
geboten. Im Schuljahr 2011/12 nehmen rund 1.600 Schulen am Programm teil.
Zu Beginn des Schuljahres 2011/12 trat das Programm in die Regelphase ein.
Aus den Ansétzen werden Schulbudgets fur Aufwandsentschadigungen, Sach-
kosten, Qualifizierungskosten und die Umsetzung des Programms finanziert. Aus
der Ausgabeerméachtigung zur Durchfuhrung des Programms "Férderung der Ju-
gendbegleitung” kénnen bei Bedarf im Umfang von bis zu 20 Deputaten auch
Mittel bzw. Deputate fiir das Projekt “Integration durch Bildung" in Anspruch ge-
nommen werden.
Vgl. Vermerk bei Titelgruppe 83.
547 73 Sachaufwand 0 0
Zuweisungen an Gemeinden und Gemeindeverban-
633 73 de 0 0
684 73 Zuschisse an sonstige Trager 0 0
Summe Titelgruppe 73 0 0
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Tit.Gr.
Titel

Landesjugendplan

Vorgesehen sind im Geschéftsbereich des 2011
veranschlagt
FKZ EUR

2012
vorgesehen
EUR

(0465)
0465

76

633 76

684 76

686 76

(noch) Ministerium fur Kultus, Jugend und Sport
nachrichtlich:

Forderung von Schiler- und Jugendbegegnungen in
Ausfliihrung des Deutsch-Franzdsischen Abkom-
mens vom 5. Juli 1963.

Die Mittel sind Uibertragbar.

Die Ausgabeermachtigung erhdht oder vermindert sich um die
Mehr- oder Wenigereinnahmen bei Tit. 282 76.

Erlauterung: Es handelt sich um durchlaufende Gelder des
Deutsch-Franzosischen Jugendwerks.

Die Hohe der Uber das Land abzuwickelnden Zuschusse steht nicht fest. Es wer-
den 203,5 Tsd. EUR fir Schiiler- und 83,0 Tsd. EUR fur Jugendbegegnungen in
2012 erwartet.

Zuweisungen an Gemeinden u. Gemeindeverbénde 38.100

Erlauterung:

Veranschlagt sind Zuschisse fir: Tsd. EUR

1. Mittel des Deutsch-Franzdsischen Jugendwerks 15,3

2. Allgemeine Deckungsmittel 22,8
zus. 38,1

Zuschisse an sonstige Trager 271.200

Erlauterung: Die bei Tit. 282 76 eingehenden Zuschusse des Deutsch-
Franzdsischen Jugendwerks missen an die Trager der einzelnen Mal3nahmen
weitergegeben werden. Die Rickzahlung nicht verbrauchter Mittel des Deutsch-
Franzosischen Jugendwerks erfolgt bei Tit. 631 02.

Férderung von franzdsischen Austauschlehr-kréften

in Ausfihrung des Deutsch-Franzdsischen Vertra-
ges vom 22. Januar 1963 165.100

Erlauterung:

In Ausfiihrung des Deutsch-Franzdsischen Vertrages vom 22.01.1963 sind Rei-
sekostenzuschisse fur Lehrkréafte und sonstige Begleitpersonen sowie Sachkos-
ten veranschlagt.

38.100

271.200

165.100

Summe nachrichtlich Kapitel 0436 Titelgruppe 76 474.400

474.400
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Landesjugendplan

Vorgesehen sind im Geschéftsbereich des 2011 2012
Tit.Gr. veranschlagt vorgesehen
Titel FKZ EUR EUR
0803 Ministerium fiirLandlichen Raum
und Verbraucherschutz
96 Landjugend
547 96 Sachaufwand 16.000 16.000
Erlauterung: Veranschlagt sind die Kosten fir die Durchfihrung von Arbeitsvor-
haben und Wettbewerben, Beschaffung von Anschauungs- und Vorfiihrungsma-
terial, Beschaffung und Unterhaltung von Maschinen, Geréate, Ausstattungs- und
Ausriistungsgegenstanden sowie Sonstiges.
684 96 Sonstige Zuschiisse fir laufende Zwecke 907.000 907.000
Die Mittel sind tGbertragbar
Erlauterung: Veranschlagt sind Zuschiisse zur Forderung der fachlichen und
allgemeinen Weiterbildung der Landjugend im Rahmen des Landesjugendplans,
einschlieBlich Zuschusse zu den Beschéftigungskosten von bis zu 13 Bildungsre-
ferenten.
893 96 Zuschusse fur Investitionen 7.000 7.000
Summe Titelgruppe 96: 930.000 930.000
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Landesjugendplan

Vorgesehen sind im Geschéftsbereich des 2011 2012
Titel veranschlagt vorgesehen
Tit.Gr. FKZ EUR EUR
(0833) (noch) Ministerium fir Landlichen Raum und Verbraucherschutz
Erléauterung: Veranschlagt sind die Aufwendungen fiir die Waldjugendzeltplatze,
die Waldklassenzimmer, die Waldspielplatze und die Waldkindergéarten im
Staatswald. Die Waldschulheime sind aufgrund der Verwaltungsreform zum
01.01.2005 in die Verwaltung der Landkreise Ubergegangen.
12101 Ablieferungsbetrag des Landesbetrieb ForstBW 272.000 240.000
(im Aufwand des Erfolgplans enthalten)
Summe Kap. 0833: 272.000 240.000
Summe Ministerium fur Landlichen Raum und
Verbraucherschutz 1.202.000 1.170.000
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Landesjugendplan

Vorgesehen sind im Geschéftsbereich des 2011 2012
Titel veranschlagt vorgesehen
Tit.Gr. EUR EUR
0903 Ministerium fur Arbeit und Sozial-
ordnung,Familie,Frauen und
Senioren
Die Mittel sind Uibertragbar.
Die Gruppentitel sind gegenseitig deckungsfahig.
Mehrausgaben bei Tit.Gr. 71 sind in Hohe der Einnahmen bei
Tit. 182 71 zulassig.
Finanzhilfen im Rahmen der Zweckbestimmung dirfen auch
neben Mitteln aus anderen Titeln des Staatshaushaltsplans ge-
leistet werden.
Die Verpflichtungserméchtigung bei Tit. 684 71 kann auch bei
den Ubrigen Gruppentiteln und bei Tit. 685 73, Tit. 686 73, Tit.
685 76 und Tit. 686 76 in Anspruch genommen werden.
71 Mafnahmen zur Férderung der beruflichen Einglie-
derung Arbeitsloser
Erléauterung: Vgl. Vermerk bei Tit.Gr. 73
Veranschlagt sind Mittel zur Férderung von Maf3-nahmen, die der Eingliederung
von jugendlichen Arbeitslosen in das Erwerbsleben dienen oder im Vorfeld der
Eingliederung notwendig sind. Vorrang haben MaRnahmen mit betriebs-
praktischer Ausrichtung. Die notwendige maRnahmebegleitende Betreuung kann
ebenfalls bezuschusst werden. Zur Erfolgskontrolle und Weiterentwicklung der
geférderten MalRnahmen kénnen auch wissenschaftliche Begleitungen durchge-
Die Mittel sind Teil des Bundnisses zur Starkung der beruflichen Ausbildung
2010 — 2014 vom 20. Dezember 2010.
684 71
Zuschisse an soziale und ahnliche Einrichtungen 685.000 685.000
Summe TG 71(Teilbetrag) 685.000 685.000
Summe 685.000 685.000
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Landesjugendplan

Vorgesehen sind im Geschéftsbereich des 2011 2012
Titel veranschlagt vorgesehen
Tit.Gr. FKZ EUR EUR
0905 (noch) Ministerium fur Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frauen
und Senioren
Ubertrag 685.000 685.000
63301 Zuschiisse an Einrichtungen zur Frithfrderung
behinderter Kinder 200.000 200.000
Die Mittel sind Uibertragbar.
Tit. 633 01, 684 02, 684 03 und 684 12 sind gegenseitig de-
ckungsféhig.
684 12 Zuschiisse an Einrichtungen zur Frithférderung
behinderter Kinder 1.600.000 1.600.000
Die Mittel sind Uibertragbar.
Tit. 684 12, 633 01, 684 02 und 684 03 sind gegenseitig de-
ckungsfahig.
Erlauterung: Veranschlagt sind Zuschisse fur interdisziplinar besetzte Frihfor-
derstellen fur behinderte und von Behinderung bedrohte Kinder sowie die Forde-
rung von padagogischen und therapeutischen Fachkréften, die geistig oder kor-
perlich behinderte Minderjahrige au3erhalb von stationaren oder teilstationaren
Einrichtungen betreuen.
Vgl. auch Tit. 633 01.
Die Mittel sind in voller Hohe dem Wettmittelfonds entnommen (vgl. § 11 StHG
2012).
Summe . 2.485.000 2.485.000
0917
684 09 252 Forderung des Freiwilligen Sozialen Jahres 2.900.000  3.050.000
Die Mittel sind Uibertragbar.
Erlauterung: Geférdert werden die einfuhrende und begleitende Betreuung der
Freiwilligen im Freiwilligen Sozialen Jahr sowie die Organisation der MaR3nah-
men. Die Mittel sind in H6he von jeweils 1.329,4 Tsd. EUR mit Ertrégen aus den
Spielbanken finanziert.
Summe . 5.385.000 5.535.000
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Landesjugendplan

Vorgesehen sind im Geschéftsbereich des 2011 2012
Titel veranschlagt vorgesehen
Tit.Gr. FKZ EUR EUR
0918  (noch) Ministerium fur Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frauen
und Senioren
Ubertrag 5.385.000 5.535.000
63201 254
Erstattung von Verwaltungskosten fur gemeinsame
Verwaltungseinrichtungen der Lander u. dgl. 114.500 114.500
Die Mittel sind Ubertragbar.
Tit. 632 01 und Kap. 0922 Tit. 632 02 sind gegenseitig de-
ckungsfahig
Erlauterung: Veranschlagt sind Erstattungen von Verwaltungskosten fir folgen-
de gemeinsame Verwaltungseinrichtungen der Lander u. dgl. nach dem Konigs-
teiner Schlussel: 2012
. Tsd. EUR
1. Landerubergreifende Stelle zur Durchfuhrung der
Jugendschutzbestimmungen nach dem Mediendienste
Staatsvertrag 45,0
2. Landesanteil fur den standigen Vertreter der Lander
bei der Freiwilligen Selbstkontrolle der Filmwirtschaft 47,0
3. Landesanteil fur den standigen Vertreter der Lander
bei der Unterhaltungssoftware-Selbstkontrolle (USK) 225
zus. 1145
Ubertrag: 5.499.500 5.649.500
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Landesjugendplan

Vorgesehen sind im Geschéftsbereich des 2011
Titel veranschlagt

Tit.Gr. FKZ EUR

2012
vorgesehen
EUR

0918  (noch) Ministerium fur Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frauen
und Senioren
Ubertrag 5.499.500

684 02 271 Zuschusse fiir zentrale Aufgaben der Jugend-
organisationen 1.340.000

Die Mittel sind Ubertragbar.
Tit. 684 02, 684 03, 684 07, Tit.Gr. 71, 72 und 75 sind gegenseitig
deckungsfahig

Erlauterung:

Veranschlagt sind Zuschusse fir: Tsd. EUR

1. Landesjugendring Baden-Wurttemberg 329,3

2. Jugendverbande, die im Landesjugendring

zusammengeschlossen sind 814,7

3. Sonstige anerkannte Trager der Jugendarbeit 196,0
zus. 1.340,0

684 03 261 Beitrage und Zuschiisse an Vereinigungen, die auf
dem Gebiet der Jugendhilfe tatig sind 303.400

Die Mittel sind Ubertragbar. Tit. 684 03 und Tit. 684 02 sind ge-
genseitig deckungsfahig.

Erléauterung: Veranschlagt sind Beitrdge und Zuschisse an das Deutsche Ju-
gendinstitut, die Arbeitsgemeinschaft fur Jugendhilfe (AGJ), die Landesarbeits-
gemeinschaft Jugendsozialarbeit und die in ihr zusammengeschlossenen Tra-
gergruppen u. a.

684 05 261 Zuschisse an den Ring politischer Jugend 263.700

Erlauterung:

Veranschlagt sind Zuschusse fir: Tsd. EUR

1. Ring politischer Jugend 2,0

2. die staatsburgerliche Bildungsarbeit der dem Ring

politischer Jugend angeschlossenen Jugend-

organisationen 261,7
zus. 263,7

5.649.500

1.340.000

303.400

263.700

Ubertrag: 7.406.600

7.556.600
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Titel
Tit.Gr.

Vorgesehen sind im Geschéftsbereich des

FKZ

Landesjugendplan

2011 2012
veranschlagt vorgesehen
EUR EUR

0918

684 07

684 08

684 09

(noch) Ministerium fur Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frauen
und Senioren

Ubertrag

261 Zuschiisse an sonstige Trager zur Férderung der

Jugendbildung

Die Mittel sind Uibertragbar.

Tit. 684 07, 684 02, Tit.Gr. 71, 72 und 75 sind gegenseitig de-
ckungsfahig

Erlauterung:

Veranschlagt sind Zuschusse fir: Tsd. EUR
1. Politische und musische Bildungsarbeit in den Einrichtungen

der Landesarbeitsgemeinschaft Jugendsozialarbeit 46,0
2. Freizeit- und Bildungseinrichtungen fur Médchen und

junge Frauen (Madchenclubheime) 160,0
3. Die gesellschaftliche Eingliederung und Betreuung

junger Aussiedler und junger auslandischer Flichtlinge 51,1
4. MaRnahmen und Projekte zur Integration junger

Menschen mit Migrationshintergrund 100,0

zus. 357,1

261 Zuschiisse zur Aus- und Fortbildung in der Jugend-
hilfe

Ausgaben sind bis zur H6he von Wenigerausgaben bei
Tit.Gr. 76 zulassig.

262 Forderung des Jugendschutzes

Die Mittel sind Ubertragbar.
Tit. 684 09 und Tit.Gr. 76 sind gegenseitig deckungsfahig.

Erlauterung: Vorgesehen ist die Férderung

a) der hauptamtlich besetzten Aktion Jugendschutz — Landesarbeitsstelle Baden-
Wirttemberg -,

b) von sonstigen Tragern des Jugendschutzes sowie dem Jugendschutz dienen-
den Projekten.

Aus den Mitteln sind auch die notwendigen Sachausgaben zu bestreiten. Die Mit-
tel sind dem Ertrag der Staatlichen Wetten und Lotterien entnommen (vgl. § 11
StHG 2012).

7.406.600 7.556.600

357.100 357.100

572.300 572.300

Ubertrag

8.336.000  8.486.000
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Landesjugendplan

Vorgesehen sind im Geschéftsbereich des 2011 2012
Titel veranschlagt vorgesehen
Tit.Gr. FKZ EUR EUR
0918  (noch) Ministerium fur Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frauen
und Senioren
Ubertrag 8.336.000 8.486.000
71 Férderung der Jugenderholung
Die Mittel sind Ubertragbar.
Die Gruppentitel sind gegenseitig deckungsfahig.
Tit.Gr. 71, Tit. 684 02, 684 07 und Tit.Gr. 72 und 75 sind gegen-
seitig deckungsfahig
684 71 261 Zuschiisse zur Férderung von Jugenderholungs-
mafnahmen 1.768.500 1.768.500
88371 261 Zuweisungen an Gemeinden u. Gemeindeverbande 0 0
89371 261 Zuschusse an sonstige Trager 284.500 284.500
Summe Titelgruppe 71 2.053.000 2.053.000
72 Foérderung der Jugendbildung
Die Mittel sind Ubertragbar. Die Gruppentitel sind gegenseitig de-
ckungsfahig.
Tit.Gr. 72, Tit. 684 02, 684 07, Tit.Gr. 71 und 75 sind gegenseitig
deckungsfahig. Erstattungen und sonstige Rickeinnahmen flie-
Ben den Mitteln zu.
Erlauterung: Im Zuge der Neuabgrenzung der Geschéftsbereiche der Ministeri-
en ist die Zustandigkeit fiir die Jugendbildung vom Kultusministerium (vgl. Kap.
0465 Tit.Gr. 72) auf das Sozialministerium Ubergegangen.
429 72 261 Personalaufwand 0 0
526 72 261 Kosten fir Sachverstandige 0 0
534 72 261 Dienstleistungen Dritter u. dgl. 0 0
547 72 261 Sonstige sachliche Ausgaben 0 5.500
Erlauterung: Ubertragen von Kap. 0465 Tit. 547 72
Ubertrag 10.389.000 10.544.500
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Landesjugendplan

Vorgesehen sind im Geschéftsbereich des 2011 2012
Titel veranschlagt vorgesehen
Tit.Gr. FKZ EUR EUR
0918  (noch) Ministerium fur Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frauen
und Senioren
Ubertrag 10.389.000 10.544.500
684 72 261 Zuschisse an sonstige Trager fur Malinahmen der 0  4.906.200
Jugendbildung
Erlauterung: Ubertragen von Kap. 0465 Tit. 684 72 => 4.866.200
Vorgesehen sind Zuschisse fur 2012:
in EUR
1. Jugendleiterlehrgéange 2.059.400
2. laufende Aufwendungen von Bildungs- 200.700
einrichtungen wie Jugendbildungsakademien,
der Servicestelle bei der Jugendstiftung und
ahnlichen Institutionen sowie der Jugendpresse
3. Jugendbildungsmafinahmen, insbesondere 905.800
Seminare und praktische MalRnahmen zur
politischen, sozialen, sportlichen,
musisch-kulturellen, 6kologischen und
technologischen Jugendbildung sowie zur
Mé&dchen- und Jungenbildung
4. Kooperationen der Tréger der auf3erschulischen 150.000
Jugendbildung mit Schulen
5. Jugendorganisationen zur Bildungsarbeit 1.345.800
6. bedeutsame Malinahmen der auf3erschulischen 104.500
Jugendbildung
7. Integration von jungen Menschen mit 100.000
Migrationshintergrund durch Jugendarbeit und
Vereine, durch soziale Gruppenarbeit zur
Stabilisierung gefahrdeter Jugendlicher u.a.
MaRnahmen
zus. 4.866.200
89372 261 Zuschusse zur Sanierung von Uberverbandlichen 0 26.200
Jugendarbeit
Erlauterung: Ubertragen von Kap. 0465 Tit. 893 72
Summe Titelgruppe 72 0  4.897.900
Ubertrag 10.389.000 15.476.900
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Landesjugendplan

Vorgesehen sind im Geschéftsbereich des 2011 2012
Titel veranschlagt vorgesehen
Tit.Gr. FKZ EUR EUR
0918  (noch) Ministerium fur Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frauen
und Senioren
Ubertrag 10.389.000 15.476.900
75 Sonstige bedeutsame Aufgaben und Mal3nahmen
der Jugendarbeit
Die Mittel sind Uibertragbar.
Die Gruppentitel sind gegenseitig deckungsféhig.
Tit.Gr. 75, Tit. 684 02, 684 07 und Tit.Gr. 71 sind gegenseitig de-
ckungsfahig.
Erlauterung:
Veranschlagt sind Aufwendungen und Zuschusse fir: Tsd. EUR
1. Modellvorhaben gem. 8 6 und § 14 JBG 90,0
2. Sonstige bedeutsame Aufgaben und MaRnahmen
der Jugendarbeit einschlie3lich Jugendnetz Baden-Wirttemberg _18,9
zus. 108,9
547 75 261 Sachaufwand 0 0
63375 261 Zuweisungen an Gemeinden u. Gemeindeverbande 0 0
684 75 261 Zuschisse an sonstige Trager 108.900 108.900
Summe Titelgruppe 75 108.900 108.900
Ubertrag 10.497.900 15.585.800
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Landesjugendplan

Vorgesehen sind im Geschéftsbereich des 2011 2012
Titel veranschlagt vorgesehen
Tit.Gr. FKZ EUR EUR
0918  (noch) Ministerium fur Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frauen
und Senioren
Ubertrag 10.497.900 15.585.800
76 Maflnahmen auf dem Gebiet der Jugendhilfe
Die Mittel sind Ubertragbar.
Die Gruppentitel sind gegenseitig deckungsfahig.
Tit.Gr. 76 und Tit. 684 09 sind gegenseitig deckungsfahig.
Ersétze und Rickeinnahmen flieRen den Mitteln zu.
Mehrausgaben sind bis zur Hohe von Einsparungen bei Kap.
0902 Tit.Gr. 70 zulassig.
Erlauterung: Wenigerausgaben konnen fir Ausgaben bei Tit. 684 08 in An-
spruch genommen werden.
547 76 Sonstige sachliche Ausgaben 5.000 5.000
Erlauterung: Ubertragen von
Tit. 547 01 5,0 Tsd. EUR
633 76 Foérderung von Einrichtungen und MaRnahmen auf 148.300 148.300
dem Gebiet der Jugendhilfe an Gemeinden und
Gemeindeverbande
Erlauterung:
Ubertragen von Tit. 633 01 148,3 Tsd. EUR
(Vgl. auch Tit. 684 76)
Veranschlagt sind Zuschusse zur Férderung von Vorhaben der sozialen Jugend-
arbeit in Problemgebieten sowie fir Modelle und modellhafte Malnahmen in der
Jugendhilfe in kommunaler Tragerschatft.
Die Mittel sind in voller Hohe dem Wettmittelfonds entnommen (vgl. § 11 StHG
2012).
Gefordert werden auch MaBnahmen des Biindnisses zur Starkung der berufli-
chen Ausbildung 2010 — 2014 vom 20.12.2010.
Ubertrag 10.651.200 15.739.100
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Landesjugendplan

Vorgesehen sind im Geschéftsbereich des 2011 2012
Titel veranschlagt vorgesehen
Tit.Gr. FKZ EUR EUR
0918  (noch) Ministerium fur Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frauen
und Senioren
Ubertrag 10.651.200 15.739.100
684 76
Férderung von Einrichtungen und MaRnahmen auf
dem Gebiet der Jugendhilfe an sonstige Trager 2.269.600 2.139.600
Erlauterung: (Vgl. auch Tit. 633 76).
Veranschlagt sind Zuschiisse zur Férderung der sozialen Jugendarbeit in Prob-
lemgebieten, zur Férderung von Modellen und modellhaften MaBnahmen in der
Jugendhilfe sowie zur teilweisen Umsetzung der Handlungsempfehlungen des
Expertenkreises Amok.
Die Mittel sind in voller Hohe dem Wettmittelfonds entnommen (vgl. § 11 StHG
2012).
Gefordert werden auch MaBnahmen des Bundnisses zur Starkung der berufli-
chen Ausbildung 2010 — 2014 vom 20. Dezember 2010.
Summe Titelgruppe 76 2.422.900 2.292.900
Ubertrag 12.920.800 17.878.700
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Titel
Tit.Gr.

Landesjugendplan
Vorgesehen sind im Geschéftsbereich des 2011 2012
veranschlagt vorgesehen
FKZ EUR EUR

0918

77

429 77

547 77

633 77

684 77

(noch) Ministerium fur Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frauen
und Senioren

Ubertrag 12.920.800 17.878.700

Jugendsozialarbeit an Schulen

Erlauterung:

Nach dem ,Pakt fir Familien mit Kindern* der Landesregierung und den kom-
munalen Landesverbéanden zum ,vom 10. November 2011 beteiligt sich das Land
ab dem Jahr 2012 zu einem Drittel an den Kosten der Schulsozialarbeit bis zu
einer Obergrenze von 15 Mio. EUR jahrlich.

262 Personalaufwand

262 Sonstige sachliche Ausgaben

Erlauterung:
Die Mittel dienen der zur Umsetzung der Schulsozialarbeit vereinbarten Sachkos-
tenerstattung.

262 Zuweisungen an Gemeinden u. Gemeindeverbande
zur Forderung der Jugendsozialarbeit an Schulen

Erlauterung:
Veranschlagt sind Zuschisse zu den Personal- und Sachkosten zur Finanzie-
rung der Schulsozialarbeit.

0 15.000.000

262 Zuschisse an sonstige Trager zur Férderung der
Jugendsozialarbeit an Schulen

Erlauterung:
Veranschlagt sind Zuschisse zu den Personal- und Sachkosten zur Finanzie-
rung der Schulsozialarbeit.

Summe Titelgruppe 76 0 15.000.000

Ubertrag 12.920.800 32.878.700
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Titel
Tit.Gr.

Landesjugendplan

Vorgesehen sind im Geschéftsbereich des 2011
veranschlagt
FKZ EUR

2012
vorgesehen
EUR

0919

681 02

(noch) Ministerium fur Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frauen
und Senioren

Ubertrag 12.920.800

232 Landeserziehungsgeld 51.400.000

Die Mittel sind Ubertragbar.
Tit. 681 02 und 534 01 sind gegenseitig deckungsféhig.
Tit. 681 02 und 681 04 sind gegenseitig deckungsfahig.
Tit. 681 02 und 684 08 sind gegenseitig deckungsfahig.
Die Mittel werden von der L-Bank - Férderbank - verwaltet.
2012
Verpflichtungsermachtigung
Davon zur Zahlung fallig im
Haushaltsjahr 2013 .............. 16.500.000
Haushaltsjahr 2014 .. 16.300.000
Haushaltsjahr 2014 .............. i 200.000

Erlauterung: Vgl. Vermerk bei Tit. 534 01.

Im Rahmen der Landeserziehungsoffensive (LEO) erfolgte eine Neukonzeption
des Landeserziehungsgeldes. Danach erhalten Familien fiir ab 2007 geborene
Kinder im zweiten Lebensjahr im Anschluss an das Elterngeld eine finanzielle
Unterstiitzung als Anerkennung der familidren Erziehungsarbeit. Antragsberech-
tigt sind Deutsche, ausléndische EU-Angehdrige, Angehdrige eines anderen Ver-
tragsstaates des Abkommens Uber den Europaischen Wirtschaftsraum (EU-
/EWR-Burgerinnen und Birger) sowie Drittstaatsangehdrige bestimmter, mit der
EU assoziierter Staaten. Das Landeserziehungsgeld wird als Zuschuss gewabhrt.
Das Landeserziehungsgeld wird fiir bis zu zehn Lebensmonate des Kindes im
unmittelbaren Anschluss an den Bezug des Bundeselterngeldes gewahrt und be-
tragt monatlich bis zu 205 EUR, ab dem dritten Kind bis zu 240 EUR. Das volle
Landeserziehungsgeld wird fur Geburten ab 1. Januar 2010 gezahlt, wenn das
Familienjahreseinkommen bei Verheirateten und Paaren 17.760 EUR, bei allein
Erziehenden 14.700 EUR nicht Ubersteigt. Die Einkommensgrenze erhoht sich
fur jedes weitere Kind in der Familie um 2.760 EUR.

Die Bewilligung und Auszahlung erfolgt durch die L-Bank — Férderbank - nach
Richtlinien. Die zu erstattenden Verwaltungskostenbeitrage sind bei Tit. 534 01
veranschlagt.

32.878.700

38.000.000

Ubertrag 64.320.800

70.878.700
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Landesjugendplan

Vorgesehen sind im Geschéftsbereich des 2011 2012
Titel veranschlagt vorgesehen
Tit.Gr. FKZ EUR EUR

0919 (noch) Ministerium fur Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frauen
und Senioren

Ubertrag 64.320.800 70.878.700

681 04 290 Zuschisse an Familien mit Mehrlingsgeburten 225.000 225.000

Die Mittel sind Ubertragbar.
Tit. 681 04 und 681 02 sind gegenseitig deckungsfahig.
Die Mittel werden von der L-Bank — Forderbank - verwaltet.

Erlauterung: Familien mit Mehrlingsgeburten (ab Drillingen) erhalten einen ein-
maligen Zuschuss in Hohe von 2.500 EUR je Mehrlingskind. Mit dem Zuschuss
wird der hohen finanziellen Belastungssituation dieser Familien Rechnung getra-
gen. Der Zuschuss dient beispielsweise der Finanzierung des Einsatzes einer
Hilfe zur Versorgung und Betreuung der Kinder. Die Bewilligung und Auszahlung
erfolgt durch die L-Bank — Forderbank - nach Richtlinien. Die zu erstattenden
Verwaltungskostenbeitrage sind bei Tit. 534 01 veranschlagt.

Ubertrag: 64.545.800 71.103.700
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Landesjugendplan

Vorgesehen sind im Geschéftsbereich des 2011 2012
Titel veranschlagt vorgesehen
Tit.Gr. FKZ EUR EUR

0919 (noch) Ministerium fir Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frauen
und Senioren

Ubertrag 64.545.800 71.103.700

70 Forderung Kleinkinderbetreuung

Die Mittel sind Ubertragbar.
Die Gruppentitel sind gegenseitig deckungsfahig.

Erlauterung: Die Mittel sind zur Férderung der Strukturen in der Kindertages-
pflege, deren Durchfiihrung in der VwV Kindertagespflege den Ministeriums fur
Arbeit und Soziales vom 18.02.2009 geregelt ist, bestimmt. Die Zuschusse fir
die Betriebskostenférderung in der Kleinkindbetreuung werden seit den Jahr
2009 Uber das FAG abgewickelt.

63370 274 Zuschiisse fiir Kinderkrippen an Gemeinden und 0 0
Gemeindeverbénde

681 70 274 Zuschisse zur Forderung der Kindertagespflege 4.120.000 0

Erlauterung:
Im Zuge der Neuabgrenzung der Geschaftsbereiche
der Ministerien tibertragen nach Kap. 0439 Tit. 681 70.

684 70 274 Zuschiisse fiir Kinderkrippen an Tréager der freien 0 0
Jugendhilfen

Summe TG 70 4.120.000 0

Ubertrag 68.665.800 71.103.700
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Titel
Tit.Gr.

Vorgesehen sind im Geschéftsbereich des

FKZ

Landesjugendplan

2011
veranschlagt
EUR

2012
vorgesehen
EUR

0919

71

42971

53471

54771

63371

(noch) Ministerium fur Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frauen
und Senioren

Ubertrag
Programm STARKE

Die Mittel sind Ubertragbar.
Ersatze flieRen den Mitteln zu.
Die Gruppentitel sind gegenseitig deckungsféhig.

Erléauterung: Im Rahmen der Landeserziehungsoffensive (LEO) beschloss die
Landesregierung am 3. April 2007 u.a. ein Programm zur Starkung der Eltern-
kompetenzen (Programm STARKE) in Hohe von 4 Mio. EUR aufzulegen. Am 28.
April 2008 stimmte die Landesregierung der Rahmenvereinbarung zum Pro-
gramm STARKE, die anschieRend von den Partnern unterzeichnet wurde, zu.
Danach erhalten Eltern fur ab 1. September 2008 geborene Kinder einen
Bildungsgutschein im Wert von 40 EUR, den sie bei Bildungstragern fur Grund-
angebote der Elternbildung einlésen kénnen. Den Bildungstragern wird der Wert
der eingeldsten Gutscheine aus den Programmmitteln erstattet. AuRerdem sollen
die Programmmittel fiir den Elternbildungsbedarf von Familien in besonderen
Belastungssituationen verwendet werden. Das Programm STARKE wird auf der
Grundlage einer zwischen der Landesregierung, den Kommunalen Landesver-
bénden, den Spitzenverbanden der Familien- und Elternbildungstrager, dem
Kommunalverband fur Jugend und Soziales und weiteren Partnern geschlosse-
nen Rahmenvereinbarung durchgefiihrt.

Bei Kap. 1205 Tit. 613 72 sind als Kostenersatz fur die Einwohnermeldeamter
200,0 Tsd. EUR veranschlagt.

263 Personalaufwand

Erlauterung: Leertitel fur ggf. anfallende Personalausgaben im Rahmen der
Programmabwicklung.

263 Dienstleistungen Dritter u. dgl.

Erlauterung: Fur Werkvertrage u.a.
Leertitel fir ggf. anfallende Ausgaben im Rahmen der Programmabwicklung.

263 Sonstige sachliche Ausgaben

Erlauterung: Leertitel fur ggf. anfallende Ausgaben im Rahmen der Programmabwicklung.
263 Zuweisungen fiir laufende Zwecke an Gemeinden

und Gemeindeverbande

Summe TG 71

Ubertrag:

68.665.800

3.800.000

71.103.700

3.800.000

3.800.000

72.465.800

3.800.000

74.903.700
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Landesjugendplan

Vorgesehen sind im Geschéftsbereich des 2011 2012
Titel veranschlagt vorgesehen
Tit.Gr. FKZ EUR EUR
0919  (noch) Ministerium fur Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frauen
und Senioren
Ubertrag 72.465.800 74.903.700
72 MafRnahmen zur Weiterentwicklung des "Kinder-
lands Baden-Wirttemberg"
Die Mittel sind Uibertragbar.
Die Gruppentitel sind gegenseitig deckungsfahig.
Tit.Gr. 72, Tit. 429 01und 547 01 sind gegenseitig deckungsfa-
hig.
Tit.Gr. 72 und Tit.Gr. 74 sind gegenseitig deckungsfahig.
Ausgaben zur Forderung sozialpolitischer MaBnahmen sind in
Hohe von bis zu 25 v.H. der Mehreinnahmen bei Tit. 281 02 zu-
lassig.
429 72 290 Personalaufwand 0 0
53472 290 Dienstleistungen Dritter und dgl. 0 0
547 72 Sonstige sachliche Ausgaben 70.000 70.000
633 72 290 Zuweisungen fur laufende Zwecke an Gemeinden 0 0
und Gemeindeverbénde
684 72 Zuschusse fir laufende Zwecke an sonstige Tra- 100.000 100.000
ger
Summe Titelgruppe 72 170.000 170.000
Ubertrag: 72.635.800 75.073.700



- 101 -

Titel
Tit.Gr.

Landesjugendplan

Vorgesehen sind im Geschéftsbereich des 2011
veranschlagt
FKZ EUR

2012
vorgesehen
EUR

0919

74

42974

534 74

547 74

684 74

(noch) Ministerium fur Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frauen
und Senioren

Ubertrag 72.635.800

Mafinahmen zur Weiterentwicklung des Kinder-
schutzes

Die Mittel sind Uibertragbar.

Die Gruppentitel sind gegenseitig deckungsfahig.

Tit.Gr. 74 und Tit.Gr. 72 sind gegenseitig deckungsfahig. Mehr-
ausgaben sind bis zur Héhe von 200,0 Tsd. EUR gegen Ein-
sparungen bei Tit.Gr. 71 zulassig

Erlauterung:

Zur notwendigen Qualifizierung der in den ,Frihen Hilfen“ und im Kinderschutz
tatigen Fachkréfte sollen neue Techniken, insbesondere durch internetbasierte
E-Learning-Programme, die sehr schnell in die Breite wirken, eingesetzt werden.
Die Entwicklung und Implementierung eines E-Learning-Moduls wurde im Jahr
2009 begonnen.

Als weitere MaflRnahme des Kinderschutzes soll in Baden-Wurttemberg der Auf-
bau eines annéhernd flachendeckenden Betreuungsnetzes mit Familienhebam-
men und Familienkinderkrankenschwestern unterstiitzt werden. Hierfur ist ein er-
ganzender Zuschuss fur Qualifizierungsmafnahmen an den
Landeshebammenverband erforderlich. Der Landeshebammenverband soll im
Rahmen eines auf sechs Jahre bis zum Jahr 2014 befristeten Impulsprogrammes
bei seinem Fortbildungsprogramm zur Familienhebamme unterstiitzt werden.
Entsprechendes gilt fur ein sich in Planung befindendes Fortbildungsprogramm
des Verbandes der Kinderkrankenschwestern. Darlber hinaus soll im Wege ei-
ner Anschubfinanzierung des Landes, ebenfalls befristet auf sechs Jahre bis
2014, der Einsatz dieser neu ausgebildeten Fachkréafte vor Ort geférdert werden.

290 Personalaufwand 0
290 Dienstleistungen Dritter und dgl. 0

Sonstige sachliche Ausgaben 0

263 Zuschisse an sonstige Trager fur Malinahmen des 480.000
Kinderschutzes

Erlauterung:

Mit jeweils 200,0 Tsd. EUR in den Jahren 2009 bis 2014 soll der Ausbau eines
Betreuungsnetzes mit Familienhebammen und Familienkinderkrankenschwes-
terngeférdert werden.

75.073.700

0

280.000

Summe Titelgruppe 74 480.000

280.000

Ubertrag: 73.115.800

75.353.700
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Titel
Tit.Gr.

Vorgesehen sind im Geschéftsbereich des

FKZ

Landesjugendplan

2011
veranschlagt
EUR

2012
vorgesehen
EUR

0921

684 02

(noch) Ministerium fur Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frauen
und Senioren

Ubertrag

235 Zuschisse fir MaBnahmen im Bereich der
Chancengleichheit

Die Mittel sind Uibertragbar.

Tit. 684 02, 429 01 und 547 01 sind gegenseitig deckungsfahig.
Tit. 684 02 und 684 01 sind gegenseitig deckungsféhig.

Tit. 684 02 und 684 05 sind gegenseitig deckungsfahig.
Rickeinnahmen und Erséatze flieRen den Mitteln zu.

Die Verpflichtungserméchtigung bei Tit. 684 02 kann auch bei
Tit. 684 05 in Anspruch genommen werden.

Erlauterung: Veranschlagt sind Zuschussmittel fur Mal3nahmen im Bereich der
Chancengleichheit, insbesondere fur Projekte in den Bereichen Gleichstellung in
Bildung, Beruf, Familie und Gesellschaft.

Die Mittel sind in voller Hohe dem Wettmittelfonds entnommen (vgl. § 11 StHG
2012).

Wenigerausgaben kdnnen fir Mehrausgaben bei Tit. 534 01 in Anspruch ge-
nommen werden.

Summe

Ubertrag:

73.115.800

25.600

75.353.700

25.600

25.600

25.600

73.141.400

75.379.300
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Titel
Tit.Gr.

Landesjugendplan

Vorgesehen sind im Geschéftsbereich des 2011
veranschlagt
FKZ EUR

2012
vorgesehen
EUR

0922

75

633 75

(noch) Ministerium fur Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frauen
und Senioren

Ubertrag 73.141.400

Férderung von Malinahmen der Suchthilfe und
Suchtpravention

Die Mittel sind Uibertragbar.

Die Gruppentitel sind bis auf Tit. 883 75 gegenseitig deckungs-
fahig.

Ersatze flieRen den Mitteln zu.

Erléauterung: Veranschlagt sind Mittel zur Suchthilfe und Suchtprévention. Ver-
anschlagt sind Mittel zur Suchthilfe und Suchtpravention.

Nach 8§ 1 Abs. 2 des Ausfilhrungsgesetzes zum Gliicksspielstaatsvertrag vom
4. Mérz 2008 (GBI. S. 81) nimmt das Land die wissenschaftliche Forschung zur
Vermeidung und Abwehr von Suchtgefahren durch Glicksspiele, die Suchtpra-
vention

und -hilfe sowie die Glucksspielaufsicht als 6ffentliche Aufgabe wahr. Es stellt
hierfir einen angemessenen Anteil - aul3erhalb des Wettmittelfonds - aus den
Reinertragen der Gliicksspiele zur Verfigung (vgl. auch Kap. 1202 Tit. 123 08).

314 Zuweisungen an Gemeinden u. Gemeindeverbande 7.353.200

Erlauterung: : Ubertragen von Tit. 684 75 5.896,0 Tsd. EUR.

Veranschlagt sind Zuweisungen an Tsd. EUR
1. Stadt- und Landkreise fur die Beauftragten fiir

.Suchtprophylaxe: 511,3
2. Psychosoziale Beratungs- und ambulante Behandlungsstellen (PSB)

und Kontaktladen 6.841.9
. zus. 7.353,2

Mittel in H6he von 4.648,8 Tsd. EUR sind dem Wettmittelfonds entnommen (vgl.
§ 11 StHG 2012).

Zu Nr. 2: Fur die Psychosozialen Beratungs- und ambulanten Behand-
lungsstellen fiir Suchtgefahrdete und Suchtkranke sowie fur Kontaktladen ge-
wahrt das Land Zuschiisse nach der Verwaltungsvorschrift des

Ministeriums fur Arbeit und Soziales vom 28. November 2008 (GABI. S. 536).

Summe Titelgruppe 75 7.353.200

75.379.300

7.353.200

7.353.200

Ministerium fiir Arbeit und Sozialordnung,
Familie, Frauen und Senioren insgesamt 80.494.600

82.732.500
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Landesjugendplan

Vorgesehen sind im Geschéftsbereich des 2011 2012
Titel veranschlagt vorgesehen
Tit.Gr. FKZ EUR EUR

0918  (noch) Ministerium fur Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frauen
und Senioren

nachrichtlich:

Leistungen des Landes, auf die auch der Héhe
nach ein Rechtsanspruch besteht:

67101 266 Kostenerstattung bei Gewéahrung von Jugendhilfe 2.400.000  1.200.000
nach der Einreise gem. § 89d SGB VIII

Erlauterung:

Die Trager der Jugendamter, die nach der Einreise eines jungen Menschen ohne
gewohnlichen Aufenthalt im Inland Jugendhilfe gewahren, haben Anspruch auf
Erstattung ihrer Kosten. Erstattungspflichtig sind nach der seit 1. Juli 1998 gel-
tenden Fassung des § 89 d SGB VIl die Lander. Soweit die Eingereisten keinen
Geburtsort im Bundesgebiet haben, bestimmt das Bundesverwaltungsamt das
jeweils erstattungspflichtige Land mit dem Ziel der gleichméaRigen Belastung pro
Einwohner. Die Zustandigkeit flr die Erstattungsleistungen liegt beim Regie-
rungsprasidium Stuttgart Abt. 10 Landesversorgungsamt.

Weniger entsprechend des erwarteten Bedarfs.

684 01 124 Zuschisse fur Schulen an anerkannten Heimen fir ~ 137.550.000 148.750.000
Minderjahrige und Berufsbildungswerken

Die Mittel sind ibertragbar.

Erlauterung:

Es sind Mittel veranschlagt fur die Gewahrung von Zuschiissen nach § 28 des
Kinder- und Jugendhilfegesetzes fir Baden-Wirttemberg (LKJHG) in der Fas-
sung vom 19. April 1996 (GBI. S. 457), geandert durch Artikel 6 des Gesetzes
vom 16. Dezember 1996 (GBI. S. 776), an genehmigte Schulen an Heimen von
Tragern der freien Jugendhilfe sowie an genehmigte Schulen an Berufsbildungs-
werken fur die Personalkosten (Abs. 1 und 3 a. a. O.) und zu den Sachkosten bis
zur Hoéhe der in § 2 der Schullastenverordnung in der am 31. Dezember des je-
weiligen Vorjahres geltenden Fassung fir offentliche Schulen vorgesehenen
Sachkostenbeitrage (Abs. 5 a. a. O.).

Ubertrag nachrichtlich aus 0918:  139.950.000 149.950.000
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Landesjugendplan

Vorgesehen sind im Geschéftsbereich des 2011 2012
Titel veranschlagt vorgesehen
Tit.Gr. FKZ EUR EUR

0919 (noch) Ministerium fr Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frauen
und Senioren
Ubertrag nachrichtlich aus 0918:  139.950.000 149.950.000

nachrichtlich:

Leistungen des Landes, auf die auch der Héhe
nach ein Rechtsanspruch besteht:

68101 237 Leistungen nach dem UnterhaltsvorschuR3gesetz 56.500.000 52.000.000

Erlauterung: Das Gesetz zur Sicherung des Unterhalts von Kindern allein ste-
hender Mitter und Vater durch Unterhaltsvorschiisse oder -ausfallleistungen
(Unterhaltsvorschussgesetz) vom 23. Juli 1979, i. d. F. der Bekanntmachung v.
17. Juli 2007 (BGBI. | S.1446), geéandert durch das Gesetz vom 21. Dezember
2007 (BGBI. | S. 3194), sieht fur Kinder allein stehender Miitter und Vater bis
zur Vollendung des zwdlften Lebensjahres unter im einzelnen geregelten Vo-
raussetzungen bis zur Héhe des um das halbe Erstkindergeld gekurzten Regel-
unterhalts nach dem BGB fiir jeweils langstens 72 Monate einen Anspruch auf
Unterhaltsvorschuss oder -ausfallleistung vor. Das Gesetz wird von den Land-
kreisen und den Stadtkreisen sowie den kreisangehdrigen Gemeinden mit Ju-
gendamt als Pflichtaufgabe nach Weisung durchgefiihrt.

Die Gesamtaufwendungen zur Durchfiihrung des Unterhaltsvorschussgesetzes
betragen im Jahr 2012 voraussichtlich 78 Mio. EUR.

Nach § 8 Abs. 2 des Unterhaltsvorschussgesetzes werden die Geldleistungen zu
einem Drittel vom Bund, im Ubrigen von den Landern getragen. Durch die Ande-
rung des Durchfiihrungsgesetzes zum Unterhaltsvorschussgesetz zum 1. April
2004 tragen die zustandigen kommunalen Gebietskorperschaften seit diesem
Zeitpunkt ein Drittel der Ausgaben fur die Leistungen  nach dem Unterhaltsvor-
schussgesetz. Veranschlagt sind daher nur der Bundes- und Landesanteil (vgl.
Tit. 231 01).

Weniger entsprechend des erwarteten Bedarfs.

Ministerium fur Arbeit und Sozialordnung,
Familie, Frauen und Senioren (nachrichtlich)

insges. 196.450.000 206.450.000
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Tit.Gr.

Landesjugendplan

Vorgesehen sind im Geschéftsbereich des 2011
veranschlagt
FKZ EUR

2012
vorgesehen
EUR

1007

77

547 77

685 77

981 77

Ministerium fuar Umwelt, KlIima und Energie-
wirtschaft

Forderung des freiwilligen 6kologischen Jahres

Erlauterung: Mit dem freiwilligen 6kologischen Jahr soll jungen Menschen ein
Angebot gemacht werden, die sich fur den Erhalt und die Verbesserung der na-
turlichen Lebensgrundlagen in einem begrenzten Zeitraum zwischen Ausbildung
und Berufsausbildung in besonderem MafRe engagieren wollen, vgl. Gesetz zur
Forderung von Jugendfreiwilligendiensten (Jugendfreiwilligendienstgesetz -
JFDG) vom 16.05.2008, BGBI. | S. 842.

Vorgesehen ist die Beschéftigung von bis zu 210 Teilnehmern bei verschiede-
nen Einsatzstellen.

Sachaufwand 30.000

Erléauterung: Veranschlagt ist der allgemeine Sachaufwand u. a. Broschuren,
Anzeigen und dgl.

Zuschiisse fir laufende Zwecke an 6ffentliche 370.000
Einrichtungen

Erléauterung: Veranschlagt sind Zuweisungen und Zuschusse an die Trager des
freiwilligen 6kologischen Jahres, insbesondere Anteile an den Seminar-, Sach-
und Personalkosten sowie die Kosten fur Sozialversicherungsbeitrage und Antei-
le am monat-lichen Taschengeld der Teilnehmer.

Verrechnungen zwischen Kapiteln 580.000

Erlauterung: Veranschlagt sind Zuweisungen und Zuschisse an die Trager des
freiwilligen 6kologischen Jahres,

insbesondere Anteile an den Seminar-, Sach- und Personalkosten sowie die
Kosten fur Sozialversicherungsbeitrage

und Anteile am monatlichen Taschengeld der Teilnehmer. Der hierzu korrespon-
dierende Titel im Landeshaushalt:

Kap. 0205 Tit. 381 77.

30.000

382.900

800.000

Umweltministerium insgesamt 980.000

1.212.900
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Landesjugendplan

Vorgesehen sind im Geschéftsbereich des 2011

veranschlagt

EUR

2012
vorgesehen
EUR

1212

70

684 70

Allgemeine Finanzverwaltung

Praventionsmafinahmen gegen Jugendgewalt an
Schulen, insbes. Konsequenzen aus dem Amoklauf
in Winnenden und Wendlingen

Ausgaben sind nach MafRRgabe entsprechender Landtagsbe-
schliisse zuléssig. Die Ausgabeerméachtigung erhéht sich nach
MafRgabe entsprechender Landtagsbeschliisse gegen Einspa-
rung an anderer Stelle nach vorheriger Zustimmung des Aus-
schusses fur Finanzen und Wirtschaft. Die Ausgaben dirfen auch
neben anderen zweckentsprechenden Bewilligungen des Staats-
haushaltsplans geleistet werden (§ 35 Abs. 2 LHO).

Mittel und finanzierte Ausgabeerméchtigungen sind tbertragbar.

Innerhalb der einzelnen Titelgruppen sind die Gruppentitel
gegenseitig deckungsfahig

Zuweisungen fur laufende Zwecke an soziale und
ahnliche Einrichtungen

0

721.000

Allgemeine Finanzverwaltung insgesamt

0

721.000
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Vorgesehen sind im Geschéftsbereich des

veranschlagt

Landesjugendplan

2012

vorgesehen

EUR

14

1486

547 86

633 86

684 86

893 86

Ministerium fir Wissenschaft,
Forschung und Kunst

Forderung der Jugendmusik

Die Mittel sind Ubertragbar.
Die Ausgabeermachtigung erhéht sich um die Einnahmen bei Tit.
282 86.

Erlauterung:
Ubertragen von Kap. 0465 Tit.Gr. 81.

Veranschlagt sind: Tsd. Euro

Zuschusse fur
1. musikalische Einrichtungen, insbesondere
a) die Bundesakademie fiir musikalische Jugendbildung
e.V. Trossingen 2424
b) b) die Musikakademie Schloss Weikersheim 50,0
c) die Geschaftsstelle des Landesmusikrats Baden-
Wiurttemberg e.V 125,0

2. Ensembles, Wetthewerbe etc., insbesondere die landes-
zentralen musikalischen Jugendensembles, den Wett-
bewerb ,Jugend musiziert* (Organisationskosten,
Preistragerkonzert) sowie sonstige Musikwettbewerbe
fur die Jugend (Chormusik, Blasmusik, Jugend
komponiert, Folklorewettbewerbe u. dgl.) 700,0

3. Modellvorhaben der musisch-kulturellen Bildung
gem. § 6 JBG, sonstige besondere musisch-kulturelle
Aufgaben und MaRnahmen, die Kulturpflege, vor allem
im landlichen Raum 60,9
1.178,3

Zu Erl. Ziff. 1a): Die Zuschusse fir den laufenden Betrieb der Akademie gewah-
ren der Bund und das Land im Verhéltnis 2:1, hdchstens jedoch 242,4 Tsd. EUR.

Zu Erl. Ziff. 1b): Voraussetzung fir eine Zuschussgewahrung durch das Land ist
eine entsprechende Forderung durch Stadt und Landkreis.

Zu Erl. Ziff. 3):

Aus diesen Mitteln kdnnen Zuschuiisse insbesondere flir Wettbe-

werbe, Veranstaltungen u.a. gewahrt werden.

261

261

261

261

Sachaufwand
Zuweisungen an Gemeinden und Gemeindeverb.

Zuschisse an sonstige Trager

Zuschusse an musikalische Einrichtungen fur
Investitionsvorhaben

Ministerium fir Wissenschaft, Forschung und Kunst

insgesamt

6.200

51.700

1.120.400

1.178.300



	44. Landesjugendplan2012
	Rechtsgrundlage
	I. Vorbemerkung
	II. Bericht über vordringliche Aufgaben der Jugendhilfe
	1. Geschäftsbereich des Ministeriums für Arbeit und Sozialordnung, 
Familie, Frauen und Senioren  
	2. Geschäftsbereich des Ministeriums für Kultus, Jugend und Sport
	3. Geschäftsbereich des Ministeriums für Wissenschaft, Forschung und Kunst
	4. Geschäftsbereich des Ministeriums für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz
	5. Geschäftsbereich des Innenministeriums
	6. Geschäftsbereich des Ministeriums für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft
	Teil III: Aufgliederung der Haushaltsansätzenach Haushaltsjahren und Einzelplänen



